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1) o. Nr. SS2.01 /14 

Im Kalenderjahr 1991 sind aus der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs heimgerufen worden: 

Aurel von Jüchen 
geboren am 20. Mai 1902 
früher Pastor in Schwerin - St. Nicolai 
zuletzt wohnhaft in Berlin-West 
gestorben am 11. Januar 1991 
im 89. Lebensjahr 

Siegfried Boy 
geboren am 15. Juli 1916 
früher Pastor in Wredenhagen 
zuletzt wohnhaft in Burg 
iestorben am 27. Januar 1991 
im 15. Lebensjahr 

Gerhard Neumann 
geboren am 23. Juni 1914 
früherLandessin�ewart 
zuletzt wohnhaft m Kladow 
gestorben am 4. Februar 1991 
im 77. Lebensjahr 

Otto Lembke 
geboren am 28. Juli 1901 
früher Küster in Leussow 
gestorben am 22. Februar 1991 
im 90. Lebensjahr 

Henny Schröder 
geboren am 5. Dezember 1911 
früher C-Katechetin in Badendiek 
iestorben am 27. Februar 1991 
im 80. Lebensjahr 

Magda Schleiff 
geboren am 19. August 1901 
früher B-Katechetin 
gestorben im Februar 1991 
im 90. Lebensjahr 

Walter Rütz 
geboren am 24. November 1907 
früher.Pastor in Sietow 
zuletzt wohnhaft in Lübeck 
gestorben am 8. März 1991 
im 84. Lebensjahr 

t 
Dr. Gerhard Fohl 
geboren am 17. April 1935 
früher Pastor in Rövershagen 
zuletzt wohnhaft in Buxdehude 
J,1estorben am 21. März 1991 
im 66. Lebensjahr 

Werner Schnoor 
geboren am 15. Oktober 1909 
Kirchenrat i. R. 
früher Chefredakteur der Mecklenburgischen 
Kirchenzeitung 
zuletzt wohnhaft in Schwerin 
gestorben am 24. März 1991 
im 82. Lebensjahr 

Gisela Albrecht 
geboren am 16. August 1936 
früher Pastorin in Neuhaus (Elbe) 
gestorben am 15. April 1991 
im 55. Lebensjahr 

Gertrud Kleinfeld 
geboren am 13. Januar 1907 
früher Angestellte beim Kirchensteueramt in 
Rostock 
gestorben am 17. April 1991 
im 85. Lebensjahr 

Walter Romberg 
geboren am 16. September 1919 
früher Pastor in der Bemogemeinde in Schwerin 
zuletzt wohnhaft in Saarbrücken 
gestorben am 18. April 1991 
im 72. Lebensjahr 

Gotthold Ziemer 
geboren am 1. Juli 1912 
früher Pastor in Grüssow 
zuletzt wohnhaft in Lutherstadt Wittenberg 
gestorben am 20. April 1991 
im 79. Lebensjahr 

Arnold Hammermeister 
geboren am 14. August 1899 
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früher Pastor in Recknitz 
zuletzt wohnhaft in Güstrow 
iestorben am 23. April 1991 
1m 92. Lebensjahr 

Irmgard Kern 
geboren am 11. Januar 1913 
früher B-Katechetin in Pritzier 
zuletzt wohnhaft in Ludwigslust Haus "Hephata" 
gestorben am 17. Mai 1991 
im 79. Lebensjahr 

Elisabeth G ätbk e 
geboren am 5. November 1920 
früher Angestellte beim Kirchensteueramt in 
Hagenow 
gestorben am 30. Mai 1991 
im 71. Lebensjahr 

Gertrud Klenow geb. Duw 
geboren am 29. Juli 1913 
früher Katechetin in Goldberg 
gestorben am 12. Juni 1991 
im 78. Lebensjahr 

Wolfgang Trenlder 
geboren am 9. August 1913 
früher Pastor in Conow 
zuletzt wohnhaft in Ratzeburg 
gestorben am 18. Juni 1991 
im 78. Lebensjahr 

Hans Werner Ohse 
geboren am 18. Januar 1898 
früher Propst in Gadebusch 
zuletzt wohnhaft in Bad Doberan 
gestorben am 3. Juli 1991 
im 94. Lebensjahr 

Werner Hebert 
geboren am 24. März 1896 
früher kirchlicher Baubeauftragter im Kirchenkreis 
Schwerin und Schwammsachverständiger der Lan
deskirche 
gestorben am 6. Juli 1991 
im 96. Lebensjahr 

Paul Zedler 
geboren am 19. Januar 1910 
früher Pastor in Güstrow - Pfarrkirche 
zuletzt wohnhaft in Ludwigslust 
gestorben am 30. Juli 1991 
im 82. Lebensjahr 

Otto Winarske 
geboren am 20. Juli 1925 
früher Küster der Domaemeinde in Schwerin 

gestorben am 10. September 1991 
im 67. Lebensjahr 

Annemarie Dohse 
geboren am 2. August 1898 
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früher Angestellte beim Kirchensteueramt in 
Rostock 
gestorben am 14. September 1991 
im 94. Lebensjahr 

Karl-Martin Krempien 
geboren am 25. August 1900 
früher Kreiskatechet des Kirchenkreises Schwerin 
zuletzt wohnhaft in Hagenow 
gestorben am 5. Oktober 1991 
im 92. Lebensjahr 

Johanna Matz 
geb. am 25. Juni 1910 
früher Heimleiterin des Landeskirchlieben 
Erholungsheimes in Ost-reebad Dierbagen 
gestorben am 15. Oktober 1991 
im 82. Lebensjahr 

Karl Heinz Constien 
geboren am 23. Juni 1928 
früher Pastor in Groß Tessin 
gestorben am 21. Oktober 1991 
im 64. Lebensjahr 

Annemarie Roemer 
geboren am 1. Oktober 1903 
früher B-Katechetin 
gestorben am 30. Oktober 1991 
im 89. Lebensjahr 

Petra Köster-T eichert 
geboren am 23. August 1961 
früher Fürsorgerin in der kirchlicb-sozial
diakonischen Jugendarbeit in Schwerin 
gestorben am 17. November 1991 
im 31. Lebensjahr 

Joachim Alstein 
aeboren am 18. Juli 1905 
früher Landessuperintendent des Kirchenkreises 
Ludwigslust 
gestorben am 13. Dezember 1991 
im 87. Lebensjahr 

"Wir warten aber eines neuen Himmels und einer 
neuen Erde nach seiner Verheißung, in welchen 
Gerechtigkeit wohnt." 
(2.Petrus 3, 13) 

Schwerin, den 10. Januar 1992 
Der Oberkirchenrat 
Stier 
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2) G. Nr. 402.00/40

Verordnung vom 6. Dezember 1991 
zu § 12 Abs. 5 des Pfarrerdienstgesetzes vom 28. September 1982 

Auf Grund von 22 Abs. 4 des Kirchengesetzes über die 
Leitung der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Meck
klenburgs vom 3. März 1972 (Kirchl. Amtsblatt S. 35) in 
der ab 1. Juli 1987 geltenden Fassung in Verbindung mit § 
12 Abs. 5 des Pfarrerdienstgesetzes vom 28. September 
1982 (Kirchl. Amtsblatt 1984, S. 3) in �r Fassung des Kir
chengesetzes über die Fortgeltung und Anderung vom 17. 
November 1991 (Kirchl. Amtsblatt S. 147) erläßt die 
Kirchenleitung folgende Verordnung: 

§ 1

(1) Der Oberkirchenrat teilt dem Betroffenen den Verlust
der Rechte der Ordination nach § 12 Abs. 1 des Pfarrer
dienstgesetzes mit und fordert ihn auf, die Ordinationsur
kunde beim Oberkirchenrat innerhalb eines Monats nach
Wirksamkeit des Verlustes zu hinterlegen. Außerdem weist
der Oberkirchenrat ihn auf die Rechtsfolgen hin, die eintre
ten, wenn der Betroffene die Ordinationsurkunde nicht
hinterlegt.

3) G. Nr. 471.01/61

(2) Der Oberkirchenrat hat dem Betroffenen die Hinterle
gung der Ordinationsurkunde zu bestätigen. Unterläßt der
Betroffene die Hinterlegung in der nach Absatz 1 genannten
Frist, so erklärt der Oberkirchenrat die Unwirksamkeit der
Ordinationsurkunde, veranlaßt die Veröffentlichung der
Erklärung der Unwirksamkeit im Kirchlichen Amtsblatt
und teilt sie der Evangelischen Kirche in Deutschland mit.

§2.

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. 

Schwerin, den 6. Dezember 1991 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 
Stier 
Landesbischof 

.. Vierte Verordnung vom 6. Dezember 1991 
zur Anderung der Besoldungstabelle zum Kirchlichen Besoldungsgesetz 

vom 17. November 1991 

AufQrundvon § 1 des Kirchengesetzes vom 17. März 1990 2. Ziffer III der Besoldungstabelle wird gestrichen. 
zur Anderung der Besoldungstabelle zum Kirchlichen 
Besoldungsgesetz (Kirchl. Amtsblatt S. 25) beschließt die § 2 
Kirchenleitung das Folgende: 

§ 1

Die Anlage zum Kirchengesetz über die Besoldung in der 
Evangelische-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 
(Kirchliches Besoldungsgesetz) in der Fassung vom 17. 
November 1991 -Besoldungstabelle -(Kirchl. Amtsblatt S. 
147) wird wie folgt geändert:

1. Die Sätze der Besoldungstabelle nach Ziffer I. 1. ein
schließlich der Funktionszulagen nach Ziffer II werden um
zwanzig vom Hundert erhöht.

4) G. Nr. 471.01/62

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. 

Schwerin, den 6. Dezember 1991 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 
Stier 
Landesbischof 

.. Verordnung vom 6. Dezember 1991 
zur Anderung der Verordnung über die Dienstwohnung 

vom 16. Dezember 1976 

Die Verordnung über die Dienstwohnung vom 16. Oktober 
1976 (Kirchl. Amtsblatt S. 48) wird wie folgt geändert: 

1. In Ziffer 2 wird ein weiterer Absatz mit folgendem
Wortlaut eingefügt:

• Als umlagefähige Betriebskosten sind die Kosten der
Wasserversorgung und der Entwässerung sowie die Kosten
für zentrale Heizung und Warmwasserversorgung von dem
Inhaber der freien Dienstwohnung zu tragen. Schließt die
Berechnung dieser Betriebskosten Gemeinderäume ein, so
vermindern sich die zu erstattenden Betriebskosten um

zwanzig vom Hundert, soweit nicht andere Beträge nach
weisbar sind•. 

2. Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1992 in Kraft.

Die Kirchenleitung hat die vorstehende Verordnung be
schlossen, die hiermit verkündet wird. 

Schwerin, den 6. Dezember 1991 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 
Stier 
Landesbischof 
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S) G. Nr. 402.00/41 

Verordnung über Mutterschutz und Erziehungsurlaub 
für Pastorinnen und Vikarinnen vom 6. Dezember 1991 

Gemäß § 33 Abs. 1 des Kirchengesetzes der Evangelisch
Lutherischen Landeskirche MeckJenburgs zum Pfarrer
dienstgesetz (Anwendungsgesetz) vom 13. November 1983 
(Kirchl. Amtsblatt 1984, S.11) in Verbindung mit § 33 des 
Pfarren:lienstgesetzes vom 28. September 1982 (K.irchl. 
�l!l'l 1984, S. 3) in der_Fassung des Kirchengesetzes 
uber seme Fortgeltung und Anderung vom 17. November 
1991 (Kirchl. Amtsblatt S. 147) erläßt die Kirchenleitung 
folgende Verordnung: 

§ 1

Diese Verordnung gilt für Pastorinnen, die in einem öffent
lichen Dienstverhältnis zur Landeskirche stehen. Sie ist auf 
Vikarinnen entsprechend anzuwenden. 

§2

(1) Sobald einer Pastorin ihre Schwangerschaft bekannt ist,
hat sie den Oberkirchenrat auf dem Dienstwege zu infor
mieren und dabei den mutmaßlichen Tag der Entbindung
anzugeben.

(2) Für die Berechnung des in § 3 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe
a Doppelbuchstabe b bezeichneten Zeitraumes vor der
Entbindung ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen, das den
mutmaßlichen Tag der Entbindung angibt.

§3

(1) Eine Pastorin darf nicht beschäftigt werden,

a) während der Schwangerschaft,
aa) wenn nach ärztlichem Zeugnis Leben oder Gesund
heit der Mutter bei Fortdauer der Dienstleistung gefähr
det ist,
bb) in den letzten sechs Wochen vor der Entbindung, es
sei denn, daß sie sich zur Dienstleistung ausdrückJich
bereit erklärt,

b) in den ersten acht Wochen nach der Entbindung.

(3) Im übrigen sind die Vorschriften des Landes MeckJen
burg-Vorpommem über den Mutterschutz für Beamtinnen
des Landes entsprechend anzuwenden.

§4

Die Bestimmungen der Verordnung über die Zahlung von 
Schwangerschafts- und Wochengeld sowie Mütterunter
stützung bei Pastorinnen, die keine Ansprüche an die 
Sozialversicherungskasse haben, vom 20. Oktober 1984 
(K.irchl. Amtsblatt Nr. 10) gelten für Pastorinnen, deren 
Kind bis zum 31. Dezember 1990 geboren wurde, weiter. 

§5

(1) Einer Pastorin ist im Anschluß an die Schutzfrist nach
§ 3 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe b und Satz 2 auf Antrag
Erziehungsurlaub ohne Dienstbezüge zu gewähren, wenn
sie Anspruch auf Erziehungsgeld nach dem Bundeserzie
hungsgesetz hat oder nur deshalb nicht hat, weil das
Einkommen {§ 6 BErzGG) die Einkommensgrenze (§ 5
Abs. 2 BErzGG) übersteigt. Der Erziehungsurlaub wird
nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 für denselben Zeitraum
gewährt wie das Erziehungsgeld. Übersteigt der Erzie
hungsurlaub die Höchstfrist des § 4 Abs. 1 Satz 2 BErzGG,
so behält die Pastorin die Pfarrstelle nur, wenn der Kirch
gemeinderat und der Landessuperintendent zustimmen.

(2) Die Pastorin muß den Erziehungsurlaub spätestens vier
Wochen vor Ablauf der Schutzfrist nach § 3 Abs. 1 Satz 1
Buchstabe b und Satz 2 auf dem Dienstwege beim Oberkir
chenrat beantragen.

(3) Während des Erziehungsurlaubs darf die Pastorin kei
ner Teilbeschäftigung bei einem anderen Dienstherrn nach
geben.

(4) Im übrigen gelten ergänzend die für die Beamtinnen und
Beamten geltenden Durchführungsvorschriften des Lan
des.

§6
Die Erklärung nach Satz 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe b 
kann jederzeit widerrufen werden. Die Frist nach Satz 1 Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. 
Buchstabe b verlin,gert sich bei Früh- oder Mehrlingsge-
burten auf zwölf Wochen. 

(2) Eine Pastorin, die in den ersten Monaten nach der 
Entbindung nach ärztlichem Zeugnis nicht voll dienstfähig 
ist, darf nicht zu einem ihre Leistungsfähigkeit übersteigen
den Dienst herange:rogen werden. 

6) G. Nr. 272.00/11

Schwerin, den 6. Dezember 1991 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 
Stier 
Landesbischof 

Verordnung vom 3. Januar 1992 zur Anpassung von Bestimmungen 
des Kirchengesetzes über diakonische Arbeit in der Evangelisch-Lutherischen 

Landeskirche Mecklenburgs vom 5. November 1977 
Auf der Grundlage des Kirchengesetzes vom 4. November 
1990 über die diakonische Arbeit in der Evangelisch
l.Jltherischen Landeskirche Mecklenburgs im Rahmen eine.5 
Landesverbandes (Kirchl. Amtsblatt S. 12), wird zur 
Anpassung von Bestimmungen des Kirchengesetzes über 
diakonische Arbeit in der Evangelisch-Lutherischen Lan
deskirche Mecklenburgs vom 5. November 1977 (K.irchl. 

Amtsblatt 1978 S. 2) im Einvernehmen mit der Diakoni
schen Konferenz das Folgende bestimmt: 

§ 1

Nachdem das Diakonische Werk der Evangelisch-Lutheri
schen Landeskirche MeckJenburgs gemäß § 1 des Kirchen-
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gesetzes vom 4. November 1990 über die diakon�sche 
Arbeit in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Mecklenburgs im Rahiren eines Landesverbandes mit anderen 
Rechtsträgern diakonischer Arbeit innerhalb der Landes
kirche einen Verband gebildet hat, ruhen die in § 2 Abs. 2 
des vorgenannten Kirchengesetzes aufgeführten Aufgaben 
des Diakonischen Werkes. Es führt die verbleibenden Auf
gaben nach dem Kirchengesetz über diakonische Arbeit 
vom 5. November 1977 als ein Landeskirchliches Diako
niewerk weiter. Es erhält die Bezeichnung "Landeskirchli
ches Diakoniewerk Mecklenburg". 

§2

Aufgabe des Landeskirchlieben Diakoniewerkes ist es, 
insbesondere Heime, Einrichtungen, Dienststellen, die 
sich im Eigentum der Evangelisch-Lutherischen Landes
kirche Mecklenburgs (Sondervermögen Diakonisches Werk) 
befinden, zu verwalten und zu betreuen (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 
des Kirchengesetzes über diakonische Arbeit vom 5. No
vember 1977). 

§3

Die vom Landeskirchlieben Diakoniewerk verwalteten und 
betreuten Heime, Einrichtungen und Dienststellen können 
auf der Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung einem 
Diakonieverein auf Kirchenkreisebene oder auf der Ebene 
einer oder mehrerer Kirchgemeinden zugeordnet werden. 

§4

(1) Für das Landeskirchliebe Diakoniewerk wird in der
Geschäftsstelle des Verbandes, des Diakonischen Werkes
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs
e. V., ein eigenständiger Dienstbereich ieschaffen, der
unmittelbar dem Landespastor für Diakome untersteht.

Dieser Dienstbereich ist die Geschäftsstelle des Landes
kirchlichen Diakoniewerks im Sinne des § 10 des Kirchen
gesetzes über diakonische Arbeit vom 5. November 1977 in 
Ansehung der beim Landeskirchlieben Diakoniewerlc ver
bleibenden Aufgaben. 

(2) Unbeschadet der Prüfungspflicht durch einen unabhän
gigen Prüfer, legt das Landeskirchliebe Diakoniewerlc
Mecklenburg dem Diakonischen Werk in der Evangelisch
Lutherischen Landeskirche Mecklenburg e. V. sowie dem
Oberkirchenrat jährlich einen Arbeitsbericht und die Bilanz
vor.

§5

Die Organe des Landeskirchlieben Diakoniewerlcs sind 
a) der Vorstand
b) das Kuratorium

§6

(1) Dem Vorstand obliegt die Leitung des Landeskirchli
eben Diakoniewerks. Er nimmt die Aufgaben des bisheri
gen Arbeitsausschusses in Ansehung der beim Landes
kirchlichen Diakoniewerk verbleibenden Aufgaben nach
§ 7 des Kirchengesetzes über diakonische Arbeit vom 5.
November 1977 wahr.
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(2) Der Vorstand besteht aus dem Landespastor für Diako
nie als Vorsitzenden und zwei weiteren, auf vier Jahre vom
Kuratorium bestellten Mitgliedern. Ein leitender Mitarbei
ter des Geschäftsbereiches nach § 4 Abs. 1 nimmt beratend
an den Sitzungen des Vorstandes teil.

(3) Das Landeskirchliebe Diakoniewerk wird im Rechts
verkehr durch den Vorsitzenden des Vorstandes zusammen
mit einem weiteren Vorstandsmitglied vertreten.

§7

(1) Das Kuratorium trägt gegenüber der Evangelisch
Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs die Verantwor
tung für die auftragsgemäße Führung des Landeskirchli
eben Diakoniewerks. Es nimmt die Aufgaben der bisheri
gen Diakonischen Konferenz in Ansehung der beim Lan
deskirchlieben Diakoniewerk verbleibenden Aufgaben nach
§ 5 des Kirchengesetzes über diakonische Arbeit vom 5.
November 1977 wahr.

(2) Das Kuratorium besteht aus fünf von der Kirchenleitung
auf vier Jahre bestellten Mitgliedern. Für die erstmalige
Bestellung macht der bisherige Arbeitsausschuß Vorschlä
ge. Für etwaige Nachberufungen und spätere Bestellungen
macht der Vorstand Vorschläge.

(3) Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzen
den und einen stellvertretenden Vorsitzenden.

§8

(1) Die bisherige Diakonische Konferenz stellt mit der
Bestellung des Kuratoriums ihre Tätigkeit ein. Der bishe
rige Arbeitsausschuß stellt mit der Bildung des Vorstandes
seine Tätigkeit ein.

(2) Im übrigen sind die Bestimmungen des Kirchengesetzes
über die diakonische Arbeit vom 5. November 1977 nach
Maßgabe des Kirchengesetzes vom 4. November 1990 über
die diakonische Arbeit in der Evangelisch-Lutherischen
Landeskirche Mecklenburgs im Rahmen eines Landesver
bandes anzuwenden.

§9

Die Verordnung tritt am 1. Februar 1992 in Kraft. 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Stier 

Landesbischof 
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7) G.Nr. 471.01/63

Verordnung 
zur vorläufigen Regelung der Zahlung eines Ortszuschlags für Pastoren und 

Pastorinnen, Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen in der Evangelisch
Lutherischen Landeskir.ehe Mecklenburgs vom 6. Dezember 1991 

Gemäß § 12 a des Kirchlichen Besoldungsgesetzes i.d.F. 
vom 17. November 1991 beschließt die Kirchenleitung das 
Folgende: 

§ 1

Die Pastoren und Pastorinnen, Kirchenbeamten und Kir
chenbeamtinnen, denen keine freie Dienstwohnung zur 
Verfügung gestellt werden kann, erhielten einen Ortszu
schlag nach folgenden Bestinpnungen: 

§2
Grundlage des Ortszuschlags 

Der Ortszuschlag wird nach der Anlage I gewährt. Seine 
Höhe richtet sich nach der Taritklasse, der die Besoldungs
gruppe des Betreffenden zugeteilt ist, und nach der Stufe, 
die den Familienverhältnissen des Betreffenden entspricht. 

Anlagel 

Im übrigen werden die Bestimmungen des Bundesbesol
dungsgesetzes über den Ortszuschlag sinngemäß angewen
det. 

§3
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. Gleich
zeitig tritt die Ziffer 4 der Verordnung über die Dienstwoh
nung vom 16. Oktober 1976 (Kirchliches Amtsblatt S. 48) 
außer Kraft. 

Schwerin, den 6. Dezember 1991 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 
Stier 
Landesbischof 

Ortszuschlag 
(Monatsbeträge in DM) 

Taritklasse Zugehörige 
Besoldungsgruppe 

Ia B 3 bis B 11 

Ib B l und B 2 
A 13 bis A 16 

I c A 9 bis A 12 

II A 1 bis A 8 

Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Ortszuschlag für 
jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 80,41 DM. 

In Tarifklasse II erhöht sich der Ortszuschlag ab Stufe 4 für 
das zweite und jedes weitere zu berücksichtigende Kind in 
den Besoldungsgruppen A 1 bis A 3 um je 25 DM, in 
Besoldungsgruppe A 4 um je 19 DM und in Besoldungs
gruppe A 5 umje 13 DM. Soweit dadurch im Einzelfall die 

Anlage Il 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 
1 Kind 

589,16 683,15 763,57 

497,00 591,00 �. 

'ft, ... , 

441,70 535,68 616,10 

416,10 505,59 586,00 

Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren Besol
dungsgruppe zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag 
zusätzlich gewährt. 

Das Grundgehalt nach der Besoldungstabelle des Kirchli
chen Besoldungsgesetzes entspricht den Besoldungsgrup
pen A 13 und A 14. 

§ 40 Bundesbesoldungsgesetz (BBesG)

§ 40
Stufen des Ortszuschlages 

(1) Zur Stufe 1 gehören die ledigen und die geschiedenen
Beamten, Richter oder Soldaten sowie Beamte, Richter und
Soldaten, deren Ehe aufgehoben oder für nichtig erklärt ist.

(2) Zur Stufe 2 gehören

1. verheiratete Beamte, Richter und Soldaten.
2. verwitwete Beamte, Richter und Soldaten.
3. geschiedene Beamte, Richter und Soldaten und Beamte,
Richter und Soldaten, deren Ehe aufgehoben oder für
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nichtig erklärt ist, wenn sie aus der Ehe zum Unterhalt 
verpflichtet sind. 
4. Beamte, Richter und Soldaten, die eine andere Person
nicht nur vorübergehend in ihre Wohnung aufgenommen
haben und ihr Unterhalt gewähren, weil sie gesetzlich oder
sittlich dazu verpflichtet sind oder aus beruflichen oder
gesundheitlichen Gründen ihrer Hilfe bedürfen. Dies gilt
bei gesetzlicher oder sittlicher Verpflichtung zur Unter
haltsgewährung nicht, wenn für den Unterhalt der aufge
nommenen Person Mittel zur Verfügung stehen, die, bei
einem Kind einschließlich des gewährten Kindergeldes und
des kinderbezogenen Teil des Ortszuschlages, das Sechsfa
che des Unterschiedsbetrages zwischen Stufe 1 und der
Stufe 2 übersteigen. Als in die Wohnung aufgenommen gilt
ein Kind auch dann, wenn der Beamte, Richter oder Soldat
es auf seine Kosten anderweitig untergebracht hat, ohne daß
dadurch die häusliche Verbindung mit ihm aufgehoben
werden soll. Beanspruchen mehrere nach dieser Vorschrift
oder nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b Anspruchsberech
tigte, Angestellte im öffentlichen Dienst oder auf Grund
einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst Versorgungsberech
tigte wegen der Aufnahme einer anderen Person oder
mehrerer anderer Personen in die gemeinsam bewohnte
Wohnung Ortszuschlag der Stufe 2, eine entsprechende
Leistung oder einen Anwärterverheiratetenzuschlag, wird
der Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe
2 des für den Beamten, Richter oder Soldaten maßgebenden
Ortszuschlages nach der Zahl der Berechtigten anteilig
gewährt.

(3) Zur Stufe 3 und den folgenden Stufen gehören die
Beamten, Richter und Soldaten der Stufe 2, denen Kinder
geld nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteht oder ohne
Berücksichtigung des § 3 oder § 8 des Bundeskindergeld
gesetzes zustehen würde. Die Stufe richtet sich nach der
Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder.

(4) Beamte, Richter und Soldaten der Stufe 1, denen
Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz zusteht oder
ohne Berücksichtigung des § 3 oder § 8 des Bundeskinder
geldgesetzes zusteh�n würde, erhalten zusätzlich zum Orts
zuschlag der Stufe 1 den Unterschiedsbetrag zwischen Stufe
2 und der Stufe, die der Anzahl der berücksichtigungsfähi
gen Kinder entspricht. Absatz 6 gilt entsprechend.

(5) Steht der Ehegatte eines Beamten, Richters oder Solda
ten als Beamter, Richter oder Soldat oder Angestellter im
öffentlichen Dienst oder ist er auf Grund einer Tätigkeit im
öffentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen
versorgungsberechtigt und stünde ihm ebenfalls der Orts
zuschlag der Stufe 2 oder einer der folgenden Stufen oder
eine entsprechende Leistung in Höhe von mindestens der
Hälfte des Unterschiedsbetrages zwischen Stufe 1 und der
Stufe 2 des Ortszuschlages der höchsten Tarifklasse zu, so
erhält der Beamte, Richter oder Soldat den Unterschiedsbe
trag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des für ihn
maßgebenden Ortszuschlages zur Hälfte: dies gilt auch für
die Zeit, für die der Ehegatte Mutterschaftsgeld bezieht.
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§ 6 findet auf den Unterschiedsbetrag keine Anwendung,
wenn einer der Ehegatten vollbeschäftigt oder nach beam
tenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigt ist oder
beide Ehegatten mit jeweils mindestens der Hälfte der
regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt sind.

(6) Stünde neben dem Beamten, Richter oder Soldaten einer
anderen Person, die im öffentlichen Dienst steht oder auf
Grund einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst nach beamten
rechtlichen Grundsätzen oder nach einer Ruhelohnordnung
versorgungsberechtigt ist, der Ortszuschlag nach Stufe 3
oder einer der folgenden Stufen zu, so wird der auf das Kind
entfallende Unterschiedsbetrag zwischen den Stufen des
Ortszuschlags dem Beamten, Richter oder Soldaten ge
währt, wenn und soweit ihm das Kindergeld nach dem Bun
deskindergeldgesetz gewährt wird oder ohne Berücksichti
gung des § 8 des Bundeskindergeldgesetzes vorrangig zu
gewähren wäre: dem Ortszuschlag nach Stufe 3 oder einer
der folgenden Stufen stehen der Sozialzuschlag nach den
Tarifverträgen für Arbeiter des öffentlichen Dienstes, eine
sonstige entsprechende Leistung oder das Mutterschafts
geld gleich. Auf das Kind entfällt derjenige Unterschieds
betrag, der sich aus der für die Anwendung des Bundeskin
dergeldgesetzes maßgebenden Reihenfolge der Kinder ergibt.
§ 6 findet auf den Unterschiedsbetrag keine Anwendung,
wenn einer der Anspruchsberechtigten im Sinne des Satzes
1 vollbeschäftigt oder nach beamtenrechtlichen Grundsät
zen versorgungsberechtigt ist oder mehrere Anspruchsbe
rechtigte mit jeweils mindestens der Hälfte der regelmäßi
gen Arbeitszeit beschäftigt sind.

(7) Öffentlicher Dienst im Sinne der Absätze 2, 5 und 6 ist
die Tätigkeit im Dienste des Bundes, eines Landes, einer
Gemeinde oder anderer Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts oder der Verbände von
solchen: ausgenommen ist die Tätigkeit bei öffentlich
rechtlichen Religionsgemeinschaften oder ihren Verbän
den, sofern nicht bei organisatorisch selbständigen Einrich
tungen, insbesondere bei Schulen, Hochschulen, Kranken
häusern, Kindergärten, Altersheimen, die Voraussetzun
gen des Satzes 3 erfüllt sind. Dem öffentlichen Dienst steht
die Tätigkeit im Dienst einer zwischenstaatlichen oder
überstaatlichen Einrichtung gleich, an der der Bund oder
eine der in Satz 1 bezeichneten Körperschaften oder einer
der dort bezeichneten Verbände durch Zahlung von Beiträ
gen oder Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt ist.
Dem öffentlichen Dienst steht ferner gleich die Tätigkeit im
Dienst eines sonstigen Arbeitsgebers, der die für den
öffentlichen Dienst geltenden Tarifverträge oder Tarifver
träge wesentlich gleichen Inhaltes oder die darin oder in
Besoldungsgesetzen über Ortszuschläge oder Sozialzuschlä
ge getroffenen Regelungen oder vergleichbare Regelungen
anwendet, wenn der Bund oder eine der in Satz 1 bezeich
neten Körperschaften oder Verbände durch Zahlung von
Beiträgen oder Zuschüssen oder in anderer Weise beteiligt
ist. Die Entscheidung, ob die Voraussetzungen erfüllt sind,
trifft der für das Besoldungsrecht zuständige Minister oder
die von ihm bestimmte Stelle.
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7) G. Nr.
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(KA VO-Ang.) 
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ABSCHNITT! 
Geltungsbereich 

§ 1
Allgemeiner Geltungsbereich 

(1) Diese Ordnung gilt für die Rechtsverhältnisse der im
Bereich der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mek
klenburgs in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis be
schäftigten Mitarbeiter (Angestellte).

(2) Mit Mitarbeitern in einer der Rentenversicherung der
Arbeiter unterliegenden Tätigkeit kann im Arbeitsvertrag
vereinbart werden, daß sie als Angestellte nach dieser
Ordnung beschäftigt werden.

(3) Die Beschäftigung als Angestellter nach dieser Ordnung
setzt grundsätzlich die Zugehörigkeit zu einer evangeli
schen Kirche voraus.

§2

§3
Ausnahmen vom Geltungsbereich 

Diese Ordnung gilt nicht für 
a)bis c) ...
d) Angestellte, die Arbeiten nach den §§ 93 und 97 des
Arbeitsförderungsgesetz.es (AFG) odernach den §§ 19 und
20 des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) oder nach einem
entsprechenden öffentlichen Programm zur Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit verrichten,
e) ...
f) Personen, die für einen festumgrenzten Zeitraum aus-
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schließlich oder überwiegend zum Zwecke ihrer Vor- oder 
Ausbildung beschäftigt werden, insbesondere Auszubil
dende, Volontäre und Praktikanten, 
g) Lektoren, Verwalter von Stellen wissenschaftlicher
Assistenten, wissenschaftliche Hilfskräfte und Lehrbeauf
tragte an Hochschulen, Akademien und wissenschaftlichen
Forschungsinstituten sowie künstlerische Lehrkräfte an
Musikhochschulen und Fachhochschulen für Musik,
h) bis p) ...
q) Angestellte, deren arbeitsvertraglich vereinbarte durch
schnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeits:zeit weniger
als 40 vom Hundert der regelmäßigen Arbeits:zeit eines
vergleichbaren vollbeschäftigten Angestellten beträgt,
r) bis x) .... 

Ausgenommen sind ferner 
a) Pfarrer, Pastoren im Hilfsdienst, Pfarrvikare, Prediger, 
Gemeindemissionare und Vikare, die im Angestelltenver
hältnis beschäftigt werden, 
b) Personen, die in kirchlichen Einrichtungen lediglich zu 
Erziehungszwecken, aus therapeutischen oder karitativen 
Gründen beschäftigt werden, wenn dies vor Aufnahme der 
Beschäftigung schriftlich vereinbart worden ist. 

Protokollnotiz zu Buchstabe q: 

Unter Angestellte nach Buchstabe q fallen auch Angestell
te, soweit sie eine nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz 
erziehungsgeldunschädliche Beschäftigung während des 
Erziehungsurlaubs mit einer längeren Arbeits:zeit ausüben. 

ABSCHNITT II
Arbeitsvertrag 

§4
Schriftform, Nebenabreden 

(1) Der Arbeitsvertrag wird schriftlich abgeschlossen; dem 
Angestellten ist eine Ausfertigung auszuhändigen. 

(2) Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich
vereinbart werden.

§5
Probezeit 

Die ersten sechs Monate der Beschäftigung gelten als 
Probezeit, es sei denn, daß im Arbeitsvertrag auf eine 
Probezeit verzichtet oder eine kür:zere Probe:zeit vereinbart 
worden ist oder der Angestellte im unmittelbaren Anschluß 
an ein erfolgreich abgeschlossenes Ausbildungsverhältnis 
bei derselben Dienststelle oder bei demselben Betrieb 
eingestellt wird. 

ABSCBNITTm 
Allgemeine Arbeitsbedingungen 

§6

.. § 7 
Arztliche Untersuchung 

(1) Der Angestellte hat auf Verlangen des Arbeitgebers vor
seiner Einstellung seine körperliche Eignung (Gesund
heitszustand und Arbeitsfähigkeit) durch das Zeugnis eines
vom Arbeitgeber bestimmten Arztes nachzuweisen.
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(2) Der Arbeitgeber kann bei gegebener Veranlassung
durch einen Vertrauensarzt oder das Gesundheitsamt fest
stellen lassen, ob der Angestellte dienstfiihig oder frei von
a.nstecktmden oder ekelerregenden Krankheiten ist. Von
der Befugnis darf nicht willkürlich Gebrauch gemacht
werden.

(3) Angestellte, die besonderen Ansteckungsgefahren aus
gesetzt oder in gesundheitsgefährdenden Betrieben be
schäftigt oder mit der Zubereitung von Speisen beauftragt
sind, sind in regelmäßigen Zeitabständen ärztlich zu unter
suchen.

(4) Die Kosten der Untersuchungen trägt der Arbeitgeber.

§8
Allgemeine Pflichten 

(1) Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkün
digung des Evangeliums in Wort und Tat bestimmt. Nach
ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tra
gen die kirchlichen Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auf
trages bei. Ihr gesamtes Verhalten im Dienst und außerhalb
des Dienstes muß der Verantwortung entsprechen, die sie
als Mitarbeiter im Dienst der Kirche übernommen haben.
Es wird von ihnen erwartet, daß sie die freiheitlich demo
kratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes beja
hen.

(2) Der Angestellte ist verpflichte,!, den dienstlichen An
ordnungen nachzukommen. Beim Vollzug einer dienstli
chen Anordnung trifft die Verantwortung denjenigen, der
die Anordnung gegeben hat. Der Angestellte hat Anord
nungen. deren Ausführung - ihm erkennbar - den Strafge
setzen zuwiderlaufen würde, nicht zu befolgen.

(3) Umfang und Art der Di,.mstpflichten der kirchlichen
Mitarbeiter ergeben sich im übrigen außer aus dem Arbeits
vertrag aus den kirchlichen Gesetzen, Ordnungen und
sonstigen Bestimmungen.

§9
Schweigepn icht 

(1) Der Angestellte hat über Angelegenheiten der Verwal
tung oder des Betriebes, deren Geheimhaltung durch ge
setzliche Vorschriften vorgesehen oder auf Weisung des
Arbeitgebers angeordnet ist, Verschwiegenheit zu bewah
ren.

(2) Ohne Genehmigung des Arbeitgebers darf der Ange
stellte von dienstlichen Schriftstücken, Formeln, Zeich
nungen, bildlichen Darstellun chemischen Stoffen oder
Werkstoffen, Herstellungsv._11AL1..1,.,u, Maschinenteilen oder
anderen geformten Körpern zu außerdienstlichen Zwecken_
weder sich noch einem anderen Kenntnis, Abschriften, Ab
oder Nachbildungen, Proben oder Probestücke verschaf
fen. Diesem Verbot unterliegen die Angestellten bezüglich
der sie persönlich betreffenden Vorgänge nicht, es sei denn,
daß deren Geheimhaltung durch gesetzliche oder dienstli
che Anordnung vorgeschrieben ist.

(3) Der Angestellte hat auf Verlangen des Arbeitgebers
dienstliche Schriftstücke, Zeichnungen, bildliche Darstel
hmgen usw. sowie Aufzeichnungen über Vorgänge der
Verwaltung oder des Betriebes herauszugeben.
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(4) Der Angestellte hat auch nach Beendigung des Arbeits
verhältnisses über Angelegenheiten·, die der Schweige
pflicht unterliegen, Verschwiegenheit zu bewahren.

§ 10
Belohnungen und Geschenke 

(1) Der Angestellte darf Belohnungen oder Geschenke in
bezug auf seine dienstliche Tätigkeit nur mit Zustimmung
des Arbeitgebers annehmen.

(2) Werden dem Angestellten Belohnungen oder Geschen
kein bezug auf seine dienstliche Tätigkeit angelmten, so hat
er dies dem Arbeitgeber unverzüglich und unaufgefordert
mitzuteilen.

§ 11
Nebentätigkeit 

Für die Nebentätigkeit des Angestellten finden die für die 
Kirchenbeamten jeweils geltenden Bestimmungen sinnge
mäß Anwendung. 

Für die Anwendung der für die Kirchenbeamten jeweils 
geltenden Bestimmungen sind vergleichbar 

die Angestellten der 
Vergütungsgruppe 

X 
IX, IX b 
IXa 
Vill 

Vll 
VI b, VI a 
Vc 
V b, Va 
IV b 
IVa 

III 
II b, II a, II 
I b 
l a
I 

den Kirchenbeamten der 
Besoldungsgruppe 

§ 12

A 1 
A 2 
A 3 
A 5 

A 6 
A 7 
A 8 
A 9 
AlO 
A 11 
A 12 
A 13 
A 14 
A 15 
A 16 

Versetzung und Abordnung 

(1) Der Angestellte kann aus dienstlichen oder betriebli
chen Gründen versetzt oder abgeordnet werden. Soll der
Angestellte an eine Dienststelle außerhalb des bisherigen
Dienstortes versetzt oder voraussichtlich länger als drei
Monate abgeordnet werden, so ist er vorher zu hören.

(2) ...

(3) Während der Probezeit darf der Angestellte ohne seine
Zustimmung weder versetzt noch abgeordnet werden.

§ 13
Personalakten 

(1) Der Angestellte hat ein Recht auf Einsicht in seine
vollständigen Personalakten. Er kann das Recht auf Ein-
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sieht auch durch einen hierzu schriftlich Bevollmächtigten 
ausüben. Die Vollmacht ist zu den Personalakten zu neh
men. Der Arbeitgeber kann einen Bevollmächtigten zu
rückweisen, wenn es aus dienstlichen oder betrieblichen 
Gründen geboten ist. 

(2) Der Angestellte muß über Beschwerden und Behauptun
gen tatsächlicher Art, die für ihn ungünstig sind oder ihm
nachteilig werden können, v9r Aufnahme in die Personal
akten gehört werden. Seine Außerung ist zu den Personal
akten zu nehmen.

(3) Unterlagen über seelsorgerliche Angelegenheiten gehö
ren nicht zu den Personalakten.

§ 14
Haftung 

Für die Schadenshaftung des Angestellten finden die für die 
Kirchenbeamten jeweils geltenden Vorschriften entspre
chende Anwendung. 

ABSCHNITT IV 
Arbeits7'eit 

§ 15
Regelmäßige Arbeitszeit 

(1) Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ausschließlich der
Pausen durchschnittlich 40 Stunden wöchentlich. Für die
Berechnung des Durchschnitts der regelmäßigen wöchent-
liehen Arbeitszeit ist in der Regel ein 2.eitraum von acht
Wochen zugrunde zu legen.
Soweit die Art des Dienstes oder betriebliche Gründe es
erfordern, kann ein Zeitraum bis zu sechs Kalendermonaten
zugrunde gelegt werden.
Bei Angestellten, die ständig Wechselschicht- oder Schicht
arbeit zu leisten haben, kann ein längerer Zeitraum zugrun
de gelegt werden.

(2) Die regelmäßige Arbeitszeit kann verlängert werden
a) bis zu zehn Stunden täglich ( durchschnittlich 50 Stunden
wöchentlich), wenn in sie regelmäßig eine Arbeitsbereit
schaft von durchschnittlich mindestens zwei Stunden täg
lich tällt,
b) bis zu elf Stunden täglich (durchschnittlich 55 Stunden
wöchentlich), wenn in sie regelmäßig eine Arbeitsbereit
schaft von durchschnittlich mindestens drei Stunden täglich
fällt,
c) bis zu zwölf Stunden täglich (durchschniUlich 60 Stun
den wöchentlich), wenn der Angestellte lediglich an der
Arbeitsstelle anwesend sein muß, um im Bedarfsfall
vorkommende Arbeiten zu verrichten.

(3) Die regelmäßige Arbeitszeit kann bis zu zehn Stunden
täglich (durchschnittlich 50 Stunden wöchentlich) verlän
gert werden, wenn Vor- und Abschlußarbeiten erforderlich
sind.

(4) In Verwaltungen und Betrieben, die in bestimmten
Zeiten des Jahres regelmäßig zu saisonbedingt erheblich
verstärkter Tätigkeit genötigt sind, kann für diese Zeiten
die regelmäßige Arbeitszeit bis zu 60 Stunden wöchentlich,
jedoch nicht über zehn Stunden täglich, verlängert werden,
sofern die regelmäßige Arbeitszeit in den übrigen Zeiten
des Jahres entsprechend verkürzt wird (Jahreszeitenaus
gleich).
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(5) Die Einfiihrung von Kurzarbeit ist nach Maßgabe der
Anlage 5 zulässig.

(6) In Bereichen, deren Aufgaben Sonntags-und Feiei:t3gs
arbeit erfordern, muß an Sonntagen und an Wochenfeierta
gen dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich gearbeitet wer
den. Es sollen jedoch im Monat zwei Sonntage arbeitsfrei 
sein, wenn diedienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse 
es zulassen. Satz 2 gilt nicht fiir Angestellte im liturgischen 
Bereich; für diese ist ein Sonntag im Kalendervierteljahr 
arbeitsfrei zu lassen. Die dienstplanmäßig bzw. betriebsüb
liche Arbeitszeit an einem Sonntag ist durch eine entspre
chende zusammenhängende Freizeit an einem Werktag 
oder ausnahmsweise an einem Wochenfeiertag der näch
sten oder der iibemächsten Woche auszugleichen. Erfolgt 
der Ausgleich an einem Wochenfeiertag, wird für jede aus
zugleichende Arbeitsstunde die Stundenvergütung (§ 35 
Abs. 3 Unterabs. 1) gezahlt. 

(7) Die Arbeitszeit beginnt und endet an der Arbeitsstelle,
bei wechselnden Arbeitsstellen an der jeweils vorgeschrie
benen Arbeitsstelle oder am Sammelplatz.

(8) Woche ist der Zeitraum von Montag O Uhr bis Sonntag
24 Uhr.
Dienstplanmäßige Arbeit ist die Arbeit, die innerhalb der
regelmäßigen Arbeitszeit an den nach dem Dienstplan
festgelegten Kalendertagen regelmäßig zu leisten ist.
Arbeit an Sonntagen ist die Arbeit am Sonntag zwischen
0 Uhr und 24 Uhr; entsprechendes gilt für Arbeit an Feier
tagen, Vorfesttagen (§ 16 Abs. 2) und Samstagen.
Wochenfeiertage sind die Werktage, die gesetzlich oder auf
Grund gesetzlicher Vorschriften durch behördliche Anord
nung zu gesetzlichen Feiertagen erklärt sind und für die
Arbeitsruhe angeordnet ist.
Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 20 Uhr und 6 Uhr.
Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan
(Dienstplan), der einen regelmäßigen Wechsel der tägli
chen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen
der Angestellte durchschnittlich längstens nach Ablauf
eines Monats erneut zur Nachtschicht (Nachtschichtfolge)
herangezogen wird.
W4eehselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in
denen ununterbrochen bei Tag und Nacht, werktags, sonn
tags und feiertags gearbeitet wird.
Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan (Dienst
plan), der einen regelmäßigen Wechsel der täglichen Ar
beitszeit in Zeitabschnitten von längstens einem Monat
vorsieht.

Protokollnotiz zu Absatz 5: 

Bis zur Vereinbarung der Anlage 5 verbleibt es für die 
Einführung von Kurzarbeit bei den gesetzlichen Vorschrif
ten. 

Protokollnotiz zu Absatz 7: 

Der Begriff Arbeitsstelle ist weiter als der Begriff des 
Arbeitsplatzes. Arbeitsplatz ist der Platz, an dem der 
Angestellte tatsächlich arbeitet. 

Arbeitsstelle ist das Gebäude, in dem sich der Arbeitsplatz 
befindet. Hat der Angestellte einen Umkleideraum zu 
benutzen, z.ählt das Gebäude, in dem sich der Umkleide
raum befindet, zur Arbeitsstelle. 

Protokollnotiz zu Absatz 8: 

Die kirchlich überlieferte Zählung, wonach der Sonntag 
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der erste Tag der Woche ist, wird von dieser arbeitsrecht
lichen Regelung nicht berührt. 

§ 15 a
Arbeitszeitverkürzung durch freie Tage 

(1) Der Angestellte wird in jedem Kalenderhalbjahr an
einem Arbeitstag(§ 48 Abs. 4 Unterabs. 1) unter Zahlung
der Urlaubsvergütung von der Arbeit freigestellt. Der
neueingestellte Angestellte erwirbt den Anspruch auf Frei
stellung erstmals, wenn das Arbeitsverhältnis fünf Monate
ununterbrochen bestanden hat. Die Dauer der Freistellung
beträgt höchstens ein Fünftel der für den Angestellten
geltenden durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit.

(2) Die Freistellung von der Arbeit soll grundsätzlich nicht
unmittelbar vor oder nach dem Erholungsurlaub erfolgen.

(3) Wird der Angestellte an dem für die Freistellung
vorgesehenen Tag aus dienstlichen bzw. betrieblichen
Gründen zur Arbeit herangezogen, ist die Freistellung
innerhalb desselben Kalenderhalbjahres nachzuholen. Ist
dies aus dienstlichen bzw. betrieblichen Gründen nicht
möglich, ist die Freistellung innerhalb der ersten zwei
Monate des folgenden Kalenderhalbjahres nachzuholen.
Eine Nachholung in anderen Fällen ist nicht zulässig.

(4) Der Anspruch auf Freistellung kann nicht abgegolten
werden.

§ 16
-Arbeitc;zeit an Samstagen und Vorfesttagen 

(1) Soweit die dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse
es zulassen, soll an Samstagen nicht gearbeitet werden.

(2) An dem Tage vor Neujahr, vor Ostersonntag, vor
Pfingstsonntag und vor dem ersten Weihnachtsfeiertag
wird, soweit die dienstlichen oder betrieblichen Verhältnis
se es zulassen, ab 12 Uhr Arbeitsbefreiung unter Fortzah•
lung der Vergütung (§ 26) und der in Monatsbeiträgen
festgelegten Zulagen erteilt. Dem Angestellten, <lern diese
Arbeitsbefreiung aus dienstlichen oder betrieblichen Grün
den nicht erteilt werden kann, wird an einem anderen Tage
entsprechende Freizeit unter Fortzahlung der Vergütung
(§ 26) und der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen
erteilt. Kann auch diese Freizeit nicht erteilt werden, wird
für die Arbeitszeit, die zwischen 12 Uhr und 24 Uhr liegt,
der Zeitzuschlag nach § 35 Abs. l Satz 2 Buchst. d gezahlt.

§ 16 a
Nichtdien.stplanmäßige Arbeit 

(1) Werden unmittelbar vor Beginn der dienstplanmäßigen
bzw. betriebsüblichen täglichen Arbeitszeit oder in unmit
telbarem Anschluß daran mindestens zwei Arbeitsstunden
geleistet, ist eine viertelstündige, werden mehr als drei
Arbeitsstunden geleistet, ist eine halbstündige Pause zu
gewähren, die als Arbeitszeit anzurechnen ist.

(2) Wird Nacht-, Sonntags- oder Feiertagsarbeit geleistet,
die der dienstplanmäßigen bzw. betriebsüblichen liglichen
Arbeitsmit nicht unmittelbar vorangeht oder folgt, werden
für die Vergütungsberechnung mindestens drei Arbeits
stunden angesetzt. Bei mehreren Inanspruchnahmen bis
zum nächsten dienstplanmäßigen bzw. betriebsüblichen
Arbeitsbeginn wird die Stundengarantie nach Satz 1 nur
einmal, und zwar für die kürzeste Inanspruchnahme ange
setzt.
Voraussetzung für die Anwendung des Unterabsatzes List

Seite 13 

bei Angestellten, die innerhalb der Verwaltung oder des 
Betriebes wohnen, daß die Arbeitsleistung außerhalb der 
Verwaltung oder des Betriebes erbracht wird. 
Unterabsatz 1 gilt nicht für gelegentliche unwesentliche 
Arbeitsleistungen, die die Freizeit des Angestellten nur 
unerheblich (etwa 15 Minuten) in Anspruch nehmen, oder 
für Arbeitsleistungen während der Rutbereitschaft. 

•. § 17 
Uberstunden 

(1) Überstunden sind die auf Anordnung geleisteten Ar·
beitsstunden, die über die im Rahmen der regelmäßigen
Arbeitszeit (§ 15 Abs. 1 bis 4 und die entsprechenden
Sonderregelungen hierzu) für die Woche dienstplanmäßig
bzw. hetriehsüblich festgesetzten Arbeitsstunden hinaus
gehen.
Uberstunden sind auf dringende Fälle zu beschränken und
möglichst gleichmäßig auf die Angestellten zu verteilen.
Soweit ihre Notwendigkeit voraussehbar ist, sind sie spä
testens am Vortage anzusagen.
Die im Rahmen des § 15 Abs. 3 für die Woche dienstplan
mäßig bzw. betriebsüblich festgesetzten Arbeitsstunden,
die über die im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit des
§ 15 Abs. 1 festgesetzten Arbeitsstunde� hinausgehen,
gelten für die Vergütungsabrechnung als Uberstunden.

(2) Bei Dienstreisen gilt nur die Zeit der dienstlichen
Inanspruchnahme am auswärtigen Geschäftsort als Arbeits
zeit. Es wird jedoch für jeden Tag einschließlich der
Reisetage mindestens die dienstplarunäßige bzw. betriebs
übliche Arbeitszeit berücksichtigt.
Muß bei eintägigen Dienstreisen von Angestellten, die in
der Regel an mindestens zehn Tagen im Monat außerhalb
ihres ständigen Dienstortes arbeiten, am auswärtigen Ge
schäftsort mindestens die dienstplanmäßige bzw. betriebs
übliche Arbeitszeit geleistet werden und müssen für die
Hin- und Rückreise zum und vom Geschäftsort einschließ
lich der erforderlichen Wartezeiten mehr als zwei Stunden
aufgewendet werden, wird der Arbeitszeit eine Stunde
hinzugerechnet.

(3) Bei der Überstundenberechnung sind für jeden im
Berechnungszeitraum liegenden Urlaubstag, Krankheits
tag sowie für jeden sonstigen Tag einschließlich eines
Wochenfeiertages, an dem der Angestellte von der Arbeit
freigestellt war, die Stunden mitzuzählen, die der Ange
stellte ohne diese Ausfallgründe innerhalb der regelmäßi
gen Arbeitszeit dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich gelei
stet hätte. Vor- oder nachgeleistete Arbeitsstunden bleiben
unberücksichtigt.

(4) Gelegentliche Überstunden können für insgesamt sechs
Arbeitstage innerhalb eines Kalendermonats auch vom
qnmittelbaren Vorgesetzten angeordnet werden. Andere
Uberstunden- sind vorher schriftlich anzuordnen.

(5) Überstunden sind grundsätzlich durch entsprechende
Arbeitsbefreiung auszugleichen; die Arbeitsbefreiung ist
möglichst bis zum Ende des nächsten Kalendermonats,
spätestens bis �m Ende des dritten Kalendermonats nach
Ableistung der Uberstunden zu erteilen. Für die Zeit, in der
Überstunden ausgeglichen werden, werden die Vergütung
(§ 26) und die in Monatsbeträgen festgelegten Zu!agen
fortgezahlt. Im übrigen wird für die ausgeglichenen Uber
stunden nach Ablauf �.es Ausgleichszeitraumes lediglich
der Zeitzuschlag für Uberstunden (§ 35 Abs.� 1 Satz 2
Buchsta� a) gezahlt. Für jede ausgeglichene Uberstunde
wird die Uberstundenvergütung (§ 35 Abs. 3 Unterabs. 2)
gezahlt.
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{6) ... 

(7) Für Angestellte der Vergütungsgruppen Ha bis I sind
Uberstunden durch die Vergütung(§ 26) abgegolten.

§ 18
Arbeitsversäumnis 

(1) Die Arbeitszeit ist pünktlich einzuhalten. Persönliche
Angelegenheiten hat der Angestellte unbeschadet des § 52
grundsätzlich außerhalb der Arbeits�it zu erledigen.

(2) Der Angestellte darf nur mit vorheriger Zustimmung
des Arbeitgebers der Arbeit fernbleiben. Kann die Zustim
mung den Umständen nach nicht vorher eingeholt werden,
ist sie unverzüglich zu beantragen. Bei nicht genehmigtem
Fernbleiben besteht kein Anspruch auf Bezüge.

(3) Der Angestellte ist verpflichtet, dem Arbeitgeber die
Arbeitsuntähigkeit und deren voraussichtliche Dauer un
verzüglich anzuzeigen. Dauert die Arbeitsunfähigkeit län
ter als drei Kalendertage, hat d1:r Angestellte eine ärztliche
Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit und deren vor
au.<;sichtliche Dauer spätenstens an dem darauf folgenden
allgemeinen Arbeitstag der Dienststelle oder dem Betrieb
vorzulegen; er trägt die Kosten der Bescheinigung. In
besonderen Einzelfällen ist der Arbeitgeber berechtigt, die
Vorlage der ärztlichen Bescheinigung früher zu verlangen.
Dauert die Arbeitsunfähgkeit länger als in der Bescheini
gung angegeben, ist der Angestellteverpflichtet, unverzüg
lich eine neue ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Eine
Bescheinigung des Trägers der gesetzlichen Krankenversi
cherung ersetzt die ärztliche Bescheinigung.

ABSCHNITT V 
Beschäftigungs.zeit, Dienstzeit 

§ 19
Beschäftigungs.zeit 

(1) Beschäftigungszeit ist die bei demselben Arbeitgeber
nach Vollendung des achtzehnten Lebensjahres in einem
Arbeitsverhältnis zurückgelegte Zeit, auch wenn sie unter
brochen ist. Zeiten einer Tätigkeit, die den in § 3 Buchstabe
q genannten Umfang nicht überschritten hat, werden nicht
bt:rücksichtigt. Ist der Angestellte aus seinem Verschulden
oder auf eigenen Wunsch aus dem Arbeitsverhältnis ausge
schieden, so gilt die vor dem Ausscheiden liegende Zeit
nicht als Beschäftigungszeit, es sei denn, daß 1:rdasArbeits
verhältnis wegen eines mit Sicherheit eiwarteten Persona
labbaues oder wegen Unfähigkeit zur Fortsetzung der
Arbeit infolge einer Körperbeschädigung oder einer in
Ausübung oder infolge seiner Arbeit erlittenen Gesund
heitsschädigung aufgelöst hat oder die Nichtanrechnung
der Beschäftigungszeit aus sonstigen Gründen eine unbilli
ge Härte darstellen würde.
Ubemimmt ein Arbeitgeber eine Dienststelle oder ge
schlossene Teile einer solchen von einem Arbeitgeber, der
von dieser Ordnung erfaßt wird oder den BAT oder einen
Tarifvertrag oder eine kirchliche Arbeitsrechtsregelung
wesentlich gleichen Jnhalts anwendet, so werden die bei der
Dienststelle bis zur Ubernahme zurückgelegten Zeiten nach
Maßgabe der vorstehenden Sätze als Beschäftigungszeit
angerechnet.
Unterabsatz 2 gilt auch bei der Übernahme einer Dienststel
le oder geschlossener Teile einer solchen von einem kirch
lichen Arbeitgeber im Sinne von § 20 Abs. 2 Satz 1
Buchstabe h.
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(2) Ist ein früheres Arbeitsverhältnis im Sinne des Absatzes
1 durch Einberufung zum aktiven Wehrdienst oder Reichs
arheitsdienst oder durch eine sonstige Dienstverpflichtung
vor dem 8. Mai 1945 beendet worden, so wird auch die Zeit
der Arbeitsunterbrechung als Beschäftigungszeit angerech
net, wenn der Angestellte sich nach dem Fortfall des
Hinderungsgrundes unverzüglich bei demselben Arbeitge
ber zur Wiederaufnahme der Arbeit gemeldet hat. Das
gleiche gilt für Angestellte, die als politisch, rassisch oder
religiös Verfolgte im Sinne des§ 1 des Gesetzes zur Rege
lung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un
rechts für Angehörige des öffentlichen Dienstes vor dem 8.
Mai 1945 entlassen oder inhaftiert worden sind.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß für ehemalige
Beamte, jedoch nicht für Ehrenbeamte und für Beamte, die
nur nebenbei beschäftigt werden.

(4) Andere als in Absatz 1 und 2 genannte Zeiten dürfen von
den kirchlichen Körperschaften des öffentlichen Rechts nur
mit Zustimmung der Ev.-Luth. Landeskirche Mecklen
burgs angerechnet werden.

§ 20
Diemtzeit 

(1) Die Dienstzeit umfaßt die Beschäftigungszeit(§ 19) und
die nach den Absätz.en 2 bis 6 angerechneten Zeiten einer
früheren Beschäftigung, soweit diese nicht schon bei der
Berechnung der Beschäftigungszeit berücksichtigt sind.

(2) Anzurechnen sind die Zeiten einer nach Vollendung des
achtzehnten Lebensjahres beruflich im Beamten-, Ange
stellten- oder Arbeiterverhältnis verbrachten Tätigkeit
a) heim Bund, bei den Ländern, bei den Gemeinden und
Gemeindeverbänden im Bereich der Bundesrepublik und 
sonstigen Mitgliedern der Arbeitgeberverbände, die der 
Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände ange
hören, 
b) bei kommunalen Spitzenverbänden,
c) bei Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent
lichen Rechts, die den BAT oder einen Tarifvertrag oder
eine kirchliche Arbeitsrechtsregelung wesentlich gleichen
Inhalts anwenden,
d) bei zonalen und mehrzonalen Behörden innerhalb des
Bereichs der Bundesrepublik und bei der Verwaltung des
Vereinigten Wirtschaftsgebietes,
e) ...
f) bei Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent
lichen Rechts im Bereich der Bundesrepublik, die unter den
Geltungsbereich der TO.A gefallen sind oder die TO.A
kraft Gesetzes oder Dienstordnung angewendet haben,
jedoch nur Zeiten bis zum Inkrafttreten dieses Tarifvertra
ges,
g) ...
h) bei Arbeitgebern und Dienstherren, die zu den der
Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen angehörenden
Kirchen und Gemeinschaften sowie ihren Werken und
diesen angeschlossenen Einrichtungen ohne Rücksicht auf
deren Rechtsform gehören. Volksdeutschen, Vertriebenen
und Umsiedlern sind Zeiten gleichartiger Tätigkeit im
Dienste eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Her
kunftsland in sinngemäßer Anwendung des Satzes 1 anzu
rechnen.

(3) Die in Absatz 2 aufgeführten Zeiten werden nicht
angerechnet, wenn der Angestellte das Arbeitsverhältnis
gekündigt oder vorzeitig aufgelöst bat, oder wenn es aus
einem von ihm verschuldeten Grunde beendet worden ist.
Dies gilt nicht, wenn der Angestellte im Anschluß an das
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bisherige Arbeitsverhältnis zu einer anderen Dienststelle 
desselben Arbeitgebers oder zu einem anderen Arbeitgeber 
des öffentlichen oder kirchlichen Dienstes im Sinne <les 
Absatzes 2 übergetreten ist oder wenn er das Arbeitsver
hältnis wegen eines mit Sicherheit erwarteten Personalab
baues oder wegen Unfiihigkeit zur Fortsetzung der Arheit 
infolge tliner Körperschädigung oder einer in Ausübung 
oder infolge seiner Arbeit erlittenen Gesundheitsschädi
gung aufgelöst hat oder die Nichtanrechnung eine unbillige 
Härte darstellen würde. Die Sätze l und 2 gelten sinngemäß 
für ehemalige Beamte. 

(4) Die bei einem nicht in Absatz 2 Buchstabe a und c
genannten Arbeitgeber außerhalb der Bundesrepublik nach
dem 8. Mai 1945 und nach Vollendung des achtzehnten
Lebensjahres im deutschen öffentlichen Dienst zurückge
legten Zeiten im Be.amten-, Angestellten- und Arbeiterver
hältnis können angerechnet werden.

(5) Die Zeit anderer beruflicher Tätigkeiten nach Vollen
dung des achtzehnten Lebensjahres kann ganz oder teilwei
se angerechnet werden, wenn die Tätigkeit Voraussetzung
für die Einstellung war.

(6) Anzurechnen sind forner
a) die Zeiten erfüllter Dienstpflicht in der Bundeswehr oder
in der Nationalen Volksarmee oder in der Deutschen
Wehrmacht und im Reichsarbeitsdienst (aktive Dienst
pflicht)
b) die Zeiten des Kriegsdienstes im Verbande der früheren
Deutschen Wehnnacht,
c) die im Soldatenverhältnis in der Bundeswehr, in der
Nationalen Volksarmee oder in der früheren Deutschen
Wehrmacht (einschließlich Reichswehr) zurückgelegten
Zeiten und Zeiten im Reichsarheitsdienst, soweit sie nicht
nach Buchstabe a oder b anzurechnen sind. Absatz 3 Satz I
und 2 ist sinngemäß anzuwenden,
d) die Zeiten einer Kriegsgefangenschaft als deutscher
Staatsangehöriger oder deutscher Volkszugehöriger,
e) die Zeiten einer auf dem Kriegszustand beruhenden
Zivilinternierung oderGefangenschaftals deutscher Staats
angehöriger oder deutscher Volksangehöriger nach Vollen
dung des sechzehnten Lebensjahres.

Protokollnotiz zu Absatz 2 Buchstabe a und c: 

Maßgebend für die Mitgliedschaft bei der Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände bzw. die Anwendung 
eines Tarifvertrages wesentlich gleichen Inhalts ist der 
Einstellungstag des Angestellten. 

Protokollnotiz zu Absatz 6 Buchstabe b und d: 

Zu den Zeiten des Kriegsdienstes oder einer Kriegsgefan
genschaft rechnen auch Zeiten einer stationären Laz.arett
oder Krankenhausbehandlung, die sich an die Entlassung 
aus dem Kriegsdienst oder aus einer Kriegsgefangenschaft 
unmittelbar angeschlossen haben und die wegen einer 
anerkannten Gesundheitsschädigung im Sinne des § 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes erforderlich waren. 

§ 21
A�hlußfrist 

Der Angestellte hat die anrechnungsfähige Beschäftigungs
und Dienstzeit innerhalb einer Ausschlußfrist von drei 
Monaten nach Aufforderung durch den Arbeitgeber nach
zuweisen. Zeiten, für die der Nachweis nicht fristgemäß 
erbracht wird, werden nicht angerechnet. Kann der Nach
weis aus einem vom AngestelJten nicht zu vertretenden 
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Grunde innerhalb der Ausschlußfrist nicht erbracht wer
den, so ist die Frist auf einen vor Ablauf der Ausschlußfrist 
zu stellenden Antrag angemessen zu verlängern. 

ABSCHNITT VI 
Eingruppierung 

§ 22
Eingruppierung 

(l) Die Eingruppierung der Angestellten richtet sich nach
den Tätigkeitsmerkmalen des Allgemeinen Kirchlichen
Vergütungsgruppenplanes (Anlage l). Der Angestellte emält
Vergütung nach der Vergütungsgruppe, in der er eingrup
piert ist.

(2) Der Angestellte ist in der Vergütungsgruppe eingrup
piert, deren Tätigkeitsmerkmalen die gesamte von 'ihm
nicht nur vorübergehend auszuübende Tätigkeit entspricht.
Die gesamte auszuübende Tätigkeit entspricht den Tätig
keitsmerkmalen einer Vergütungsgruppe, wenn zeitlich
mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für
sich genommen die Anforderungen eines Tätigkeitsmerk
mals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Vergü
tungsgruppe erfüllen. Kann die Erfüllung einer Anforde
rung in der Regel erst bei der Betrachtung mehrerer
Arbeitsvorgänge festgestellt werden (z.B. vielseitige Fach
kenntnisse), sind diese Arbeitsvorgänge für die Feststel
lung, oh diese Anforderung erfüllt ist, insoweit zusammen
zu beurteilen. Werden in einem Tätigkeitsmerkmal mehre
re Anforderungen gestellt, gilt das in Unterabsatz 2 Satz 1
bestimmte Maß, ebenfalls bezogen auf die gesamte auszu
übende Tätigkeit, für je<le Anfordenmg.
Ist in einem Tätigkeitsmerkmal als Anforderung eine
Voraussetzung in der Person des Angestellten bestimmt,
muß auch diese Anforderung erfüllt sein.

(3) Die Vergütungsgruppe des Angestellten ist im Arbeits
vertrag anzugeben.

Protokollnotizen zu Absatz 2: 

1. Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich
Zusammenhangsarbeiten), die, bezogen auf den Aufgaben
kreis des Angestellten, zu einem bei natürlicher Betrach
tung abgrenzbaren Arbeitsergebn.is führen (z.B. unter
schriftsreife Bearbeitung eines Aktenvorgangs, Erstellung
eines EKG, Fertigung einer Bauzeichnung). Jeder einzelne
Arbeitsvorgang ist als solcher zu bewerten und darf dabei
hinsichtlich der Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten
werden.

2. Eine Anforderung im Sinne des Unterabsatzes 2 ist auch
das in einem Tätigkeitsmerkmal geforderte Herausheben
der Tätigkeit aus einer niedrigeren Vergütungsgruppe.

§ 23
Eingruppierung in besonderen Fällen 

Ist dem Angestellten eine andere, höherwertige Tätigkeit 
nicht übertragen worden, hat sich aber die ihm übertragene 
Tätigkeit(§ 22 Abs. 2 Unterabs. 1) nicht nur vorüberge
hend derart geändert, daß sie den Tätigkeitsmerkmalen 
einer höheren als seiner bisherigen Vergütungsgruppe 
entspricht (§ 22 Abs. 2 Unterabs. 2 bis 5), und hat der 
Angestellte die höhetwertige Tätigkeit ununterbrochen 
sechs Monate lang ausgeübt, ist er mit Beginn des darauf 
folgenden Kalendermonats in der höheren Vergütungs-
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gruppe eingruppiert. Für die zurückliegenden sechs Kalen
dermonate gilt § 24 Abs. 1 sinngemäß. 

Ist die Zeit der Ausübung der höherwertigen Tätigkeit 
durch Urlaub, Arbeitsbefreiung, Arbeitsunfähigkeit, Kur
oder Heilverfahren oder Vorbereituni auf eine Fachprü
fung für die Dauer von insgesamt mcht mehr als sechs 
Wochen unterbroche1.1 worden, wird die Unterbrechnungs
zeit in die Frist von sechs Monaten eingerechnet. Bei einer 
längeren Unterbrech�ng ?<1er. einer Unterbrec�ung aus
anderen Gründen begmntd1e F nst nach der Beendigung der 
Unterbrechnung von neuem. 
Wird dem Angestellten vor Ablauf der sechs Monate 
wieder eine Tätigkeit zugewiesen, die den Tätigkeitsmerk
malen seiner bisherigen Vergütungsgnippe entspricht, gilt 
§ 24 Absatz 1 sinngemäß.

§ 23a
Bewährungsaufstieg 

Der Angestellte, der ein in der Anlage 1 mit dem Hinweis
zeichen * gekennzeichnetes Tätigkeitsmerkmal erfüllt, ist 
nach Erfüllung der vorgeschriebenen Bewährungszeit 
höhergruppiert. 

Für die Erfüllung der Bewährungszeit gilt folgendes: 

1. Das Erfordernis der Bewährung ist erfüllt, wenn der
Angestellte während der vorgeschriebenen Bewährungszeit
sich den in der ihm übertragenden Tätigkeit auftretenden
Anforderungen gewachsen gezeigt hat. Maßgebend hierbei
ist die Tätigkeit, die der Vergütungsgruppe entspricht, in
die der Angestellte eingruppiert worden ist.

2. In den Fällen des § 23 beginnt die Bewährungszeit in der
Vergütungsgruppe, aus der der Angestellte im Wege des
Bewährungsaufstiegs aufrücken kann, an dem Tage, von
dem an er auf Orunq dieser Vorschrift in dieser Vergü
tungsgruppe eingruppiert ist.

3. Die vorgeschriebene Bewährungszeit braucht nicht bei
demselben Arbeitgeber zurückgelegt zu sein. Sie kann auch
bei anderen kirchlichen Arbeitgebern im Sinne von § 20
Abs. 2 Satz 1 Buchstabe h zurückgelegt sein. Sie kann
ferner zurückgelegt sein bei
a) anderen Arbeitgebern, die vom BAT erfaßt werden,
b) Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentli
chen Rechts, die den BAT oder einen Tarifvertrag wesent�
lieh gleichen Inhalts anwenden,
c) Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentli
chen Rechts im Bereich der Bundesrepublik Deutschland,
die unter den Geltungsbereich der TO, A gefallen sind oder
die TO.A kraft Gesetzes oder Dienstordnung angewendet
haben, jedoch nur Zeiten bis zum Inkrafttreten dieses
Tarifvertrages.

Maßgebend dafür, oh die in Buchstaben a und b genannten 
Arbeitgeber vom BAT erfaßt werden bzw. einen Tarifver
trag wesentlich gleichen Inhalts anwenden, ist der Einstel
lungstag des Angestellten. 

4. Die Bewährungszeit muß ununterbrochen zurückgelegt _
sein. Unterbrechungen von jeweils bis zu sechs Monaten
sind unschädlich; unabhängig hiervon sind ferner unschäd
lich Unterbrechungen wegen
a) Abkistung des Grundwehrdienstes, des zivilen Ersatz
dienstes nach dem Gesetz über den zivilen Ersatzdienst und
des Zivildienstes nach dem Zivildienstgesetz,
b) Arbeitsunfähigkeit im Sinne des § 37 Abs. 1,
c) der Schutzfristen und des Mutterschaftsurlaubs nach dem
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Mutterschutzgesetz, 
d) Erziehungsurlaubs, nach dem Bundeserziehungsgesetz
in der Fassung vom 25. Juli 1989 oder in einer früheren
Fassung.

Die Zeiten der Unterbrechung mit Ausnahme 
a) eines Urlaubs nach den§§ 47 bis 49,
b) eines Sonderurlaubs nach§ SO Abs. 1,
c) einer Arbeitsbefreiung nach § 52,
d) einer Arbeitsunfähigkeit im Sinne des § 37 Abs. 1 bis zu
26 Wochen,
e) der Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz,
werden auf die Bewährungszeit nicht angerechnet.

S. Auf die vorgeschriebene Bewährungszeit werden unter
den Voraussetzungen der Nr. 4 die Zeiten angerechnet,
während derer der Angestellte
a) in einer höheren Vergütungsgruppe eingruppiert war,
b) die Tätigkeitsmerkmale einer höheren Vergütungsgrup
pe erfüllt hatte, aber noch nicht in der Vergütungsgruppe
eingruppiert war, aus der er im Wege des Bewähnmgsauf
stiegs aufrücken kann,
c) noch nicht in der Vergütungsgruppe eingruppiert war,
aus der er im Wege des Bewäh ufstiegs aufgerückt,
während derer er aber die Täti dieser oder einer
höheren Vergütungsgruppe erfüllt und hierfür eine Zulage
nach § 24 erhalten hat.

6. bis 8 .... 

§ 23 b

§24
Vorübergehende Ausübung einer höherwertigen 

Tätigkeit 

(1) Wird dem Angestellten vorübergehend eine andere
Tätigkeit §( 22 Abs. 2 Unterabs. 1) übertragen, die den
Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als seiner Vergütungs
gruppe entspricht ( § 22 Abs. 2 Unterabs. 2 bis S), und hat
er sie mindestens einen Monat ausgeübt, erhält er für den
Kalendermonat, in dem er mit der ihm übertragenen Tätig
keit begonnen hat, und für jeden folgenden vollen Kalen
dermonat dieser Tätigkeit eine persönliche Zulage.

(2) Wird dem Angestellten vertretungsweise eine andere
Tätigkeit (§ 22 Abs. 2 Unterabs. 1) übertragen, die den
Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als seiner Vergütungs
gruppe entspricht(§ 22 Abs. 2 Unterabs. 2 bis 5), und hat
die Vertretung länger als drei Monate gedauert, erhält er
nach Ablauf dieser Frist eine persönliche Zulage für den
letzten Kalendermonat der Frist und für jeden folgenden
vollen Kalendermonat der weiteren Vertretung. Bei Be
rechnung der Frist sind bei mehreren Vertretungen Unter
brechungen von weniger als jeweifs drei Wochen unschäd
lich. Auf die Frist von drei Monaten sind Zeiten der
Ausübung einer höherwertigen Tätigkeit nach Absatz 1
anzurechnen, wenn die Vertretung sich unmittelbar an
schließt oder zwischen der Beendigung der höherwertigen
Tätigkeit und der Aufnahme der Vertretung ein Zeitraum
von weniger als drei Wochen liegt.

(3) Die persönliche Zulage bemißt sich aus dem Unter
schied zwischen der Vergütung, die dem Angestellten
zustehen würde, wenn er in der höheren Vergütungsgruppe
eingruppiert wäre, und der Vergütung in der Vergütungs
gruppe, in der er eingruppiert ist.

Zu den Vergütungen im Sinne des Satzes 1 gehören 
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a) die Grundvergütung,
b) der Ortszuschlag,
c) Zulagen mit Ausnahme der Zulagen nach § 33.

(4) Der Angestellte, der nach Absatz 1 oder Absatz 2
Anspruch auf die persö�licbe Zulage hat, erhält sie auch im 
Falle der Arbe1tsbefre1ung unter Fortzahlung der Vergü
tung sowie bei Arbeitsunfähigkeit und Erholungsurlaub
solange, bis die Ubertragung widerrufen wird oder aus
sonstigen Griinden endet.

§ 25

ABSCHNITT VII 
Vergütung 

§ 26
Bestandteile der Vergütung 

(1) Die Vergütung des Angestellten besteht aus der Grund
vergütung und dem Ortszuschlag .

(2) Angestellte, die das achtzehnte Lebensjahr noch nicht
vollendet haben. erhalten an Stelle der Grundvergütung
und des Ortszuschlags eine Gesamtvergütung.

(3) Die Beträge der Grundvergütung und des Ortszuschla
ges werden in einer besonderen Vergütungsregelung fest
gelegt.

§ 27
Grundvergütung 

A. Angestellte, die unter die Anlage 1 fallen

(1) In der Vergütungsregelung sind die Grundvergütungen
in den Vergütungsgruppen nach Lebensaltersstufen zu
bemessen. Die Grundvergütung der ersten Lebensaltersstu
fe (Anfangsgrundvergütung) wird vom Beginn des Monats
an gezahlt, in dem der Angestellte in den Vergütungsgrup
pen III bis X das 21. Lebensjahr, in den Vergütungsgrup
pen Ilb bis I das 23. Lebensjahr vollendet. Nach je zwei
Jahren erhält der Angestellk bis zum Erreichen der Grund
vergütung der letzten Lebensaltersstufe (Endgrundvergü
tung) die Grundvergütung der folgenden Lebensaltersstu
fe.

(2) Wird der Angestellte in den Vergütungsgruppen III bis
X spätestens am Ende des Monats eingestellt, in dem er das
31. Lebensjahr vollendet, erhält er die Grundvergütung
seiner Lebensaltersstufe. Wird der Angestellte zu einem
späteren Zeitpunkt eingestellt, erhält er die Grundvergü
tung der Lebensaltersstufe, die sich ergibt, wenn das bei der
Einstellung vollendete Lebensalter um die Hälfte der Lebens
jahre vermindert wird, die der Angestellte seit Vollendung
des 31. Lebensjahres zurückgelegt hat.Jeweils mit Beginn
des Monats, in <!em der Angestellte ein Lebensjahr mit
ungerader Zahl vollendet, erhält er bis zum Erreichen der
Endgrundvergügung die Grundvergütung der folgenden
Lebensaltersstufe. Für Angestellte der Vergütungsgruppe I
bis II b gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend mit der
Maßgabe, daß an Stelle des 31. Lebensjahres das 35.
Lebensjahr tritt.

(3) Wird der Angestellte höhergruppiert, erhält er vom
Beginn des Monats an, in dem die Höhergruppierung
wirksam wird, in der höheren Vergütungsgruppe die Grund-
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vergfüung, die dem für die Festsetzung der Grundvergü
tung m der verlassenen Vergütungsgruppe maßgebenden 
Lebensalter (Abs. 2 oder Abs. 6) entspricht. Abweichend 
hiervon erhält der Angestellte bei der Höhergruppierung 
aus der Vergütungsgruppe III oder einer niedrigeren Ver
gütungsgruppe in die Vergütungsgruppe II b oder in eine 
höhere Vergütungsgruppe jedoch mindestens die Grund
vergütung, die ihm zustehen würde, wenn er bereits bei der 
Einstellung in die höhere Vergütungsgruppe eingestellt 
worden wäre. Jeweils mit Beginn des Monats, in dem der 
Angestellte ein Lebensjahr mit ungerader Zahl vollendet 
erhält er bis zum Erreichen der Endgrundvergütung di; 
Grundvergütung der folgenden Lebensaltersstufe. 

(4) Wird der Angestellte herabgruppiert, erhält er in der
niedrigeren Vergütungsgruppe die Grundvergütung, die
dem für die Festsetzung der Grundvergütung in der verlas
senen Vergütungsgruppe maßgebenden Lebensalter (Ab
satz 2 oder Absatz 6) entspricht. Jeweils mit Beginn des
Monats, in dem der Angestellte ein Lebensalter mit unge
rader Zahl vollendet, erhält er bis zum Erreichen der End
grundvergütung die Grundvergütung der folgenden Lebens
altersstufe.

(5) Bei der Festsetzung der Grundvergütung ist ohne
Rücksicht darauf, an welchem Monatstag der Angestellte
geboren ist, die Vollendung eines Lebensjahres mit Beginn
des Monats anzunehmen, in den der Geburtstag fällt.

(6) Wird der Angestellte in unmittelbarem Anschluß an eine
Tätigkeit im öffentlichen Dienst als Angestellter, Arbeiter,
Beamter, Soldat auf Zeit oder Berufssoldat oder an eine
Tätigkeit im kirchlichen Dienst eingestellt, gilt als Tag der
Einstellung der Tag, von dem an der Angestellte ununter
brochen in einem dieser Rechtsverhältnisse im öffentlichen
oder kirchlichen Dienst gestanden hat; Absatz 7 ist entspre
chend anzuwenden.
Wird der Angestellte in nicht unmittelbarem Anschluß an
ein Angestelltenverhältnis im öffentlichen oder kirchlichen
Dienst eingestellt, erhält er mindestens die Grundvergü
tung nach der Lebensaltersstufe, die für die zuletzt bezoge
ne Grundvergütung maßgebend ist oder gewesen wäre,
wenn auf sein früheres Angestelltenverhältnis die Vor
schriften dieses Abschnitts angewendet worden wären.
Wird der Angestellte in unmittelbarem Anschluß an ein
Angestelltenverhältnis im öffentlichen oder kirchlichen
Dienst eingestellt, ist die Grundvergütung nach Satz 2
festzusetzen, wenn dies günstiger ist als nach Satz 1.

(7) Der Angestellte, der länger als sechs Monate ohne
Bezüge beurlaubt gewesen ist oder dessen Arbeitsverhältnis
aus einem anderen Grunde geruht hat, erhält die Grundver
gütung, die sich für ihn nach Absatz 2 und Absatz 6
Unterabsatz 2 ergeben würde, wenn das Arbeitsverhältnis
mit Ablauf des Tages, .der dem Tage des Beginns der
Beurlaubung oder des Rubens vorangegangen ist, geendet
hätte. Satz 1 gilt nicht für die Zeit des Erziehungsurlaubs
nach dem Bundeserziehungsgesetz in der Fassung vom 25.
Juli 1989 oder in einer früheren Fassung, für die Zeit des
Grundwehrdienstes oder des Zivildienstes sowie für die
Zeit einer Beurlaubung, die nach § 50 Abs. 2 Satz 2 bei der
Beschäftigungszeit berücksichtigt wird.

Protokollnotizen zu Absatz 6: 

1. Öffentlicher Dienst ist eine. Beschäftigung
a) beim Bund, bei einem Land, bei einer Gemeinde oder
einem Gemeindeverband oder bei einem sonstigen Mitglied
eines Arbeitgeberverbandes, der der Vereinigung der
kommunalen Arbeitgeberverbände angehört,
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b) bei einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffent
lichen Rechts, die den BAT oder einen Tarifvertrag wesent
lich gleichen Inhalts anwendet.
Kirchlicher Dienst ist eine berufliche Beschäftigung bei
einem Arbeitgeber oder Diensthenn im Sinne von § 20
Abs. 2 Satz 1 Buchstabe h.

2. Eine Unterbrechung sowie kein unmittelbarer Anschluß
liegen vor, wenn zwischen den Rechtsverhältnissen im
Sinne des Absatzes 6 ein oder mehrere Werktage - mit
Ausnahme allgemein arbeitsfreier Werktage - liegen, in
denen das Angestelltenverhältnis oder das andere Rechts
verhältnis nicht bestand. Es ist jedoch unschädlich, wenn
der Angestellte in dem zwischen diesen Rechtsverhältnis
sen liegenden gesamten Zeitraum arbeitsunfiihig krank war
oder die Zeit zur Ausführung eines Umzugs an einen
anderen Ort benötigt hat.

B. Angestellte im stationären Pflegedienst

§28
Grundvergütung der AngestelJten zwischen 18 und 21 

bzw. 23 Jahren 

(1) Angestellte der Vergütungsgruppe IV b bis X, die das
18., aber noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet haben,
und Angestellte der Vergütungsgruppen I b bis II b, die das
23. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, erhalten bis
zum Beginn des Monats, in dem sie das 21. bzw. 23.
Lebensjahr vollenden, eine wie folgt gestaffelte Grundver
gütung:
nach Vollendung des 18. Lebensjahres 93 v.H.,
nach Vollendung des 19. Lebensjahres 96 v.H.,
nach Vollendung des 20. Lebensjahres 100 v.H.
der Anfangsgrundvergütung(§ 27 Abschn. A Abs. 1).

In den Vergütungsgruppen I b bis II b 
vor Vollendung des 23. Lebensjahres 95 v.H. 
der Anfangsgrundvergütung(§ 27 Abschn. A Abs. 1). 

(2) Die unter Absatz l fallenden verheirateten Angestellten
erhalten, wenn sie auf Grund gesetzlicher Unterhaltspflicht
für den vollen Unterhalt ihres Ehegatten aufkommen,
anstelle der Grundvergütung nach Absatz 1 bis zur Vollen
dung des 23. bzw. 25. Lebensjahres die Grundvergütung
der Angestellten mit vollendetem 21. bzw. 23. Lebensjahr.
Im Falle der Auflösung der Ehe durch Tod oder Eheschei
dung tritt eine Verminderung der Grundvergütung nicht
ein.

(3) ...

(4) § 27 Abschnitt A Absatz 5 ... gilt entsprechend.

§ 29
Ortszuschlag 

A. Grundlage des Ortszuschlages

(1) Die Höhe des Ortszuschlages richtet sich nach der
Tarifklasse, der die Vergütungsgruppe des Angestellten
zugeteilt ist (Absatz 2), und nach der Stufe, die den
Familienverhältnissen des Angestellten entspricht (Ab
schnitt B).

(2) Es gehören zur Tarifklasse die Vergütungsgruppen
I b T bis II b 
I c III bis V a/b 
II V c bis X 
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B. Stufen des Ortszuschlages

(1) Zur Stufe 1 gehören die ledigen und die geschiedenen
Angestellten sowie Angestellte, deren Ehe aufgehoben
oder für nichtig erklärt ist.

(2) Zur Stufe 2 gehören
1. verheiratete Angestellte,
2. verwitwete Angestellte,
3. geschiedene Angestellte und Angestellte, deren Ehe
aufgehoben oder fürnichtig erklärt ist, wenn sie aus der Ehe
zum Unterhalt verpflichtet sind,
4. andere Angestellte, die eine andere Person nicht nur
vorüber gehend in ihrer Wohnung aufgenommen haben und
ihr Unterhalt gewähren, weil sie gesetzlich oder sittlich
dazu verpflichtet sind oder aus beruflichen oder gesund
heitlichen Gründen ihrer Hilfe bedürfen. Dies gilt bei
gesetzlicher oder sittlicher Verpflichtung zur Unterhaltsge
währung nicht, wenn für den Unterhalt der aufgenomme
nen Person Mittel zur Verfügung stehen, die bei einem
Kind einschließlich des gewährten Kindergeldes und des
kinderbezogenen Teils des Ortszuschlages, das Sechsfache
des Unterschiedsbetrages zwischen der Stufe 1 und der
Stufe 2 des Ortszuschlages der Tarifklasse 1 c übersteigen.
Als in die Wohnung aufgenommen gilt ein Kind auch dann,
wenn der Angestellte es auf seine Kosten anderweitig
untergebracht hat, ohne daß dadurch die häusliche Verbin
dung mit ibm aufgehoben werden soll. Beanspruchen
mehrere Angestellte im öffentlichen oder kirchlichen Dienst,
Anspruchsberechtigte nach § 40 Abs. 2 Nr. 4 oder nach
§ 62 Abs. l Nr. 3 Buchstabe b BBesG oder aufgrund einer
Tätigkeit im öffentlichen oder kirchlichen Dienst Versor
gungsberechtigte wegen der Aufnahme einer anderen Per
son oder mehrerer anderer Personen in die gemeinsam
bewohnte Wohnung Ortszuschlag der Stufe 2 oder eine
entsprechende Leistung, Anwärterverheiratetenzuschla nach
§ 62 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b BBesG oder einen tariflichen
Verheiratetenzuschlag, wird der Unterschiedbetrag zwi
schen der Stufe 1 und der Stufe 2 des für den Angestellten
maßgebenden Ortszuschlag nach der Zahl der Berechtigten
anteilig gewährt.

(3) Zur Stufe 3 und den folgenden Stufen gehören die
Angestellten der Stufe 2, denen Kindergeld nach dem
Bundeskindergeldgesetz (BKGG) zusteht oder ohne Be
rücksichtigung des § 3 oder § 8 BKGG zustehen würde. Die
Stufe richtet sich nach der Anzahl der berücksichtigungsfä
higen Kinder.

(4) Angestellte der Stufe 1, denen Kindergeld nach dem
BKGG zusteht, oder ohne Berücksichtigung des § 3 oder
§ 8 BKGG zustehen würde, erhalten zusätzlich zum Ort-.
zuschlag der Stufe 1 den Unterschiedsbetrag zwischen Stufe
2 und der Stufo, die der Anzahl der berücksichtigungsfähi
gen Kinder entspricht. Absatz 6 gilt entsprechend.

(5) Steht der Ehegatte eines Angestellten als Angestellter,
Beamter, Richter oder Soldat im öffentlichen oder kirchli
chen Dienst oder ist er auf Grund einer Tätigkeit im
öffentlichen oder kirchlichen Dienst nach beamtenrechtli
chen Grundsätzen versorgungsberechtigt und stünde ihm
ebenfalls der Ortszuschlag der Stufe 2 oder einer der
folgenden Stufen oder eine entsprechende Leistung in Höhe
von mindestens der Hälfte des Unterschiedsbetrages zwi
schen der Stufe 1 und der Stufe 2 des Ortszuschlages der
höchsten Tarifklasse zu, erhält der Angestellte den Unter
schiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des für
ihm maßgebenden Ortszuschlages zur Hälfte; dies gilt auch
für die Zeit, für die der Ehegatte Mutterschaftsgeld bezieht.
§ 34 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 1 findet auf den Unterschieds-
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betrag keine Anwendung, wenn einer der Ehegatten vollbe
schäftigt oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen ver
sorgungsberechtigt ist oder beide Ehegatten mit jeweils 
mindestens der Hälfte der durchschnittlichen regelmäfügen 
wöchentlichen Arbeitszeit beschäftigt sind. 
Ist der Ehegatte Inhaber einer freien Dienstwohnung, 
entfällt die Zahlung des Unterschiedsbetrages zwischen der 
Stufe l und der Stufe 2. 

(6) Stünde nehen dem Angestellten einer anderen Person,
die im öffentlichen oder kirchlichen Dienst steht oder auf
Grund einer Tätigkeit im öffentlichen oder kirchlichen
Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen oder nach
einer Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt ist, der
Ortszuschlag nach Stufe 3 oder einer der folgenden Stufen
zu, wird der auf das Kind entfallende Unterschiedsbetrag
zwischen den Stufen des Ortszuschlages dem Angestellten
gewährt, wenn und soweit ihm das Kindergeld nach dem
BKGG gewährt wird oder ohne Berücksichtigung des § 8
BKGG vorrangig zu gewähren wäre; dem Ortszuschlag
nach Stufe 3 oder einer der folgenden Stufen stehen der
Sozialzuschlag nach den Tarifverträgen für Arbeiter des
öffentlichen Dienstes, eine sonstige entsprechende Lei
stung oder das Mutterschaftsgeld gleich. Auf das Kind
entfällt derjenige Unterschiedsbetrag, der sich aus der für
die Anwendung des BKGG maßgebenden Reihenfolge der
Kinder ergibt. § 34 Abs. l Unterabs. l Satz 1 findet auf den
Unters.:hiedshetrag keine Anwendung, wenn einer der
Anspruchsberechtigten im Sinne des Satzes l vollbeschäf
tigt oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versor
gungsberechtigt ist oder mehrere Anspruchsberechtigte mit
jeweils mindestens der Hälfte der durchschnittlichen regel
mäßigen Arbeitszeit beschäftigt sind.

(7) Öffentlicher Dienst im Sinne der Absätze 2, 5 und 6 ist
die Tätigkeit im Dienste des Bundes, eines Landes, einer
Gemeinde oder anderer Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts oder der Verbände von
solchen: ... Dem öffentlichen Dienst steht die Tätigkeit im
Dienst einer zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Ein
richtung gleich, an der der Bund oder eine der in Satz 1
bezeichneten Körperschaften oder einer der dort bezeichne
ten Verbände durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüs
sen oder in anderer Weise beteiligt ist. Dem öffentlichen
Dienst steht ferner gleich die Tätigkeit im Dienst eines
sonstigen Arbeitgebers, der die für den öffentlichen Dienst
geltenden Tarifverträge wesentlich gleichen Inhalts oder
die darin oder in Besoldungsgesetzen über Ortszuschläge
oder Sozialzuschläge getroffenen Regelungen oder ver
gleichbare Regelungen anwendet, wenn der Bund oder eine
der in Satz 1 bezeichneten Körperschaften oder Verbände
durch Zahlung von Beiträgen oder Zuschüssen oder in
anderer Weise beteiligt ist.
Kirchlicher Dienst im Sinne der Absätze 2, 5 und 6 ist eine
beruflichen Beschäftigung bei einem Arbeitgeber oder
Dienstherrn nach § 20 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe h.

(8) ...

(9) Werden von anderer Seite Vorschriften über das Zusam
mentreffen mehrerer" Ansprüche auf Ortszuschlag nicht
angewandt, so ist der Ortszuschlag dem Angestellten neben
den von anderer Seite gewährten Leistungen bis zur Höchst
grenze zu zahlen. Höchstgrenze ist die Summe der Ortszu
schläge, die sich bei Anwendung der Vorschriften über das
Zusammentreffen mehrerer Ansprüche auf den Ortszu
schlag auch auf die nicht nach dieser Ordnung Anspruchs
berechtigten ergeben würde.

Seite 19 

C. Änderung des Ortszuschlages

(1) Der Ortszuschlag einer anderen Tarifklasse wird von
demselben Tage an gezahlt wie die Grundvergütung der
neuen Vergütungsgruppe.

(2) Der Ortszuschlag einer höheren Stufe wird vom Ersten
des Monats an gezahlt, in den das für die Erhöhung
maßgebende Ereignis fällt. Er wird nicht mehr ge7.ahlt für
den Monat, in dem die Anspruchsvoraussetzungen an
keinem Tage vorgelegen haben. Die Sätze l und 2 gelten
entsprechend für die Zahlung von Unterschiedsbeträgen
oder Teilen von Unterschiedsbeträgen zwischen den Stufen
des Ortszuschlages.

Protokollnotiz: 

Kinder, für die dem Angestdlten auf Grund des Rechts der 
Europäischen Gemeinschaften oder auf Grund zwischen
staatlicher Abkommen in Verbindung mit dem BKGG 
Kindergeld zusteht oder ohne Berücksichtigung des § 3 
oder § 8 BKGG oder entsprechende Vorschriften zustehen 
würde, sin.d zu berücksichtigen. 

§ 30
Gesamtvergütung der Angestellten unter 18 Jahren 

(1) Angestellte, die das achtzehnte Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, erhalten von der Grundvergütung und
dem Ortszuschlag eines einundzwanzigjährigen ledigen
Angestellten der gleichen Vergütungsgrnppe als Gesamt
vergütung nachstehende Vomhundertsätze:
55 v.H. vor Vollendung des 16. Lebenajahres,
65 v.H. nach Vollendung des 16. Lebensjahres,
75 v. H. nach Vollendung des 17. Lc.hensjahres.

(2) Das Lebensjahr gilt mit Beginn des Monats als vollen
det, in den der Geburtstag fällt.

§ 31

§ 32

§ 33
Zulagen 

(l) Der Angt:Stellte erhält für die Zeit, für die ihm Vergü
tung ( § 26) zusteht, eine Zulage:
a) wenn seine Tätigkeit mit Mehraufwendungen verbunden
ist, die weder durch Reisekostenvergütung noch durch die
Vergütung abgegolten sind, und dem entsprechenden Kir
chenbeamten unter den gleichen Voraussetzungen und
Umständen eine Zulage zu gewähren ist,
b) wenn dem entsprechenden Kirchenbeamten im Kassen
oder Vollstreckungsdienst eine Entschädigung zu gewäh
ren ist,
c) wenn er regelmäßig und nicht nur in unerheblichem
Umfange besonders getährliche oder gesundheitsschädli
che Arbeiten auszuführen hat und hierfür kein anderweiti
ger Ausgleich zu gewähren ist.
In den Fällen der Buchstaben a und b erhält der Angestellte
die gleiche Zulage (Entschädigung) wie der entsprechende
Kirchenbeamte; bei der Berechnung der Krankenbezüge,
der Urlaubsvergütung und der Zuwendung wird die Zulage
(Entschädigung) nur berücksichtigt, wenn und soweit sie
bei den entsprechenden Bezügen der Kirchenbeamten be
rücksichtigt wird.
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(2) Soweit nicht bereits nach Absatz 1 eine entsprechende
Zulage gewährt wird, können Angestellte, die auf Baustel
len unter besonders ungünstigen Umständen arbeiten (z.B.
unter ungenügenden wohnlichen Unterkunftsverhältnis
sen, großen, mit außergewöhnlichem Zeitaufwand zu
überwindenden Entfernungen der Baustelle von der Baulei
tung), für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage bis zu
100,-- DM monatlich erhalten (Baustellenzulage).

(3) Mit Ablauf des Monats, in dem die Voraussetzungen für
die Gewährung einer Zulage weggefallen sind, ist die
Zahlung dieser Zulage einzustellen.

(4) und (S) .••

(6) Unter welchen Voraussetzungen im Falle des Absatzes
1 Buchst. c eine Arbeit als besonders gefährlich oder
gesundheitsschädlich anzusehen ist und in welcher Höhe
die Zulage nach Absatz 1 Buchstabe c zu gewähren ist, wird
besonders geregelt. In den Regelungen können auch Be
stimmungen über eine Pauschalierung getroffen werden.

§ 34
Vergütung Nichtvollbeschärtigter 

(1) Nichtvollbeschäftigte Angestellte erhalten von der
Vergütung (§ 26), die für entsprechende vollbeschäftigte
Angestellte festgelegt ist, den Teil, der dem Maß der mit
ihnen vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit entspricht.
Für jede Arbeitsstunde, die der Angestellte darüber hinaus
leistet, erhält er den auf eine Stunde entfallenden Anteil der
Vergütung eines entsprechenden vollbeschäftigten Ange
stellten; § 17 Abs. 1 bleibt unberührt. 
Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils der 
Vergütung ist die Vergütung des entsprechenden vollbe
schäftigten Angestellten durch das 4,348-fache der regel
mäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (§ 15 Abs. 1,2 und 4 
und die Sonderregelungen• hierzu) des entsprechenden 
vollbeschäftigten Angestellten zu teilen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die in Monatsbeträgen
festgelegten Zulagen, soweit diese nicht für vollbeschäftig
te Angestellte vorgesehen sind .

•• § 35
Zeitzuschläge, Uberstundenvergütung 

(1) Der Angestellte erhält neben seiner Vergütung(§ 26)
Zeitzuschläge. Sie betragen je Stunde

a) für Überstunden in den Vergütungsgruppen
X bis V c 25 v.H., 
V a bis V b 20 v.H., 
IV b bis III 15 v.H., 

b) für Arbeit an Sonntagen 25v.H., 

c) für Arbeit an Wochenfeiertagen, auch wenn sie auf einen
Sonntag fallen, sowie Ostersonntag und am Pfmgstsonntag
aa) ohne Freizeitausgleich 135 v .H., 
bb) mit Freizeitausgleich 35 v.H., 

d) soweit nach § 16 Abs. 2 kein Freizeitausgleich erteilt
wird, für Arbeit nach 12 Uhr an dem Tage vor dem
aa) Ostersonntag, Pfingstsonntag 25 v.H.,

• Auf den Abdruck der Sonderregelungen wird verzichtet.
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bb) ersten Weihnachtsfeiertag, Neujahrstag 100 v.H. 
der Stundenvergütung, 

e) für Nachtarbeit DM 1,50, 

t) für die Arbeit an Samstagen in der Zeit von 13 Uhr bis
20 Uhr DM 0, 75.

(2) Beim Zusammentreffen mehrerer Zeitzuschläge nach
Absatz 1 Satz 2 Buchstaben b bis d und f wird nur der jeweils
höchste Zeitzuschlag gezahlt.
Der Zeitzuschlag nach Absatz 1 Satz 2 Buchstabe e und f
wird nicht gezahlt neben Zulagen, Zuschlägen und Ent
schädigungen, in denen bereits eine entsprechende Lei
stung enthalten ist.
Für die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich der
geleisteten Arbeit und für die Zeit der Rufbereitschaft
werden Zeitzuschläge nicht gezahlt. Für die Zeit der
innerhalb der Rufbereitschaft tatsächlich geleisteten Arbeit
einschließlich einer etwaigen Wegezeit werden gegebenen
falls die Zeitzuschläge nach Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b bis
f gezahlt. Die Unterabsätze 1 und 2 bleiben unberührt.
Der Zeitzuschlag nach Absatz 1 Satz 2 Buchstabe b bis f
wird für Tätigkeiten im liturgischen Bereich nicht gezahlt.
Der Zeitzuschlag nach Absatz 1 Satz 2 Buchstabe e wird
nicht gezahlt für Bürodienst, der sonst üblicherweise nur in
den T den geleistet wird, und für nächtliche Dienst-
gesc i'qr die , ohne daß eine Unterkunft genommen
worden ist, Ubemachtungsgeld gezahlt wird.

(3) Die Stundenvergütung wird für jede Vergütungsgruppe
in der Vergütungsregelung festgelegt.
Die Stundenvergütung zuzügljch des Zeitzuschlages nach
Absatz 1 Buchstabe a ist die Uberstundenvergütung.

(4) Die Zeitzuschläge können gegebenenfalls einschließ
lich der Stundenvergütung nach Absatz 3 Satz 1 durch
Nebenabrede zum Arbeitsvertrag pauschaliert werden.

(5) ...

§ 36
Berechnung und Aus7,3hlung der Bezüge, Vorschüsse 

(1) Die Bezüge sind für den Kalendermonat zu berechnen
und am 15. eines jeden Monats (Zahltag) für den laufenden
Monat auf ein von dem Angestellten eingerichtetes Giro
konto im Inland zu zahlen. Sie sind so rechtzeitig zu
überweisen, daß der Angestellte am Zahltag über sie
verfügen kann. Fällt der Zahltag auf einen Samstag oder auf
einen Wochenfeiertag, gilt der vorhergehende Werktag,
fällt er auf einen Sonntag, gilt der zweite vorhergehende
Werktag als Zahltag. Die Kosten der Ubermittlung der
Bezüge mit Ausnahme der Kosten für die Gutschrift auf
dem Konto des Empfängers trägt der Arbeitgeber, die
Kontoeinrichtungs-, Kontofiihrungs- oder Buchungsgebüh
ren trägt der Empfänger.
Der Teil der Bezüge, der nicht in Monatsbeträgen festgelegt
ist, bemißt sich nach der Arbeitsleistung des Vorvormo
nats. Haben in dem Vorvormonat Urlaubsvergütung oder
Krankenbezüge zugestanden, gilt als Teil der Bezüge nach
Satz 1 dieses Unterabsatzes auch der Aufschlag nach § 47
Abs. 2 für die Tage des Urlaubs und der Arbeitsfähigkeit
des Vorvormonats. Der Teil der Bezüge, der nicht in
Monatsbeträgen festgelegt ist, bemißt sich auch dann nach
Satz 1 und 2 dieses Unterabsatz.es, wenn für den Monat nur
Urlaubsvergütung oder Krankenbezüge zustehen. Für
Monate, für die weder Vergütung(§ 26) noch Urlaubsver
gütung noch Krankenbezüge zustehen, stehen auch keine
Bezüge nach Satz 1 und 2 zu. Diese Monate bleiben bei der
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Feststellung, welcher Monat Vorvormonat im Sinne des 
Satzes 1 dieses Unterabsati.es ist, unberücksichtigt. 
Im Monat der Beendigung des Arbeitsverhältnisses bemißt 
sich der Teil der Bezüge, der nicht in Monatsbeträgen 
festgelegt ist, auch nach der Arbeitsleistung des Vormonats 
und des laufenden Monats. Stehen im Monat der Beendi
gung des Arbeitsverhältnisses weder Vergütung (§ 26) 
noch Urlaubsvergütung noch Krankenbezüge zu und sind 
Arbeitsleistungen aus vorangegangenen Kalendermonaten 
noch nicht für die Bemessung des Teils der Bezüge, der 
nicht in Monatsbeträgen festgelegt ist, berücksichtigt worden, 
ist der nach diesen Arbeitsleistungen zu bemessende Teil 
der Bezüge nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses zu 
zahlen. 
Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses sind die Bezüge 
unverzüglich zu überweisen. 
Im Sinne der Unterabsätm 3 und 4 steht der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses gleich der Beginn 
a) des Grondwehrdienstes oder des Zivildienstes,
b) des Rubens des Arbeitsverhältnisses nach § 59 Abs. 1
Unterabsatz 1 Satz 5,
c) des Erziehungsurlaubs nach dem Bundeserziehungsgeld
gesetz,
d) einer sonstigen Beurlaubung ohne Bezüge von länger als
zwölf Monaten.
Nimmt der Angestellte die Arbeit wieder auf, wird er bei
der Anwendung des Unterabsatms 2 wie ein neueingestell
ter Angestellter behandelt.

(2) Besteht der Anspruch auf Vergütung(§ 26) und auf in
Monatsbeträgen festgelegte Zulagen aufU rlaubsvergütung
oder auf Krankenbezüge nicht für alle Tage eines Kalender
monats, wird nur der Teil gezahlt, der auf den Anspruchs
mitraum entfällt. Besteht für einmlne Stunden kein An
spruch, werden für jede nicht geleistete dienstplanmäßige
bzw. betriebsübliche Arbeitsstunde die Vergütung (§ 26)
und die in Monatsbeträgen festgelegten Zulaaen um den auf
eine Stunde entfallenden Anteil vermindert. Zur Ermitt
lung des auf eine Stunde entfallenden Anteils sind die
Vergütuna (§ 26) und die in Monatsbeträgen festgelegten
Zulagen durch das 4,348-facheder regelmäßigen wöchent
lichen Arbeitsmit (§ 15 Abs. 1, 2 und 4 und die Sonderre
gelungen• hierzu) zu teilen.

(3) Ändert sich im Laufe des Kalendermonats die Höhe der
Vergütung(§ 26) und der in Monatsbeträgen festgelegten
Zulagen, ailt Absatz 2 entsprechend.

(4) Dem Angestellten ist eine Abrechnung auszuhändigen,
in der die Beträge, aus denen sich die Bezüge zusammenset
zen, und die Abzüge getrennt aufzuführqi sind. Ergeben
sieb gegenüber dem Vormonat keine Anderungen der
Brutto- oder Nettobeträge, bedarf es keiner erneuten Ab
rechnung.

(5) § 11 Abs. 2 des Bundesurlaubsgesetzes findet keine
Anwendung.

(6) Von der Rückforderung zuviel gezahlter Bezüge kann
aus Billigkeit,;gn1nden ganz oder teilweise abgesehen werden.
Von der Rückforderung ist abzusehen, wenn die Bezüge
nicht durch Anrechnung auf noch auszuzahlende Bezüge
eingezogen werden können und das Einziehungsverfahren
Kosten verursachen würde, die die zuviel gezahlten Bezüge
übersteigen. Dies gilt für das Sterbegeld entsprechend.

• Auf den Abdruck der Sonderregelung wird verzichtet.
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(7) Vorschüsse können nach den bei dem Arbeitgeber
jeweils geltenden Vorschußrichtlinien gewährt werden.

ABSCHNITT VIII 
Sozialbezüge 

§ 37
· Krankenbezüge

(1) Dem Angestellten werden im Falle einer durch Unfall,
durch Krankheit, durch nicht rechtswidrige Sterilisation
oder durch nicht rechtswidrigen Abbruch der Schwanger
schaft verursachten Arbeitsunfähigkeit Krankenbezüge
(Krankenvergütung, Krankengeldzuschuß) gezahlt, es sei
denn, daß er sich den Unfall oder die Krankheit vorsätzlich,
grob fahrlässig oder bei einer nicht genehmigten Nebentä
tigkeit zugezoaen hat.

(2) Krankenvergütung wird bis zur Dauer von sechs Wo
chen seit Beginn der Arbeitsunfähigkeit gezahlt. Als Kran
kenvergütung wird die Urlaubsvergütung gezahlt, die dem
Angestellten zustehen würde, wenn er Erholungsurlaub
hätte.

(3) Über den in Absatz 2 genannten Zeitraum hinaus wird
ein Krankengeldzuschuß zu den Barleistungen der gesetz
lichen Kranken- oder Unfallversicherung nach einer Dienst
mit (§ 20) von mindestens
2 Jahren für die Zeit von der 7. bis zum Ende der 9.
Krankheitswoche,
3 Jahren für die Zeit von der 7. bis zum Ende der 12.
Krankheitswoche,
5 Jahren für die Zeit von der 7. bis zum Ende der 15.
Krankheitswoche,
8 Jahren für die Zeit vom der 7. bis zum Ende der 26.
Krankheitswoche
gewährt.
Dies gilt nicht für Mitarbeiter, die Altersruhegeld nach
§ 25 Abs. 1 bis 3 AVG, § 1248 Abs. 1 bis 3 RVO, § 48
Abs.1 Nr. 1 oder Abs. 2 oder 3 RKG erhalten. Dies gilt
ferner nicht bei Arbeitsunfähigkeit infolge Sterilisation
oder Schwangerschaftsabbruch.
Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch eine bei
dem Arbeitgeber erlittenen Arbeitsunfall oder durch eine
Berufskrankheit, die sich der Angestellte bei dem Arbeitge
ber zugezogen hat, verursacht ist, wird der Krankengeldzu
schuß zu den Leistungen der gesetzlichen Kranken- oder
Unfallversicherung ohne Rücksicht auf die Dauer der
Dienstmit bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn der
Arbeitsunfähigkeit gezahlt, wenn der zuständige Unfall
versicherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufs
krankheit anerkennt.
Vollendet der Angestellte während der Arbeitsunfähigkeit
die zu einer längeren Bezugsdauer berechtigende Dienst
mit, wird der Krankengeldzuschuß so gezahlt, wie wenn
der Angestellte die längere Dienstz.eit bereits bei Beginn der
Arbeitsunfähigkeit vollendet hätte.

(4) Die Höhe des Krankengeldzuschusses ergibt sich aus
dem Unterschiedsbetrag zwischen den Barleistungen der
gesetzlichen Kranken- oder Unfallversicherung und 100
v .H. der Nettovergütung gemäß Absatz 2.
Barleistung der gesetzlichen Krankenversicherung ist das
Krankengeld, vermindert um die von der Krankenkasse
einbehaltenen Beitragsanteile des Krankengeldempfängers
zur Renten- und Arbeitslosenversicherung.

(5) Krankenbezüge werden nicht gezahlt
a) über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus,
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b) über den Zeitpunkt hinaus, von dem an der Angestellte
Bezüge - ausgenommen eine Hinterbliebenenrente aus der
gesetzlichen Rentenversicherung oder aus einer zusätzli
chen Alters- und Hinterbliebenenversorgung erhält. Liegt
dieser Zeitpunkt vor dem Ende der 16. Woche der Arbeits
unfähigkeit, werden die Krankenbezüge bis zum Ende der
16. Woche gezahlt, längstens jedoch für zwei Monate vom
Beginn der Bezüge aus der gesetzlichen Rentenversiche
rung oder aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliehe
nenversorgung an.
Beträge, die über den hiernach maßgebenden Zeitpunkt
hinaus gez.ahlt worden sind, gelten als Vorschüsse auf die
zustehenden Bezüge aus der gesetzlichen Rentenversiche
rung oder aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebe
nenversorgung. Die Ansprüche des Angestellten gehen
insoweit auf den Arbeitgeber über.
Kündigt der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis aus Anlaß
der Arbeit<rnnfähigkeit und endet das Arbeitsverhältnis vor
dem Ende der Bezugsfrist nach Absatz 3 Unterabsatz 1 Satz
1, behält der Angestellte abweichend von Unterabsatz 5
Satz 1 Buchstabe a den Anspruch auf Krankenbezüge bis zur
Dauer von sechs Wochen. Das gleiche gilt, wenn der
Angestellte das Arbeitsverhältnis aus einem von dem
Arbeitgeber zu vertretenden Grunde kündigt, der an Ange
stellten zu einer außerordentlichen Kündigung berechtigt.

(6) Hat der Angestellte nicht mindestens vier Wochen
wieder gearbeitet und wird er auf Grund derselben Ursache
erneut arbeitsunfähig, werden Krankenbezüge insgesamt
nur für die nach Absatz 2 oder 3 maßgebende Zeit gezahlt.
Auf die vier Wochen wird ein Erholungsurlaub einschließ
lich eines etwaigen Zusatzurlaubs angerechnet, den der
Angestellte nach Arbeitsaufnahme angetreten hat, weil dies
im Urlaubsplan vorgesehen war oder der Arbeitgeber dies
verlangt hatte.
Hat der Angestellte in einem Fall des Absatzes 3 Unterab
satz 3 die Arbeit vor Ahlauf der Bezugsfrist von 26 Wochen
wieder aufgenommen und wird er vor Ablauf von sechs
Monaten auf Grund desselben Arbeitsunfalls oder dersel
ben Berufskrankheit erneut arbeitsunfähig, wird der Ablauf
der Bezugsfrist, wenn dies für den Angestellten günstiger
ist, um die Zeit der Arbeitsfähigkeit hinausgeschoben.

§ 38
Krankenbezüge bei Schadensersaminsprüchen 

gegen Dritte 

(1) Ist die Arbeitsunfähigkeit durch einen von einem
Dritten zu vertretenden Umstand herbeigeführt, so hat der
Angestellte
a) dem Arbeitgeber unverzüglich die Umstände mitzutei
len, unter denen die .AJbeitswüahigkeit heibeigeführt worden
ist,
b) sich jeder Verfügung über die Ansprüche auf Schaden
sersatz wegen der Arbeitsunfähigkeit zu enthalten und
c) die Ansprüche auf Schadensersatz wegen der Arbeitsun
fähigkeit an den Arbeitgeber abzutreten und zu erklären,
daß er über sie noch nicht verfügt hat.
Bis zur Abtretung der Ansprüche ist der Arbeitgeber
berechtigt, die Leistungen aus § 37 zutückzubehalten.

(2) Übersteigt der erlangte Schadensersatz die Leistungen
des Arbeitgebers nach § 37, so erhält der Angestellte den
Unterschiedsbetrag. Bei der Verfolgung der Schadenser
satzansprüche durch den Arbeitgeber darf ein über den An
spruch des Arbeitgebers hinausgehender nicht offensicht
lich ungerechtfertigter Anspruch des Angestellten nicht
vernachlässigt werden.
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§39
Juhiläumszuwendungen 

(1) Die Angestellten erhalten als Jubiläumszuwendung hei
Vollendung einer Dienstzeit(§ 20)
von 25 Jahren 600,00 DM,
von 40 Jahren 800,00 DM,
von 50 Jahren 1000,00 DM.

Zur Dienstzeit im Sinne des Satzes 1 rechnen auf Antrng
auch die Zeiten, die bei dem Arbeitgeber oder seinem
Rechtsvorgänger in einem Beschäftigungsverhältnis vor
Vollendung des achtzehnten Lebensjahres oder in einem
Ausbildungsverhältnis zurückgelegt worden sind, sofern
sie nicht vor einem Ausscheiden nach § 20 Abs. 3 liegen.
Ist bereits aus Anlaß einer nach anderen Bestimmungen
berechneten Dienstzeit eine Jubiläumszuwendung gewährt
worden, so ist sie auf die Jubiläumszuwendung nach Satz 1
anzurechnen.

(2) Vollendet ein Angestellter während der Zeit eines
Sonderurlaubs nach § 50 Abs. 2, für den der Arbeitgeber
vor Antritt ein dienstliches oder betriebliches Interesse an
der Beurlaubung schriftlich anerkannt hat, eine Dienstzeit
nach Absatz 1, so wird ihm bei Wiederaufnahme der Arbeit
die Jubiläumszuwendung für die zuletzt vollendete Dienst
zeit gewährt.

§ 40
Beihilfen bei Geburts-, Krankheits- und Todesfällen, 

Unterstützungen 

Für die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts
und Todesfällen sowie von Unterstützungen werden die bei 
dem Arbeitgeber jeweils geltenden Bestimmungen ange
wendet, wenn die arbeitsvertraglich vereinbarte durch
schnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit des 
Angestellten mindestens die Hälfte der regelmäßigen Ar· 
beitszeit eines entsprechenden vollbeschäftigten Ange
stellten beträgt. 

§ 41
Sterbegeld 

( l) Beim Tode des Angestellten, der zur Zeit seines Todes
nicht nach § 50 Abs. 2 beurlaubt gewesen ist und dessen
Arbeitsverhältnis zur Zeit seines Todes nicht nach § 59
Abs. 1 Unterabs. l Satz 5 geruht hat, erhalten
a) der überlebende Ehegatte,
b) die leiblichen Abkömmlinge,
c) die von ihm an Kindes Statt angenommenen Kinder
Sterbegeld.

(2) Sind Anspruchsberechtigte im Sinne des Absatzes 1
nicht vorhanden, ist Sterbegeld auf Antrag zu gewähren:
a) Verwandten der aufsteigenden Linie, Geschwistern,
Geschwisterkindern, wenn sie zur Zeit des Todes des
Angestellten mit diesem in häuslicher Gemeinschaft gelebt
haben oder wenn der Verstorbene ganz oder überwiegend
ihr Ernährer gewesen ist,
b) sonstigen Personen, die die Kosten der letzten Krankheit
oder der Bestattung getragen haben, bis zur Höhe ihrer
Aufwendungen.

(3) Als Sterbegeld wird für die restlichen Kalendertage des
Sterbemonats und für weitere zwei Monate die Vergütung

(§ 26) des Verstorbenen gewährt.
Hat der Angestellte zur Zeit seines Todes wegen Ablaufs
der Fristen des § 37 Abs. 2 keine Krankenbezüge mehr
erhalten oder hat die Angestellte zur Zeit ihres Todes
Mutterschaftsgeld nach § 13 Mutterschutzgesetz bezogen,
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wird das Sterbegeld für den Sterbetag und die restlichen 
Kalendertage des Sterbemonats sowie für zwei weitere 
Monate die Vergütung{§ 26) des Verstorbenen gewährt. 
Das Sterbegeld wird in einer Summe ausgezahlt. 

(4) Sind an den Verstorbenen Bezüge oder Vorschüsse über
den Sterbetag hinaus gezahlt worden, werden diese auf das
Sterbegeld angerechnet.

(5) Die Zahlung an einen der nach Absatz 1 oder Absatz 2
Bere.chtigten bringt den Anspruch der übrigen gegenüber
dem Arbeitgeber zum Erlöschen. Sind Berechtigte nach
Absatz 1 oder Absatz 2 nicht vorhanden, werden über den
Sterbetag hinaus gezahlte Bezüge für den Sterbemonat nicht
zurückgefordert.

(6) Werden Tod des Angestellten vorsätzlich herbeigeführt
hat, hat keinen Anspruch auf das Sterbegeld.

(7) Das Sterbegeld verringert sich um den Betrag, den die
Berechtigten nach Absatz 1 oder Absatz 2 als Sterbegeld aus
einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung
oder aus einer Ruhegeldeinrichtung erhalten.

ABSCHNITT IX 
Reisekostenvergütung, Umzugskostenvergütung, 

Trennungsentschädigung (Trennungsgeld) 

§42
Reisekostenvergütung 

(1) Für die Erstattung von
a) Auslagen für Dienstreisen und Dienstgänge (Reiseko
stenvergütung),
b) Auslagen aus Anlaß der Abordnung (Trennungsgeld,
Trennungsentschädigung),
c) Auslagen für Reisen zur Einstellung vor Begründung des
Arbeitsverhältnisses,
d) Auslagen für Ausbildungs- und Fortbildungsreisen, die
teilweise in dienstlichem oder betrieblichem Interesse lie
gen,
und
e) Fahrkosten für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits
stelJe aus besonderem dienstlichen oder betrieblichen Anlaß
sind die für die Kirchenbeamten jeweils geltenden Bestim
mungen entsprechend anzuwenden.§ 11 Satz2gilt entspre
chend.

{2) Eine rückwirkende Höhergruppierung des Angestellten 
bleibt unberücksichtigt. 

(3) Soweit Betriebe in privater Re('.htsform nach eigenen
Grundsätzen verfahren, sind diese maßgebend.

§ 43
Besondere Entschädigung 

bei Dienstreisen an Sonn- und Feiertagen 

Der Angestellte, der an einem Sonntag oder gesetzlichen 
Feiertag, an dem ernicht dienstplanmäßig bzw. betriebsüb
licbzu arbeiten hat, eine Dienstreise ausführt, erhält für den 
an diesem Tag zwischen dem Wohnort und dem auswärti
gen Geschäftsort zurückgelegten Weg eine Entschädigung. 
Die Entschädigung beträgt für jede voll Reisestunde die 
Hälfte der Stundenvergütung (§ 35 Abs. 3 Unterabs. 1), 
höchstens jedoch das Vierfache der Stundenvergütung. Für 
die Berechnung der Reiseoau:er sind die für die Kirchen
beamten jeweils geltenden Vorschriften des Reisekosten-
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rechts sinngemäß anzuwenden. Soweit Betriebe in privater 
Rechtsform nach eigenen Grundsätzen verfahren. sind 
diese maßgebend. 

§ 44

§ 45

ABSCHNITT X 
Treuegeld 

. § 46
Treuegeld 

Die Zahlung eines Treuegeldes richtet sich nach der jeweils 
geltenden landeskirchlichen Ordnung. 

ABSCHNITT XI 
Urlaub, Arbeitsbefreiung 

§ 47
Erholungsurlaub 

(1) Der Angestellte erhält in jedem Urlaubsjahr Erholungs
urlaub unter Zahlung der Urlaubsvergütung. Urlaubsjahr
ist das Kalenderjahr.

(2) Als Urlaubsvergütung werden die Vergütung{§ 26) und
die Zulagen, die in Monatsbeträgen festgelegt sind, weiter
gei.ahlt.

(3) Der Urlaubsanspruch kann erst nach Ablauf von sechs
Monaten, bei Jugendlichen nach Ablauf von drei Monaten,
nach der Einstellung geltend gemacht werden, es sei denn,
daß der Angestellte vorher ausscheidet.

(4) ...

(5) Urlaub, der dem Angestellten in einem früheren Be
schäftigungsverhältnis für Monate gewährt worden ist, die
in sein jetziges Angestelltenverhältnis fallen, wird auf den
Urlaub angerechnet.

(6) Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhängend �ewährt
werden. Er kann auf Wunsch des Angestellten in zwei
Teilen genommen werden, dabei muß jedoch ein Urlaub
steil so bemessen sein, daß der Angestellte mindestens zwei
volle Wochen von der Arbeit befreit ist.
Erkrankt der Angestellte während des Urlaubs und zeigt er
dies unverzüglich an, so werden die durch ärztliches - auf
Verlangen durch amts- oder vertrauensärztliches - Zeugnis
nachgewiesenen Krankheitstage, an denen der Angestellte
arbeitsunfähig war, auf den Urlaub nicht angerechnet. Der
Angestellte hat sich nach planmäßigem Ablauf semes Ur
laubs oder, falls die Krankheit länger dauert, nach Wieder
herstellung der Arbeitsfähigkeit zur Arbeitsleistung zur
Verfügung zu stellen. Der Antntt des restlichen Urlaubs
wird erneut festgesetzt.

(7) Der Urlaub ist spätestens bis zum Ende des Urlaubsjah
res anzutreten.
Kann der Urlaub his zum Ende des Urlaubsjahres nicht
angetreten werden, ist er bis rum 30. April des folgenden
Urlaubsjahres anzutreten. Kann der Urlaub aus dienstli
chen oder betrieblichen Gründen, wegen Arbeitsunfähig
keit oder wegen der Schutzfristen nach dem Mutterschutz-
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• 
gesetz nicht bis zum 30. April angetreten werden, ist er bis 
zum 30. Juni anzutreten. War ein innerhalb des Urlaubsjah
res für dieses Urlaubsjahr festgelegter Urlaub auf Veranlas
sung des Arbeitgebers in die Zeit nach dem 31. Dezember 
des Urlaubsjahres verlegt worden und konnte er wegen 
Arbeitsunfähigkeit nicht nach Satz 2 bis zum 30. Juni an
getreten werden, ist er bis zum 30. September anzutreten. 
Läuft die Wartezeit (Absatz 3) erst im Laufe des folgenden 
Urlaubsjahres ab, ist der Urlaub spätestens bis Ende dieses 
Urlaubsjahres anzutreten. 
Urlaub, der nicht innerhalb der genannten Fristen angetre
ten ist, verfällt. 

(8) Angestellte, die ohne Erlaubnis während des Urlaubs
gegen Entgelt arbeiten, verlieren hierdurch den Anspruch
auf die Urlaubsvergütung für die Tage der Erwerbstätig
keit.

§ 48
Dauer des Erholungsurlaubs 

(1) Der Erholungsurlaub des Angestellten, dessen durch
schnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit auf fünf
Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt ist (Fünftagewo
che ), beträgt bis zum vollendeten 30. Lebensjahr 26 Ar
beitstage, bis zum vollendeten 40. Lebensjahr 29 Arbeits
tage und nach vollendetem 40. Lebensjahr 30 Arbeitstage.

(2) ...

(3) Die Dauer des Erholungsurlaubs einschließlich eines
etwaigen Zusatzurlaubs vermindert sich für jeden vollen
Kalendermonat eines Sonderurlaubs nach § 50 Abs. 2 oder
eines Ruhen des Arbeitsverhältnisses nach § 59 Abs. 1
Unterabs. 1 Satz 5 um ein Zwölftel. Die Verminderung
unterbleibt für drei Kalendermonate eines Sonderurlaubs
zum Zwecke der beruflichen Fortbildung, wenn eine
Anerkennung nach § 50 Abs. 2 Satz 2 vorliegt.

(4) Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen der Ange
stellte dienstplanmäßig oder betriebsüblich zu arbeiten hat
oder zu arbeiten hatte, mit Ausnahme der auf Arbeitstage
fallenden gesetzlichen Feiertage, für die kein Freizeitaus
gleich gewährt wird. Endet eine Arbeitsschicht nicht an
dem Kalendertag, an dem sie begonnen hat, gilt als Arbeits
tag der Kalendertag, an dem die Arbeitsschicht begonnen
hat.
Ist die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ar
beitszeit regelmäßig oder dienstplanmäßig im Durchschnitt
des Urlaubsjahres auf mehr als fünf Arbeitstage in der
Kalenderwoche verteilt, erhöht sich der Urlaub für jeden
zusätzlichen Arbeitstag im Urlaubsjahr um 1/250 des Ur
laubs nach Absatz 1 zuzüglich eines etwaigen Zusatzur
laubs. Ein Zusatzurlaub nach § 48 a und den entsprechen
den Sonderregelungen hierzu, nach dem Schwerbehinder
tengesetz und nach Vorschriften für politisch Verfolgte
bleibt dabei unberücksichtigt.
Ist die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ar
beitszeit regelmäßig oder dienstplanmäßig im Durchschnitt
des Urlaubsjahres auf weniger als fünf Arbeitstage in der
Kalenderwoche verteilt, vermindert sich der Urlaub für
jeden zusätzlichen arbeitsfreien Tag im Urlaubsjahr um
1/250 des Urlaubs nach Absatz l zuzüglich eines etwaigen
Zusatzurlaubs. Ein Zusatzurlaub nach § 48 a und den
en!SJ>rechenden Sonderregelungen hierzu, nach dem Schwer
behmdertengesetz und nach Vorschriften für politisch
Verfolgte bleibt dabei unberücksichtigt.
Wird die Verteilung der durchschnittlichen regelmäßigen
wöchentlichen Arbeitszeit während des Urlaubsjahres auf
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Dauer oder jahreszeitlich bedingt vorübergehend geändert, 
ist die Zahl der Arbeitstage zugrunde zu legen, die sich 
ergeben würde, wenn die für die Urlaubszeit maßgebende 
Verteilung der Arbeitszeit für das ganze Urlaubsjahr gelten 
würde. 
Verbleibt nach der Berechnung des Urlaubs nach den 
Unterabsätzen 2 bis 4 ein Bruchteil eines Urlaubstages von 
0,5 oder mehr, wird er auf einen vollen Urlaubstag aufge
rundet; ein Bruchteil von weniger als 0,5 bleibt unberück
sichtigt. 

(5) Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe des
Urlaubsjahres, so beträgt der Urlaubsanspruch ein Zwölftel
für jeden vollen Beschäftigungsmonat. Scheidet der Ange
stellte wegen Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit
(§ 59) oder durch Erreichung der Altersgrenze(§ 60) aus
dem Arbeitsverhältnis aus, so beträgt der Urlaubsanspruch
sechs Zwölftel, wenn das Arbeitsverhältnis in der ersten
Hälfte, und zwölf Zwölftel, wenn es in der zweiten Hälfte
des Urlaubsjahres endet. Satz 2 gilt nicht, wenn der Urlaub
nach Absatz 3 zu vermindern ist.

(Sa) Vor Anwendung der Absätze 3 und 5 sind der Erho
lungsurlaub und ein etwaiger Zusatzurlaub zusammenzu
rechnen. 

(Sb) Bruchteile von Urlaubstagen werden- mehreren Bruch
teilen nach ihrer Zusammenrechnung - einmal im Urlaubs
jahr auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet: Absatz 4 
Unterabsatz 5 bleibt unberührt. 

(6) Maßgebend für die Berechnung der Urlaubsdauer ist das
Lebensjahr, daß im Laufe des Urlaubsjahres vollendet
wird.

(7) ...

§ 48a
Zusatzurlaub für Wechselschichtarbeit, Schichtarbeit 

und Nachtarbeit 

(1) (wird nicht angewendet)

(2) (wird nicht angewendet)

(3) Der Angestellte, der seine Arbeit ständig nach einem
Schichtplan (Dienstplan) zu erheblich unterschiedlichen
Zeiten (in Wechselschichtarbeit, in Schichtarbeit oder im
häufigen unregelmäßigen Wechsel mit Abweichungen von
mindestens drei Stunden) beginnt oder beendet, erhält bei
einer Leistung im Kalenderjahr von mindestens
110 Nachtarbeitsstunden 1 Arbeitstag,
220 Nachtarbeitsstunden 2 Arbeitstage,
330 Nachtarbeitsstunden 3 Arbeitstage,
450 Nachtarbeitsstunden 4 Arbeitstage
Zusatzurlaub im Urlaubsjahr.

(4) Der Angestellte, der die Voraussetzungen der Absätze
1 und 3 nicht erfüllt, erhält bei einer Leistung im Kalender
jahr von mindestens
150 Nachtarbeitsstunden I Arbeitstag,
300 Nachtarbeitsstunden 2 Arbeitstage,
450 Nachtarbeitsstunden 3 Arbeitstage,
600 Nachtarbeitsstunden 4 Arbeitstage
Zusatzurlaub im Urlaubsjahr.

(5) Für den Angestellten, der spätestens mit Ablauf des
Urlaubsjahres, in dem der Anspruch nach Absatz 9 Satz 2
entsteht, das 50. Lebensjahr vollendet hat, erhöht sich der
Zusatzurlaub um einen Arbeitstag.
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(6) Bei Anwendung der Absätze 3 und 4 werden nur die im
Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit(§ 15 Abs. 1 bis 4
und die entsprechenden Sonderregelungen hierzu) in der
Zeit zwischen 20 Uhr und 6 Uhr dienstplanmäßig bzw. be
triebsüblich geleisteten Arbeitsstunden berücksichtigt. Die
Absätze 3 und 4 gelten nicht, wenn die regelmäßige
Arbeitszeit nach § 15 Abs. 2 Buchstabe e verlängert ist.

(7) Zusatzurlaub nach den Absätzen 1 bis 4 darf insgesamt
vier - in den Fällen des Absatz 5 fünf - Arbeitstage für das
Urlaubsjahr nicht überschreiten.

(8) Bei nichtvollbeschäftigten Angestellten ist die Zahl der
in den Absätzen 3 und 4 geforderten Arbeitsstunden ent
sprechend dem Verhältnis der vereinbarten durchschnittli
chen regelmäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeits
zeit eines entsprechenden vollbeschäftigten Angestellten zu
kürzen. Ist die vereinbarte Arbeitszeit im Durchschnitt des
Urlaubsjahres auf weniger als fünf Arbeitstage in der
Kalenderwoche verteilt, ist der Zusatzurlaub in entspre
chender Anwendung des § 48 Abs. 4 Unterabs. 3 Satz 1 und
Unterabs. 5 zu ennitteln.

(9) Der Zusatzurlaub bemißt sich nach der bei demselben
Arbeitgeber im vorangegangenen Kalenderjahr erbrachten
Arbeitsleistung. Der Anspruch auf Zusatzurlaub entsteht
mit Beginn des auf die Arbeitsleistung folgenden Urlaubs
jahres.

(10) Auf den Zusatzurlaub werden Zusatzurlaub und zu
sätzlich freie Tage angerechnet, die nach anderen Regelun
gen wegen Wechselschicht-, Schicht- oder Nachtarbeit
zustehen.

§ 49
Zusatzurlauh 

(1) Für die Gewährung eines Zusatzurlaubs sind hinsicht
lich des Grundes und der Dauer die für die Kirchenbeamten
des Arbeitgebers jeweils maßgebenden Bestimmungen
sinngemäß anzuwenden. Dies gilt nicht für Bestimmungen
über einen Zusatzurlaub der in § 48 a geregelten Art.

(2) Zusatzurlaub nach dieser Ordnung und nach sonstigen
Bestimmungen wird nur bis zu insgesamt fünf Arbeitstagen
im Urlaubsjahr gewährt. Erholungsurlaub und Zusatzur
laub (Gesamturlaub) dürfen im Urlaubsjahr zusammen 34
Arbeitstage nicht überschreiten.
Unterabsatz 1 ist auf Zusatzurlaub nach dem Schwerbehin
dertengesetz oder nach Vorschriften für politisch Verfolg
te, Unterabsatz 1 Satz 2 auf Zusatzurlaub nach § 48 a und
den entsprechenden Sonderregelungen hierzu nicht anzu
wenden.
Für die Anwendung des Unterabsatzes 1 gilt § 48 Abs. 3
bis 5 b entsprechend.

§ 50
Sonderurlaub 

(1) Dem Angestellten ist für die Dauer eines von einem
Träger der Sozialversicherung, von einem Träger der
Tuberkulosehilfe oder von einem Beauftragten für die
Durchführung der Tuberkulosehilfe, von einem Träger
einer Altersversorgung einer öffentlichen Verwaltung oder
eines Betriebes oder von der Versorgungsbehörde verord
neten Kur- oder Heilverfahrens oder einer als beihilfetihig
anerkannten Heilkur ein Sonderurlaub unter Zahlung der
Urlaubsverptung (§ 47 Abs. 2) bis zur Höchstdauer von
sechs Wochen zu gewähren.
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(2) Der Angestellte kann bei Vorliegen eines wichtigen
Grundes unter Verzicht auf die Bezüge Sonderurlaub erhal
ten, wenn die dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse
es gestatten. Diese Zeit gilt nicht als Beschäftigungszeit
nach § 19, es sei denn, daß der Arbeitgeber vor Antritt des
Sonderurlaubs ein dienstliches oder betriebliches Interesse
an der Beurlaubung schriftlich anerkannt hat.

§ 51
Urlaubsabgeltung 

(1) Ist im Zeitpunkt der Kündigung des Arbeitsverhältnis
ses der Urlaubsanspruch noch nicht erfüllt, ist der Urlaub,
soweit dies dienstlich oder betrieblich möglich ist, während
der Kündigungsfrist zu gewähren und zu nehmen. Soweit
der Urlaub nicht gewährt werden kann oder die Kündi
gungsfrist nicht ausreicht, ist der Urlaub abzugelten. Ent
sprechendes gilt, wenn das Arbeitsverhältnis durch Auflö
sungsvertrag (§ 58) oder wegen Berufsunfähigkeit oder
Erwerbsunfähigkeit ( § 59) endet oder wenn das Arbeit..wer
hältnis nach § 59 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 5 zum Ruhen
kommt.
Ist dem Angestellten wegen eines vorsätzlich schuldhaften
Verhaltens außerordentlich gekündigt worden oder hat der
Angestellte das Arbeitsverhältnis unberechtigterweise ge
löst, wird lediglich derjenige Urlaubsanspruch abgegolten,
der dem Angestellten nach gesetzlichen Vorschriften bei
Anwendung § 48 Abs. 5 Satz 1 noch zustehen würde.

(2) Für jeden abzugeltenden Urlaubstag werden bei der
Fünftagewoche 3/65, bei der Sechstagewoche 1/26 der
Urlaubsvergütung gezahlt, die dem Angestellten zugestan
den hätte, wenn er während des ganzen Kalendermonats, in
dem er ausgeschieden ist, Erholungsurlaub gehabt hätte. In
anderen Fällen ist der Bruchteil entsprechend zu ennitteln.

Protokollnotiz: 

Die Abgeltung unterbleibt, wenn der Angestellte in unmit
telbarem Anschluß in ein Arbeitsverhältnis zu einem ande
ren Arbeitgeber des öffentlichen oder kirchlichen Dienstes 
im Sinne des§ 44 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 Buchst. a übertritt 
und dieser sich verpflichtet, den noch nicht verbrauchten 
Urlaub zu gewähren. 

§ 52
Arbeitsbefreiung 

(1) Der Angestellte wird in den nachstehenden Fällen,
soweit nicht die Angelegenheit außerhalb der Arbeitszeit,
gegebenenfalls nach ihrer Verlegung, erledigt werden kann,
unter Fortzahlung der Vergütung (§ 26) für die Dauer der
unumgänglich notwendigen Abwesenheit von der Arbeit
freigestellt:

1. zur Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten
nach deutschem Recht
a) zur Ausübung des Wahl- und Stimmrechts und zur
Beteiligung an Wahlausschüssen, 
b) zur Ausübung öffentlicher Ehrenämter,
c) zur Teilnahme an Wahlen der Organe der gesetzlichen
Sozialversicherung und anderer öffentlicher Einrichtun
gen,
d) zur Wahrnehmung amtlicher, insbesondere gerichtlicher
oder polizeilicher Termine, soweit sie nicht durch private
Angelegenheiten des Angestellten veranlaßt sind,
e) bei Heranziehung zum Feuerlöschdienst, Wasserwehr
oder Deichdienst einschließlich der von den örtlichen
Wehrleitungen ange.ordneten Übungen sowie bei Heram.ie
hung zum Bergwachtdienst oder zum Seenotrettungsdienst

http:Heram.ie
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zwecks Rettung von Menschenleben, zum Dienst im Kata
strophenschutz sowie zum freiwilligen Sanitätsdienst bei 
Vorliegen eines dringenden öffentlichen Interesses, 
f) bei Heranziehung zur Bestattung von Verstorbenen,
soweit sich die Verpflichtung aus der Ortssatzung ergibt.
1 a. zur Ausübung eines Amtes als Mitglied der nach
Verfassung, Gesetz oder Satzung leitenden kirchlichen
Organe und ihrer Ausschüsse.

2. aus folgenden Anlässen:
a) bei ansteckenden Krankheiten im Haushalt des Ange
stellten, sofern der Arzt ein Fernbleiben von der Arbeit
anordnet,
b) bei einer amts-; betriebs-, kassen-, versorgungs- oder
vertrauensärztlich oder bei einer von einem Träger der
Sozialversicherung bzw. von der Bundesanstalt für Arbeit
angeordneten Untersuchung oder Behandlung des arbeits
fähigen Angestellten, wobei die Anpassung, Wiederher
stellung oder Erneuerung von Körperersat7.Stücken sowie
Beschaffung von Zahnersatz als ärztliche Behandlung gel
ten,
c) zur Ablegung von beruflichen oder der Berufsfortbil
dung dienenden Prüfungen, soweit sie im dienstlichen oder
betrieblichen Interesse liegen,
d) bei Teilnahme an der Beisetzung von Angehörigen
derselben Beschäftigungsstelle, wenn die dienstlichen oder
betrieblichen Verhältnisse es zulassen,
e) bei Feuer- oder Hochwassergefahr, die die Habe des
Angestellten bedroht,
f) bei Teilnahme an Blutspendeaktionen als Blutspender.

In den Fällen der Nr. 1 sowie der Nr. 2 Buchst. a, b und f 
besteht Anspruch auf Fortzahlung der Vergütung nur inso
weit als der Angestellte nicht Ansprüche auf Ersatz der 
Vergütung geltend machen kann. Die fortgezahlten Beträge 
gelten in Höhe des Erstattungsanspruchs als Vorschuß auf 
die Leistungen der Kostenträger. Der Angestellte hat den 
Ersatzanspruch geltend zu machen und die erhaltenen 
Beträge an den Arbeitgeber abzuführen. 

(2) Der Angestellte wird vorbehaltlich der Sätze 2 bis 4 aus
folgenden Anlässen in nachstehendem Ausmaß unter Fort
zahlung der Vergütung(§ 26) von der Arbeit freigestellt:
a) bei Umzug des Angestellten mit eigenem Hausstand 2
Arbeitstage,
b) beim Umzug des Angestellten mit eigenem Hausstand
anläßlich der Versetzung oder Abordnung an einen anderen
Ort aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen 3 Arbeits
tage,
c) bei 25, 40 und S0jährigem Arbeitsjubiläum des Ange
stellten 1 Arbeitstag,
d) bei der Eheschließung des Angestellten 2 Arbeitstage,
e) bei der Niederkunft der mit dem Angestellten in häusli
cher Gemeinschaft lebenden Ehefrau 2 Arbeitstage,
f) beim Tode des Ehegatten 4 Arbeitstage,
g) beim Tode von Eltern, Großeltern, Schwiegereltern,
Stiefeltern, Kindern oder Geschwistern, die mit dem
Angestellten in demselben Haushalt gelebt haben 2 Arbeits
tage,
h) bei der Beisetzung einer in Buchstabe g genannten
Person, die nicht mit dem Angestellten in demselben
Haushalt gelebt bat 1 Arbeitstag,
i) bei der Taufe, bei der Einsegnung (Konfirmation), bei der
Erstkommunion oder bei einer entsprechenden religiösen
Feier und bei der Eheschließung eines Kindes des Ange
stellten 1 Arbeitstag,
k) bei der silbernen Hochzeit des Angestellten 1 Arbeitstag,
1) bei schwerer Erkrankung
aa) des Ehegatten,
bb) eines Kindes, das das 14. Lebensjahr noch nicht
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vollendet hat, wenn im laufenden Kalenderjahr kein An
spruch nach § 4S SGB V besteht oder bestanden hat, 
cc) der im Haushalt des Angestellten lebenden Eltern oder
Stiefeltern des Angestellten, wenn dieser die nach ärztlicher
Bescheinigung unerläßliche Pflege des Erkrankten deshalb
selbst übernehmen muß, weil eine andere Person für diesen
Zweck nicht sofort zur Verfügung steht, bis zu 6 Kalender•
tagen im Kalenderjahr,
m) soweit kein Anspruch nach Buchstabe 1 besteht oder im
laufenden Kalenderjahr eine Arbeitsbefreiung nach Buch
stabe 1 nicht bereits in Anspruch genommen worden ist, bei
schwerer Erkrankung des Ehegatten oder einer sonstigen in
seinem Haushalt lebenden Person, wenn der Angestellte
aus diesem Grunde die Betreuung seiner Kinder, die das
achte Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder wegen
körperlicher oder seelischer Behinderung dauernd pflege•
bedürftig sind, übernehmen muß, weil eine andere Person
für diesen Zweck nicht sofort zur Verfügung steht bis zu 6
Kalendertagen im Kalenderjahr.

Fällt in den Fällen der Buchstaben b bis k der Anlaß auf 
Freistellung auf einen arbeitsfreien Tag, entfällt der An
spruch auf Freistellung. 

Fällt in den Fällen der Buchstaben d bis g der Anlaß der 
Freistellung auf einen arbeitsfreien Tag oder ist der dem 
Anlaß der Freistellung folgende Tag• im Falle des Buch
staben feiner der drei folgenden Tage - arbeitsfrei, vennin
dert sich der Anspruch auf Freistellung um einen Arbeits
tag. 

In den Fällen der Buchstaben I und m vermindert sich der 
Anspruch auf Freistellung umjeden in den Anspruchszei
traum fallenden arbeitsfreien Tag. 

(3) Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fällen
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung der Vergütung(§ 26)
bis zu drei Arbeitstagen gewähren.
In begründeten Fällen kann bei Verzicht auf die Bezüge
kurzfristige Arbeitsbefreiung gewährt werden, wenn die
dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten.

(4) Zur Teilnahme an Tagungen kann den gewählten
Vertretern der Kreisvorstände, der Bezirksvorstände, der
Bundesabteilungsvorstände sowie des Hauptvorstandes bzw.
der Kreisvorstände, der Landesvorstände, der Bundesbe
rufs- und Bundesfachgruppenvorstände auf Anfordern der
vertragschließenden Gewerkschaften Arbeitsbefreiung bis
zu sechs Werktagen im Jahr unter Fortz:ahlung der Vergü
tung(§ 26) erteilt werden, sofern nicht dringende dienstli
che oder betrieh1iche Interessen entgegenstehen. Dies gilt
entsprechend für die gewählten Vertreter in Organen der
Verbände kirchlicher Mitarbeiter.
Zur Teilnahme an Tarifverhandlungen mit dem Bund, der
Tarifgemeinschaft deutscher Länder und der Vereinigung
der kommunalen Arbeitgeberverbände oder ihrer Arbeitge
berverbände kann auf Anfordern einer der vertragschlie
ßenden Gewerkschaften Arbeitsbefreiung unter Fortzah
lung der Vergütung(§ 26) ohne zeitliche Begrenzung erteilt
werden.
Angestellten, die der jeweils zuständigen Arbeitsrechtli
chen Kommission angehören oder von ihr zur Mitarbeit
herangezogen werden, ist Arbeitsbefreiung in dem für ihre
Tätigkeit in dieser Kommission notwendigen Umfang ohne
Minderung der Bezüge zu erteilen.

(5) Dauert die Arbeitsbefreiung nicht länger als sechs
Werktage, so werden neben der Vergütung(§ 26) die in
Monatsbeträgen festgelegten Zulagen fortgex.ahlt.
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§ 52a
Fort7.ahlung der Vergütung bei Arbeitsaw.fall 

in besonderen Fällen 

(1) Bei Arbeitsausfall infolge vorübergehender Betriebs
störungen betriebstechnischer oder wirtschaftlicher Art,
z.B. Mangel an Rohstoffen oder Betriebsstoffen, werden
dem durch den Arbeitsausfall betroffenen Angestellten die
Vergütung(§ 26) sowie die in Monatsbeträgen festgelegten
Zulagen für die ausgefallene Arbeitszeit fortgezahlt,jedoch
längstens für die Dauer von sechs aufeinander folgenden
Arbeitstagen. Das gleiche gilt für Arbeitsausfall infolge
behördlicher Maßnahmen. Die Vergütung wird nur fortge
zahlt, wenn der Angestellte ordnungsgemäßan der Arbeits
stelle erschienen ist und sich zur Arbeit gemeldet hat, es sei
denn, daß der Arbeitgeber auf das Erscheinen des Ange
stellten zur Arbeit ausdrücklich oder stillschweigend ver
zichtet hat. Der Arbeitgeber ist berechtigt zu verlangen,
daß die ausgefallene Arbeitszeit im Rahmen der gesetzli
chen Vorschriften, insbesondere der Arbeitszeitordnung,
innerhalb von zwei Wochen ohne nochmalige Bezahlung
nachgeholt wird.

(2) Bei Arbeitsversäumnis, die infolge von technisch be
dingten Verkehrsstörungen oder infolge von Naturereig
nissen am Wohn- oder Arbeitsort oder auf dem Wege zur
Arbeit unvermeidbar ist und nicht durch Leistungsver
schiebung ausgeglichen werden kann, werden die Vergü
tung(§ 26) sowie die in Monatsbeträgen festgelegten Zu
lagen für die ausgefallene Arbeitszeit, jedoch längstens für
zwei aufeinander folgende Kalendertage, fortgezahlt.

ABSCHNITT XII 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

§ 53
Ordentliche Kündigung 

(1) Innerhalb der Probezeit ( § 5) beträgt die Kündigungs
frist zwei Wochen zum Monatsschluß.

(2) Im übrigen beträgt die Kündigungsfrist bei einer Be
schäftigungszeit(§ 19)
bis zu 1 Jahr 1 Monat
zum Monatsschluß;

bei einer Beschäftigungszeit 
von mehr als 1 Jahr 
von mindestens 5 Jahren 
von mindestens 8 Jahren 
von mindestens 10 Jahren 
von mindestens 12 Jahren 
zum Schluß eines Kalendervierteljahres. 

6Wochen, 
3 Monate, 
4Monate, 
5Monate, 
6 Monate 

(3) Nach einer Beschäftigungszeit (§ 19) von 15 Jahren,
frühestens jedoch nach Vollendung des vierzigsten Lebens
jahres, ist der Angestellte unkündbar, wenn die arbeitsver
traglich vereinbarte durchschnittliche regelmäßige wöchent
liche Arbeitszeit mindestens die Hälfte der regelmäßigen
Arbeitszeit eines entsprechenden vollbeschäftigten Ange
stellten beträgt.

( 4) Für Angestellte unter 18 Jahren beträgt die Kündigungs
frist zwei Wochen zum Monatsschluß.

§ 54
Außerordentliche Kündigung 

(1) Der Arbeitgeber und der Angestellte sind berechtigt,
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das Arbeitsverhältnis aus einem wichtigen Grunde fristlos 
zu kündigen, wenn Tatsachen vorliegen, auf Grund derer 
dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände 
des Einzelfalles und unter Abwägung der Interessen beider 
Vertragsteile die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses bis 
zum Ablauf der Kündigungsfrist oder bis zu der vereinbar
ten Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht zugemutet 
werden kann. 
Als wichtige Gründe zur fristlosen Kündigung gelten ins
besondere der Austritt des Angestellten aus der evangeli
schen Kirche und der Verlust der Rechte aus der Ordination 
oder Vokation. 

(2) Die Kündigung kann nur innerhalb von zwei Wochen
erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der
Kündigungsberechtigte von den für die Kündigung maßge
benden Tatsachen Kenntnis erlangt. Der Kündigende muß
dem anderen Teil auf Verlangen den Kündigungsgrund
unverzüglich schriftlich mitteilen.

§ 55
Unkündbare Angestellte 

(1) Dem unkündbaren Angestellten(§ 53 Abs. 3) kann aus
in seiner Person oder in seinem Verhalten liegenden wich
tigen Gründen fristlos gekündigt werden.

(2) Andere wichtige Gründe, insbesondere dringende be
triebliche Erfordernisse, die einer Weiterbeschäftigung des
Angestellten entgegenstehen, berechtigen den Arbeitgeber
nicht zur Kündigung. In diesen Fällen kann der Arbeitgeber
das Arbeitsverhältnis jedoch, wenn eine Beschäftigung zu
den bisherigen Vertragsbedingungen aus dienstlichen Gründen
nachweisbar nicht möglich ist, zum Zwecke der Herab
gruppierung um eine Vergütungsgruppe kündigen.
Der Arbeitgeber kann das Arbeitsverhältnis ferner zum
Zwecke der Herabgruppierung um eine Vergütungsgruppe
kündigen, wenn der Angestellte dauernd außerstande ist,
diejenigen Arbeitsleistungen zu erfüllen, für die er einge
stellt ist und die die Voraussetzung für seine Eingruppie
rung in die bisherige Vergütungsgruppe bilden, und ihm
andere Arbeiten, die die Tätigkeitsmerkmale seiner bishe
rigen Vergütungsgruppe erfüllen, nicht übertragen werden
können. Die Kündigung ist ausgeschlossen, wenn die
Leistungsminderung
a) durch einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit im
Sinne der Reichsversicherungsordnung herbeigeführt worden
ist, ohne daß der Angestellte vorsätzlich oder grob fahrläs
sig gehandelt hat oder
b) auf einer durch die langjährige Beschäftigung verursach
ten Abnahme der körperlichen oder geistigen Kräfte und
Fähigkeiten nach einer Beschäftigungszeit (§ 19) von 20
Jahren beruht und der Angestellte das fünfundfünfzigste
Lebensjahr vollendet hat.
Die Kündigungsfrist beträgt sechs Monate zum Schluß
eines Kalendervierteljahres.
Lehnt der Angestellte die Fortsetzung des Arbeitsverhält
nisses zu den ihm angebotenen geänderten Vertragsbedin
gungen ab, so gilt das Arbeitsverhältnis mit Ablauf der
Kündigungsfrist als vertragsmäßig aufgelöst(§ 58).

(3) Außer in den in Absatz 2 geregelten Fällen kann der
Arbeitgeber das Arbeitsvehältnis ausnahmsweise mit einer
Frist von 6 Monaten zum Schluß des Kalenderjahres kün
digen, wenn die Weiterbeschäftigung des Angestellten
deshalb nicht mehr möglich ist, weil die Dienststelle oder
Einrichtung, in der er bisher tätig war, wesentlich einge
schränkt oder aufgelöst wird. Die Kündigung darf jedoch
nur erfolgen, wenn dem Angestellten eine zumutbare, im
wesentlichen gleichwertige und entsprechend gesicherte
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Beschäftigungsmöglichkeit nachgewiesen wird, auch wenn 
er in dieser Beschäftigung eine Vergütungsgruppe niedri
ger eingruppiert ist. 

§ 56
Ausgleichszulage bei Arbeitsunfall 

und Berufskrankheit 

Ist der Angestellte infolge eines Unfalls, den er nach 
mindestens einjähriger ununterbrochener Beschäftigung 
bei demselben Arbeitgeber in Ausübung oder infolge seiner 
Arbeit ohne Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit erlitten hat, 
in seiner bisherigen Vergütungsgruppe nicht mehr voll 
leistungsfähig und wird er deshalb in einer niedrigeren 
Verg(ttungsgruppe weiterbeschäftigt, so erhält er eine 
Ausgleichszulage in Höhe des Unterschiedbetrages zwi
schen der ihm in der neuen Vergütungsgruppe jeweils 
zustehenden Grundvergütung zuzüglich der allgemeinen 
Zulage, die er in der verlassenen Vergütungsgruppe zuletzt 
bezogen hat. Das gleic he gilt bei einer Berufskrankheit im 
Sinne der Reichsversicherungsordnung nach mindestens 
dreijähriger ununterbrochener Beschäftigung. 

§ 57
Schriftform der Kündigung 

Nach Ablauf der Probezeit(§ 5) bedürfen Kündigungen
auch außerordentliche - der Schriftform. Kündigt der 

•Arbeitgeber, so soll er den Kündigungsgrund in dem
Kündigungsschreiben angeben; § 54 Abs. 2 Satz 3 bleibt
unberührt.

§ 58
Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

durch Vereinbarung 

Das Arbeitsverhältnis kann im gegenseitigen Einvemeh
menjederzeit beendet werden (Auflösungsvertrag). 

§ 59
Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

infolae Berufsunfähiakeit und Erwerbsunfähigkeit 

(1) Wird durch den Bescheid eines Rentenversicherungsträ
gers festgestellt, daß der Angestellte berufsunfähig oder
erwerbsunfähig ist, so endet das Arbeitsverhältnis mit
Ablauf des Monats, in dem der Bescheid zugestellt wird,
sofern der Angestellte eine außerhalb der gesetzlichen
Rentenversicherung bestehende Versorgung durch den
Arbeitgeber oder durch eine Versorgungseinrichtung er
hält, zu der der Arbeitgeber Mittel beigesteuert hat. Der
Angestellte hat den Arbeitgeber von der Zustellung des
Rentenbescheides unverzüglich zu unterrichten. Beginnt
die Rente wegen Berufsunfähigkeit oder wegen Erwerbsun
fähigkeit erst nach der Zustellung des Rentenbescheides,
endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des dem Rentenbe
ginn vorangegangenen Tages. Das Arbeitsverhältnis endet
nicht, wenn nach dem Bescheid des Rentenversicherungs
trägers eine Rente auf Zeit(§ 53 AVG, § 1276 RVO, §
72 RKG) gewährt wird. In diesem Falle ruht das Arbeits
verhältnis mit allen Rechten und Pflichten von dem Tage
an, der auf den Satz 1 oder 3 maßgebenden Zeitpunkt folgt,
bis zum Ablauf des Tages, bis zu dem die Zeitrente
bewilligt ist, längstens jedoch bis zum Ablauf des Tages, an
dem das Arbeitsverhältnis endet.
Verzögert der Angestellte schuldhaft den Rentenantrag
oder bezieht er Ruhegeld nach § 25 Abs. 1 AVG, § 1248
Abs. 1 AVOoder § 48 Abs. 1 Nr. 1 RKG oderist er nicht
in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert, so tritt
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an die Stelle des Bescheides des Rentenversicherungsträ
gers das Gutachten eines Amtsarztes. Das Arbeitsverhältnis 
endet in diesem Falle mit Ablauf des Monats, in dem dem 
Angestellten das Gutachten bekanntgegeben worden ist. 

(2) Erhält der Angestellte keine außerhalb der gesetzlichen
Rentenversicherung bestehende Versorgung durch den
Arbeitgeber oder durch eine Versorgungseinrichtung, zu
der der Arbeitgeber Mittel beigesteuert hat, so endet das
Arbeitsverhältnis des kündbaren Angestellten nach Ablauf
der für ihn geltenden Kündigungsfrist(§ 53 Abs. 2), des
unkündbaren Angestellten(§ 53 Abs. 3) nach Ablauf einer
Frist von sechs Monaten zum Schluß eines Kalenderviertel
jahres. Die Fristen beginnen mit der Zustellung des Renten
bescheides bzw. mit der Bekanntgabe des Gutachtens des
Amtsarztes an den Angestellten. Der Angestellte bat den
Arbeitgeber von der Zustellung des Rentenbescheides
unverzüglich zu unterrichten. Beginnt die Rente wegen
Berufsunfähigkeit oder wegen Erwerbsunfähigkeit erst nach
der Zustellung des Rentenbescheides, beginnen die Fristen
mit Ablauf des dem Rentenbeginn vorangehenden Tages.
Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 4 und S gelten entsprechend.

(3) Das Arbeitsverhältnis eines Schwerbehinderten im
Sinne des § 1 des Schwerbehindertenge setzes endet abwei
chend von den Absätzen I und 2 nicht durch die Feststel
lung der Berufsunfähigkeit durch einen Rentenversiche
rungsträger, wenn die Berufsunfähigkeit durch
a) eine gesundheitliche Schädigung im Sinne der§§ 1 und
82 des Bundesversorgungsgesetzes oder
b) eine nach dem 31. Juli 1945 eingetretene gesundheitliche
Schädigung im Sinne des § 5 Abs. 2 Buchst. a) des Bundes
versorgungsgesetzes oder
c) eine gesundheitliche Schädigung durch nationalsoziali
stische Verfolgungs- oder Unterdrückungsmaßnahmen aus
politischen, rassischen oder religiösen Gründen
verursacht ist. In diesen Fällen endet das Arbeitsverhältnis
durch die Feststellung des Amtsarztes, daß der Angestellte
auch für die von ihm nach dem Arbeitsvertrag auszuübende
Tätigkeit im Sinne der Rentenversicherungsgesetze berufs
unfähig ist. Im übrigen bleiben die Absätte 1 und 2
unberührt.

( 4) Liegt bei einem Angestellten, der Schwerbehinderter im
Sinne des Schwerbehindertengesetzes ist, in dem Zeit
punkt, in dem nach den Absätz.en 1 bis 3 das Arbeitsverhält
nis wegen Berufsunfähigkeit endet, die nach § 22 des
Schwerbehindertengesetzes erforderliche Zustimmung der
Hauptfürsorgestelle noch nicht vor, endet das Arbeitsver
hältnis mit Ablauf des Tages der Zustellung des Zustim
mungsbescheides der Hauptfiirsorgestelle.

(5) Nach Wiederherstellung <ler Berufsfähigkeit soll der
Angestellte, der bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses
nach Absatz 1 oder Absatz 2 bereits unkündbar war, auf
Antrag bei seiner früheren Dienststelle wieder eingestellt
werden, wenn dort ein für ihn geeigneter Arbeitsplatz frei
ist.

Protokollnotizen zu den Absätzen I und 2: 

a) Absatz 1 Unterabsatz 1 Satz 4 und 5 gelten entsprechend
für den in der gesetzlichen Rentenversicherung nicht versi
cherten Angestellten, dessen Berufsunfähigkeit oder Er
werbsunfähigkeit nach Absatz 1 Unterabsatz 2 durch Gut
achten des Amtsarztes fe.5tgestellt worden ist, wenn er von
einer Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung im Sinne
<les § 7 Abs. 2 A VG eine Rente auf Zeit erhält.
b) Als Versorgung im Sinne der Absätze 1 und 2 gilt auch
das Treuegeld(§ 46).
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§ 60
Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Erreichen 

der Altersgrenze, Weiterbeschäftigung 

(1) Das Arbeitsverhältnis endet, ohne daß es einer Kündi
gung bedarf, mit Ablauf des Monats, in dem der Angestellte
das fünfundsechszigste Lebensjahr vollendet hat.

(2) Soll der Angestellte, dessen Arbeitsverhältnis nach
Absatz 1 geendet hat, ausnahm<;weise weiterbeschäftigt
werden, ist ein neuer schriftlicher Arbeitsvertrag abzu
schließen. In dem Arbeitsvertrag können die Vorschriften
dieses Tarifvertrages ganz oder teilweise abgedungeo werden.
Es darf jedoch keine niedrigere Vergütung vereinbart
werden als die der Vergütungsgruppe, die der Tätigkeit des
Angestellten entspricht. Das Arbeitsverhältnis kann jeder
zeit mit einer Frist von vier Wochen zum Monatsschluß
gekündigt werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts anderes
vereinbart ist
Sind die sachlichen Voraussetzungen für die Erlangung
laufender Bezüge aus der Rentenversicherung oder einer
Altersversorgung eines kirchlichen Arbeitgebers im Sinne
von § 20 Abs. 2 Satz 1 Buchst. h, eines von diesem
Tarifvertrag erfaßten Arbeitgebers oder einer Körperschaft,
Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts, die diesen
oder einen Tarifvertrag wesentlich gleichen Inhalts anwen
det, in dem in Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkt noch nicht
gegeben, so soll der Angestellte, wenn er noch voll lei
stungsfähig ist, bis zum Eintritt der Voraussetzungen, im
allgemeinen aber nicht über drei Jahre hinaus, weiterbe
schäftigt werden.

(3) Absatz 2 Satz 2 bis 4 gelten entsprechend für Angestell
te, die nach Vollendung des fünfundsechszigsten Lebens
jahres eingestellt werden.

§ 61
Zeugnisse und Arbeitsbescheinigungen 

( 1) Bei Kündigung hat der Angestellte Anspruch auf unver
zügliche Ausstellung eines vorläufigen Zeugnisses über Art
und Dauer seiner Tätigkeit. Dieses Zeugnis ist bei der
Beendigung des Arbeil'lverhältnisses sofort gegen ein
endgültiges Zeugnis umzutauschen, das sich auf Antrag
auch auf Führung und Leistung erstrecken muß.

(2) Der Angestellte ist berechtigt, aus triftigen Gründen
auch während des Arbeitsverhältnisses ein Zeugnis zu
verlangen.

(3) Auf Antrag ist dem Angestellten bei Beendigung des
Arbeitsverhältnisses eine Bescheinigung über die Vergü
tungsgruppe und die zuletzt bez.ogene Grundvergütung
auszuhändigen.

A�SCHNITT xm

Ubergangsgeld 

§ 62
Vorausse�en für die Zahlung 

des Ubergangsgeldes 

(1) Der Angestellte, der am Tage der Beendigung des
Arbeitsverhältnisses
a) das einundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat und
b) in einem ununterbrochenen Angestelltenverhältnis von
mindestens einem Jahr bei demselben Arbeitgeber gestan-
den hat, ..
erhäJt heim Ausscheiden ein Ubergangsgeld.
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(2) Das Übergangsgeld wird nicht gewährt, wenn
a) der Angestellte das Ausscheiden verschuldet hat,
b) der Angestellte gekündigt hat,
c) das Arbeitsverhältnis durch Auflösungsvertrag (§ 58)
beendet ist,
d) der Angestellte eine Abfindung auf Grund des Kündi
gungsschutzgesetzes erhält,
e) der Angestellte auf Grund eines Vergleichs ausscheidet,
in dem vom Arbeitgeber eine Geldzahlung ohne Arbeitslei
stung zugebilligt wird,
t) sich unmittelbar an das beendete Arbeitsverhältnis ein
neues, mit Einkommen verbundenes Beschäftigungsver
hältnis anschließt,
g) der Angestellte eine ihm nachgewiesene Arbeitsstelle
ausgeschlagen hat, deren Annahme ihm billigerweise zuge
mutet werden konnte,
h) dem Angestellten auf Grund Satzung, Gesetzes, Tarif
vertrags oder sonstiger Regelung im Falle des Ausschei
dens vor Eintritt eines Versicherungsfalles im Sinne der
gesetzlichen Rentenversicherung eine Versorgungsrente
odervergleichbare Leistung gewährt wird oder die Anwart
schaft auf eine dieser Leistungen gesichert ist.

0) Auch in den Fällen des Absatzes 2 Buchst. b und c wird
Ubergangsgeld gewährt, wenn

1. der Angestellte wegen
a) eines mit Sicherheit erwarteten Personalabbaus,
b) einer Körperbeschädigung, die ihn zur Fortsetzung der
Arbeit unfähig macht,
c) einer in Ausübung oder infolge seiner Arbeit erlittenen
Ge&"'lllldheitsschädigung, die seine Arheit„fahigkeit für längere
Zeit wesentlich herabsetzt,
d) Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezuge des Alters
ruhegeldes nach § 25 Abs. 1 A VG, § 1248 Abs. 1 RVO
oder§ 48 Abs. 1 RKG,

2. die Angestellte außerdem wegen
a) Schwangerschaft,
b) Niederkunft in den letzten drei Monaten,
c) Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezuge des Alters
ruhegeldes nach § 25 Abs. 3 AVG, § 1248 Abs. 3 RVO
oder § 48 Abs. 3 RKG
gekündigt oder einen Auflösungsvertrag ( § 58) geschlossen
hat.

(�) Tritt der Angestellte innerhalb der Zeit, während der 
Ubergangsgeld zu zahlen ist(§ 64 Abs. 1), in ein neues, mit 
Einkommen verbundenes Beschäftigungsverhältnis ein oder 
wird ihm während dieses Zeitraumes eine Arbeitsstelle 
nachgewiesen, deren Annahll).e ihm billigerweise zugemu
tet werden kann, so steht ihm Ubergangsgeld von dem Tage 
an, an dem er das neue Beschäftigungsverhältnis angetreten 
hat oder hätte antreten können, nicht zu. 
Übergangsgeld steht ferner nicht zu für den Zeitraum vom 
Beginn des dritten Monats seit dem Beginn einer Rente 
wegen Erwerbsunfähigkeit oder Berufsunfähigkeit aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung, wenn das Arbeitsver
hältnis vor Beginn der Erwerbsunfähigkeit oder Berufsun
fähigkeit begründet worden war. 

Protokollnotiz zu Absatz 3 Nr. 1 Buchst. d und Nr. 2 
Buchst. c: 

Die Vorschriften gelten entsprechend für Angestellte, die 
keinen Anspruch auf Altersruhegeld aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung haben, aber die Voraussetzungen zum 
Bezuge einer entsprechenden Versorgungsrente aus der 
zusätzlichen Alters• und Hintetb\iebenenvetßOtgun.g erni\
len. 
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§ 63
Bemessung des Übergangsgeldes 

(l) Das Übergangsgeld wird nach der dem Angestellten am
Tage vor dem Ausscheiden zustehenden Vergütung(§ 26)
bemessen.: Steht an diesem Tage keine Vergütung zu, so
wird das Ubergangsgeld nach der Vergütung bemessen, die
dem Angestellten bei voller Arbeitsleistung am Tage vor
dem Ausscheiden zugestanden hätte.

(2) Das Übergangsgeld beträgt für je<les volle Jahr der dem
Ausscheiden vorangegangenen Zeiten, die seit der Vollen
dung des achtz.ehnten Lebensjahres in einem oder mehreren
ohne Unterbrechung aneinandergereihten Beschäftigungs
verhältnissen bei kirchlichen Arbeitgebern im Sinne von
§ 20 Abs. 2 Satz 1 Buchst. h, bei vom BAT erfaßten Arbeit
gebern oder Körperschaften, Stiftungen oder Anstalten des
öffentlichen Rechts, die den BAT oder einen Tarifvertrag
oder eine kirchliche Arbeitsrechtsregelung wesentlich glei
chen Inhalts anwenden, zurückgelegt sind, ein Viertel der
letzten Monatsvergütung, mindestens aber die Hälfte und
höchstens das Vierfache dieser Monatsvergütung. Als
Beschäftigungsverhältnisse gelten hierbei auch Zeiten, die
nach § 19 Abs. 1 Satz 4 bis 7 als Beschäftigungszeit
angerechnet worden sind.

(3) Als Beschäftigungsverhältnis gelten alle bei den in
Absatz 2 genannten Arbeitgebern in einem Beamten-,
Arbeits- oder Soldatenverhältnis zurückgelegten Zeiten
ausschließlich derjenigen, für die wegen Beurlaubung kei
ne Bezüge gezahlt wurden. Dabei bleibt eine Beschäftigung
a) als Ehrenbeamter,
b) als Beamter im Vorbereitungsdienst,
c) in einem nur nebenbei bestehenden Beamtenverhältnis,
d) in einem Ausbildungsverhältnis,
e) mit weniger als der Hältt: der regelmäßigen Arbeitszeit
eines entsprechenden Vollbeschäftigten
unberücksichtigt.
Als Unterbrechung im Sinne des Absatz.es 2 gilt je<ler
zwischen den Beschäftigungsverhältnissen liegende einen
oder mehrere Werktage - mit Ausnahme allgemein arbeits
freier Werktage umfassende Zeitraum, in dem ein Be
schäftigungsverhältnis nicht bestand. Als Unterbrechung
gilt es nicht, wenn der Angestellte in dem zwischen zwei
Beschäftigungsverhältnissen liegenden gesamten Zeitraum
arbeitsunfähig krank war oder die Zeit zur Ausführung
eines Umzugs an einen anderen Ort benötigt wurde.

( 4) Wurde dem Angestellten bereits Übergangsgeld oder
eine Abfindung gewährt, so bleibt:,n die davor liegenden
Zeiträume bei der Bemessung des Ubergangsgeldes unbe
rücksichtigt.

(5) Werden dem Angestellten laufende Versorgungsbezü
ge, laufende Unterstützungen, Arbeitslosengeld, Unter
stützung aus der Arbeitslosenhilfe nach dem Arbeitsförde
rungsgesetz (AFG), sonstige laufende Bezüge aus öffentli
chen Mitteln, Renten aus der gesetzlichen Rentenversiche•
rung oder Renten und vergleichbare Leistungen eines
ausländischen Versicherungsträgers gez.ahlt, oder hatte der
Angestellte, der weder Altersruhegeld noch Rente wegen
Berufsunfähigkeit bezieht, noch unter § 62 Abs. 3 Nr. 2
fällt, bei unverzüglicher Antragstellung nach Beendigung
des Arbeitsverhältnisses Anspruch auf Arbeitslosengeld
oder Untersützung aus der Arbeitslosenhilfe nach dem Ar
beitsförderungsgesetz (AFG), so erhilt er ohne Rücksicht
4,arauf, ob der Arbeitgeber dazu Mittel beigesteuert hat, das
Ubergangsgeld nur insoweit, al� die genannten Bezüge für
denselben Zeitraum hinter dem Ubergangsgeld zurückblei
ben. Das gleiche gilt für laufende Bezüge oder Renten aus
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einer Versorgung durch den Arbeitgeber oder aus einer 
Versorgungseinrichtung, zu der der Arbeitgeber, ein ande
rer kirchlicher Arbeitgeber im Sinne von § 20 Abs. 2 Satz 
1 Buchst. h oder ein anderer Arbeitgeber, der diesen Tarif
vertrag oder einen Tarifvertrag wesentlich gleichen Inhalts 
angewendet hat, die Mittel ganz oder teilweise beigesteuert 
hat. 

Bei Angestellten, die 
a) wegen Erreichens der Altersgrenze (§ 60),
b) infolge Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit(§ 59),
c) wegen Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezuge des
Altersruhegeldes nach § 25 Abs. 1 oder 3 A VG, § 1248
Abs. loder3RVOoder §48Abs. l Nr.1 oderAbs.3RKG
auf Grund eigener Kündigung oder Auflösungsvertrages,
d) nach ununterbrochener Weiterbeschäftigung über die
Altersgrenze hinaus § 60 Abs. 2 infolge Fristablaufä, Kün•
digung oder Auflösungsvertrages
aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschie<len sind, gelten als
laufender Bezug im Sinne des Satz.es 2 auch 1,25 v.H.
monatlich der doppelten Summe der Beiträge, die ein
Arbeitgeber als Zuschuß zu den Beiträgen zu einer öffent
lich rechtlichen Versicherungs- oder Versorgungseinrich
tung im Sinne des § 7 Abs. 2 A VG oder zu einer Lebens
versicherung des Angestellten gezahlt hat.

Zu den Bezügen im Sinne des Satz.es 1 gehören nicht 
a) Renten nach dem Bundesversorgungsgesetz,
b) der nach dem Beamtenversorgungsrecht neben dem
Ruhegehalt zu zahlende Unfallausgleich oder Hilflosig
keitszuschlag,
c) Unfallrenten nach der Reichsversicherungsordnung,
d) Renten nach den Gesetz.en zur Entschädigung der Opfer
der nationalsozialistischen Verfolgung (Bundesentschädi
gungsgesetz sowie die entsprechenden Gesetze der Län
der), soweit sie an Verfolgte oder deren Hinterbliebene als
Entschädigung für Schaden an Leben oder an Körper oder
Gesundheit geleistet werden,
e) Kriegsschadenrenten nach dem Lastenausgleichsgesetz,
f) Renten nach dem Gesetz zur Abgeltung von Besatzungs
schäden,
g) Renten aus der Höherversicherung, soweit sie auf
Beiträgen beruhen, die der Angestellte ohne Beteiligung
eines Arbeitgebers geleistet hat,
h) Blindenhilfe nach § 67 des Bundessozialhilfegesetzes,
i) Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetzes (BKGG)
oder Leistungen im Sinne des§ 8 Abs. 1 Nm. 1, 2 und 4
BKGG sowie Kindergeld auf Grund des Rechts der Euro
päischen Gemeinschaft oder auf Grund zwischenstaatlicher
Abkommen in Verbindung mit dem Bundeskindergeldge
setz.

Protokollnotiz zu Absatz 3: 

Als Ausbildungsz.eit nach Absatz 3 Satz 2 Buchst. d gilt 
nicht die Zeit der Tätigkeit eines Assistenarztes, die auf die 
Weiterbildung zum Facharzt angerechnet werden kann. 

Protokollnotiz zu Absatz S Satz 3 Buchst. c 

Diese Vorschrift gilt entsprechend für Angestellte, die 
keinen Anspruch auf Altersruhegeld aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung haben, aber die Voraussetzungen zum 
Bezuge einer entsprechenden Versorgungsrente aus der 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung erfül
len. 
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§64
Ausmhlung • Ubergangsgel• 

(1) Das Übergangsgeld wird in Monatsbeträgen am fünf
:zehnten eines Monats gez.ahlt, erstmalig am fünfzehnten
des auf das Ausscheiden folgenden Monats. Die Auszah
lung unterbleibt bis etwaige Vorschüsse durch Aufrech
nung getilgt sind. Vor der Zahlung hat der Angestellte
anzugeben, ob und welche laufenden Bezüge nach § 63
Abs. 5 gewährt werden. Ferner hat er zu versichern, daß er
keine andere Beschäftigung angetreten hat.

(2) Zu Siedlungszwecken oder zur Begründung oder zum
Brwe::rb eines eigenen gewerblichen Unternehmens kann
das Übergangsgeld in einer Summe ausgez.ahlt werden.

(3) Beim Tode des Angestellten wird der noch nicht
gezahlte Betrag an den Ehegatten oder die Kinder, für die
dem Angestellten Kindergeld nach dem Bundeskindergeld
gesetz (BKGG) zugestanden hat oder ohne Berücksichti
gung der §§ 3 und 8 BKGG zugestanden hätte, in einer
Summe gezahlt. Die Zahlung an einen der nach Satz 1
Berechtigten bringt den Anspruch der übrigen gegenüber
dem Arbeitgeber zum Erlöschen.

Protokollnotiz zu Abs. 3: 

Die Protokollnotiz 1 zu § 29 gilt entsprechend. 

ABSCHNITT XIV 
Besondere Vorschriften 

§ 65
Dienstwohnungen (Werkdienstwohnungen) 

Für die Zuweisung von Dienstwohnungen (Werkdienst
wohnungen) und für die Bemessung der Dienstwohnungs
vergütung (Werkdienstwohnungsvergütung) gelten die 
Bestimmungen des Arbeitgebers über Dienstwohnungen 
(Werkdienstwohnungen) in der jeweiligen Fassung. 

§ 66
Schutzkleidung 

Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorge
schrieben oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, wird sie 
unentgeltlich geliefert und bleibt Eigentum des Arbeitge
bers. Als Schutzkleidung sind die Kleidung&-itücke anzuse
hen, die bei bestimmten Tätigkeiten an bestimmten Arbeits
plätzen an Stelle oder über der sonstigen Kleidung zum 
Schutz gegen Witterungsunbilden und andere gesundheitli
che Gefahren oder außergewöhnliche Beschmutzung getra
gen werden müssen. Die Schutzkleidung muß geeignet und 
ausreichend sein. 

§ 67
Dienstkleidung 

Die Voraussetzungen für das Tragen von Dienstkleidung 
und die Beteiligung des Angestellten an den Kosten richten 
sich nach den bei dem Arbeitgeber jeweils geltenden 
Bestimmungen. Als Dienstkleidung gelten Kleidungsstük
ke, die zur besonderen Kenntlichmachung im dienstlichen 
lnteresse an SteUe anderer K}eidung während der Arbeit 
getragen werden müssen. 
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§ 68
Sachleistungen 

Sind mit der Beschäftigung des Angestellten Nebenbezüge 
durch Nutzung von Dienstgrundstücken und dergleichen 
verbunden, so ist hierfür ein angemessener Betrag zu 
entrichten. Für die Vorhaltung von Gerätschaften ist eine 
angemessene Entschädigung zu gewähren, sofern der 
Arbeitgeber ihre Vorhaltung fordert. 

§ 69

§ 70
Ausschlußfrist 

Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie 
nicht innerhalb einer Ausschlußfrist von sechs Monaten 
nach Fälligkeit vom Angestellten oder vom Arbeitgeber 
schriftlich gemacht werden, soweit nicht durch besondere 
Arbeitsrechtsregelung etwas anderes bestimmt ist. 
Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige Geltendma
chung des Anspruchs aus, um die Ausschlußfrist auch für 
später fällig werdende Leistungen unwirksam zu machen. 

ABSCHNITT XV 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

1. Zu § 1:

§ 71·

_ § 72 
Ubergangsregelungen 

Auf Mitarbeiter mit einer der Rentenversicherung der
Arbeiter unterliegenden Tätigkeit, die bei Inkrafttreten
dieser Ordnung nach bisherigem kirchlichem Recht als
Angestellte beschäftigt sind, wird für das bestehende Ar
beitsverhältnis diese Ordnung angewendet.

2. Zu § 27:
Für Angestellte, die bei Inkrafttreten dieser Ordnung im
kirchlichen Dienst beschäftigt sind, wird die vor diesem
Zeitpunkt festgesetzte Lebensaltersstufe beibehalten. Das
gilt auch bei einem ohne Unterbrechnung vorgenommenen
Wechsel des Arbeitgebers innerhalb des Geltungsbereiches
dieser Ordnung.

3. Zu §§ 53 und 60:
§53 Absatz 3 und § 60 Absatz 1 finden auf die Arbeitsver
hältnisse der Angestellten, die bei Inkrafttreten dieser
Ordnung im kirchlichen Dienst beschäftigt sind und das 65.

Lebensjahr vollendet haben, keine Anwendung.

§ 73
Aullerkrafttreten bisheriger R�elungen 

Die bisherigen kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen treten 
für den Geltungsbereich dieser Ordnung mit deren Inkraft
treten außer Kraft, soweit ihr Inhalt durch Bestimmungen 
dieser Ordnung geregelt wird. 

§ 74
Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am 1. Dezember 1991 in Kraft. 
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An1age I 
Allgemeiner Kirchlicher Vergütungsgruppenplan 

vom 6. Dezember 1991 

Als Anlage I zur Kirchlichen Arbeitsvertragsordnung für 
Angestellte wird folgender Allgemeiner Kirchlicher Ver
gütungsgruppenplan erlassen: 

§ 1
Allgemeiner Kirchlicher Vergütungsgruppenplan 

-AKVP-

Gliederung 

1 Allgemeine Gemeindedienste 

1. 1 Gemeindediakone
1.2 Gemeindepädagogen
1. 3 Katechetinen (neu) Gemeindehelferinnen

1.4 Kirchenmusiker
1.5 Küster, Hausmeister
1.6 Mitarbeiterinnen im Erziehungsdienst
1. 7 Mitarbeiter im Sozialdienst

2 Handwerk, Technik, Landwirtschaft, Hauswirtschaft 

3 Vetwaltung 

3.1 Mitarbeiter in der allgemeinen Veiwaltung 

4 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hoch
schulausbildung 

Vorbemerkungen 

1. Die Berufsbezeichnung ist in den Berufsgruppen in der
Regel in der weiblichen Form angegeben, wenn übeiwie
gend Frauen für den jeweiligen Aufgabenbereich angestellt
werden, sonst in der männlichen Form. Die Bezeichnungen
umfassen auch die jeweils andere Personengruppe.

2. Der Mitarbeiter ist in die Vergütungsgruppe einzugrup
pieren, deren Tätigkeitsmerkmale der gesamten von ihm
nicht nur vorübergehend ausgeübten Tätigkeit entspricht.
Dies ist der Fall, wenn zeitlich mindestens zur Hälfte Ar
beitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die Anfor
derungen eines Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätig
keitsmerkmale dieser Vergütungsgruppe erfüllen. § 22 ist
zu beachten.

3. Bei der Eingruppierung in die Vergütungsgruppe gehen
die besonderen Tätigkeitsmerkmale den allgemeinen Tätig
keitsmerkmalen vor.

4. Mitarbeiter mit einer vor dem 1. 1. 19 92 erfolgreich ab
geschlossenen kirchlichen Ausbildung, die zur Qualifika
tion für bestimmte kirchliche Berufe geführt hat, werden
für die Eingruppierung den in dieser Vergütungsordnung
genannten Mitarbeitern mit entsprechender Ausbildung für
den jeweiligen Beruf gleichgestellt. Insbesondere sind in
diesem Sinne gleichgestellt die kirchlich ausgebildeten
- Kinderdiakone den Erzieherinnen mit staatlicher Aner
kennung,
- Diakonischen Kinderhelferinnen den Kinderpflegerinnen
mit staatlicher Anerkennung oder staatlicher Prüfung,

- Veiwaltungsmitarbeiter mit zweiter Verwaltungsprüfung
oder mit Inspektorprüfung den Mitarbeitern mit Qualifika
tion für den gehobenen kirchlichen Verwaltungsdienst.

5. Die Vergütungsgruppen dieses Vergütungsgruppenpla
nes entsprechen den Vergütungsgruppen für das Pflegeper
sonal und den Besoldungsgruppen der Bundesbesoldungs
ordnung A wie folgt:

AKVP 

X 
IX b 
IX a 
VIII 
VII 
Vlb, Via 
V c
V b, V a
IV b 
IVa 
III 
II b, II a 
I b 
Ia 
I 

Pflege-Personal 
Verg. -Gruppen 

Kr. I 
Kr. II 

Kr. III 
Kr. IV,Kr. V,Kr. Va 
Kr. VI 
Kr. VII, Kr. VIII 
Kr. IX 
Kr. X, Kr. XI 
Kr. XII 
Kr. XIII 

Kirchenbeamten
Besoldungsordnung 

Al 
A2 
A3, A4 
AS 

A6 
A7 
A8 

A 9
A 10 
All 
A 12 
A13 
A 14 
A 15 
A 16 

6. Soweit die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten
oder in dem betreffenden Bereich beschäftigten Mitarbeiter
abhängt,

a) ist es für die Eingruppierung unschädlich, wenn im Or
ganisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene
Stellen nicht besetzt sind,

b) zählen teilbeschäftigte Mitarbeiter entsprechend dem
Verhältnis der mit ihnen im Arbeitsvertrag vereinbarten
Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit eines entspre
chenden Vollbeschäftigten,

c) zählen Mitarbeiter, die zu einem Teil ihrer Arbeitszeit
unterstellt oder zu einem Teil ihrer Arbeitszeit in einem
Bereich beschäftigt sind, entsprechend dem Verhältnis
dieses Anteils zur regelmäßigen Arbeitszeit eines Vollbe
schäftigten,

d) rechnen hierzu auch Kirchenbeamte der nach Nr. 5 ver
gleichbaren Besoldungsgruppen,

e) bleiben Mitarbeiter in der Ausbildung außer Betracht; für
die Berücksichtigung von Stellen, auf die Mitarbeiter in der
Ausbildung angerechnet werden, gilt Buchstabe a.

7. Soweit die Eingruppierung von der Durchschnittsbele
gung der jeweiligen Einrichtung abhängt, ist die Zahl der
tatsächlich belegten, nicht jedoch die Zahl der vorhandenen
Plätze zugrunde zu legen. Vorübergehend oder für kurze
Zeit z. B. wegen Erkrankung nicht belegte Plätze sind
mitzurechnen. Zeiten, in denen die Einrichtung vorüberge-



Nr. 1-2/92 

hend z.B. wegen Betriebsferien nicht oder nur gering belegt 
ist, sind außer Betracht zu Jassen. Bei der Feststellung der 
Belegung ist von der täglichen Höchstbelegung auszuge
hen. 

8. Ständige Vertreter sind nicht die Vertreter in Urlaubs
und sonstigen Abwesenheitsfiillen.

9. Die Anmerkungen zu den einzelnen Berufsgruppen sind
Bestandteile der jeweiligen Tätigkeitsmerkmale. Sie gelten
auch in den Fallgruppen für die Höhegruppierung in eine
höhere Vergütungsgruppe z.B. im Wege des Bewährungs
aufstiegs.

l Allgemeine Gemeindedienste

1. 1 Gemeindediakone

Verg.--Gr. Vc 

1. Gemeindediakone mit abgeschlossener Ausbildung im
ersten Jahr der Berufstätigkeit

Verg.--Gr. Vb 

2. Gemeindediakone mit abgeschlossener Ausbildung nach
einjähriger Berufstätigkeit

Verg.-Gr. IV b 

3. Mitarbeiter wie zu 2. nach vierjähriger Bewährung in
dieser Fallgruppe

4. Gemeindediakone mit abgeschlossener .f..usbildung und
mit Leitungsaufgaben in kreiskirchlichen Amtern oder mit
anderen besonderen verantwortlichen Tätigkeiten.

Verg.--Gr. IVa 

5. Mitarbeiter wie zu 4. nach fünfjähriger Bewährung in
dieser Fallgruppe.

1.2 Gemeindepädagogen 

Verg.--Gr. IVb 

1. Gemeindepädagogen mit ab�eschlossener Ausbildung
im ersten Jahr der Berufstätigkeat

Verg.--Gr. IVa 

2. Gemeindepädagogen mit abgeschlossener Ausbildung
nach einjähriger Berufstätigkeit

Verg.--Gr. III 

3. Mitarbeiter wie zu 2. nach fünfjähriger Bewährung in
dieser Fallgruppe
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1.3 Katechetinnen, Gemeindehelferinnen 

Verg.-Gr. VII 

1. Katechetinnen mit abgeschlossener C-Aushildung

Verg.-Gr. Vlb 

2. Mitarbeiterinnen wie zu 1. nach sechsjähriger Bewäh
rung in dieser Fallgruppe

Verg.-Gr. Vc 

3. Katechetinnen mit abgeschlossener B-Ausbildung

4. Gemeindehelferinnen

Verg.-Gr. Yb 

5. Mitarbeiterinnen wie zu 3. und 4. nach einjähriger Tä
tigkeit in der jeweiligen Fallgruppe

Verg.-Gr. IVb 

6. Mitarbeiterinnen zu 5. nach vierjähriger Bewährung in
dieser Fallgruppe

7. Kreiskatechetinnen

8. Gemeindehelferinnen mit Leitungsaufgaben in kreis
kirchlichen Ämtern oder mit anderen verantwortlichen
Tätigkeiten

Verg.-Gr. IV a 

9. Mitarbeiterinnen wie zu 7. und 8. nach fünfjähriger
Bewährung in der jeweiligen Fallgruppe.

1.4 Kirchenmusiker 

Veq�.-Gr. VII 

1. Kirchenmusiker mit C-Prüfung in entsprechender Tätig
keit

Verg.--Gr. Vlb 

2. Mitarbeiter wie zu 1. nach sechsjähriger Bewährung in
dieser Fallgruppe

Verg.--Gr. Vc 

3. Kirchenmusiker mit B-Prilfung in entsprechender Tätig
keit

4. Kirchenmusiker mit A-Prüfung in einer B-Kircherunusi
kerstelle
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Verg.-Or. Vb 

5. Mitarbeiter wie zu 3. und 4. nach einjähriger Bewährung

Verg.-Or. IVb 
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Verg.-Or. Vlb 

8. Mitarbeiter wie zu 7. nach sechsjähriger Bewährung in
dieser Fallgruppe.

6. Mitarbeiter wie zu 5. nach weiterer vierjähriger Bewäh- 1.6 Mitarbeiterinnen im Erziehungsdienst 

rung

7. A-Kirchenmusiker in einer A-Kirchenmusikerstelle

Verg.-Gr. IVa 

8. Mitarbeiter wie zu 7. nach einjähriger Bewährung

9. B-Kirchenmusiker mit hervorragenden Leistungen in B
Kirchenmusikerstellen mit großem Aufgabenumfang und
besonderer Bedeutung

Verg.-Gr. III 

10. Mitarbeiter wie zu 8. nach weiterer fünfjähriger Bewäh
rung in einer A-Kirchenmusikerstelle

Verg.-Gr. Ila 

11. A-Kirchenmusiker in einer landeskirchlichen Leitungs
stelle.

1.5 Küster, Hausmeister 

Verg.-Or. IX b 

1. Küster und Hausmeister mit einfacher Tätigkeit

Verg.-Gr. IXa 

2. Mitarbeiter wie zu 1. nach zweijähriger Bewährung in 
Verg.-Or. IXb

Verg.-Gr. VIII 

3. Mitarbeiter wie zu 2. nach dreijähriger Bewährung in
Verg.-Gr. IXa

4. Küster und Hausmeister mit schwierigem oder umfang
reichem Arbeitsbereich •

5. Küster und Hausmeister mit handwerklicher Ausbildung
oder förderlicher Berufserfahrung •

Verg.-Gr. VII 

6. Mitarbeiter wie zu 4. und 5. nach dreijähriger Bewäh
rung in dieser Fallgruppe

7. Küster und Hausmeister mit handwerklicher Ausbildung
oder förderlicher Berufserfahrung und mit besonders schwie
riger Tätigkeit

Verg.-Gr. IXb 

1. Mitarbeiterinnen im Erziehungsdienst ohne entspre
chende Ausbildung /1

Verg.-Or. VIII 

2. Mitarbeiterinnen wie zu 1. nach fünfjähriger Bewährung
in Verg.-Or. IXb

3. Kinderpflegerinnen mit staatlicher Anerkennung oder
mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie
sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund gleichwertiger
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätig
keiten ausüben /1,2

Verg.-Gr. VII 

4. Mitarbeiterinnen wie zu 3. nach zweijähriger Bewährung
in dieser Fallgruppe

5. Kinderpflegerinnen mit stattlicher Anerkennung oder
mit staatlicher Prüfung und mit schwierigen fachlichen Tä
tigkeiten sowie sonstige Mitarbeiterinnen, die aufgrund
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre
chende Tätigkeiten ausüben /1,2,3

Verg.-Or. Vlb 

6. Mitarbeiterinnen wie zu 5. nach vierjähriger Bewährung
in dieser Fallgruppe

7. Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung und entspre
chender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrung entspre
chende Tätigkeiten ausüben /1,4,5

Verg.-Or. Vc 

8. Mitarbeiterinnen wie zu 7. nach dreijähriger Bewährung
in dieser Fallgruppe /14

9. Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung und beson
ders schwierigen fachlichen Tätigkeiten sowie sonstige
Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und
ihrer Erfahrung entsprechende Tätigkeiten ausüben /1,4,5,6

10. Erzieherinnen mit staatlicher Anerkennung in Schul
kindergärten, Vorklassen oder Vermittlungsgruppen für
nicht schulpflichtige Kinder sowie sonstige Mitarbeiter,
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfah
rung entsprechende Tätigkeiten ausüben /5,7,14

11. Heilpädagoginnen mit staatlicher Anerkennung und
entsprechender Tätigkeit /1, 8
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12. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung
als ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Kinderta
gesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens
40 Plätz.en bestellt sind /9, 10. 14

Verg.-Gr. Vb 

13. Mitarbeiterinnen wie zu 9. und 11. nach vierjähriger
Bewährung in der jeweiligen Fallgruppe /8

1_4. Erz.ieh_erinnen mit staatlicher Anerkennung und fach
lich koordm1erenden Aufgaben für mindestens drei Mitar
beiterinnen mindestens der Fallgruppe 9 / l, 14 

15. Heilpädagoginnen mit staatlicher Anerkennung und
schwierigen Tätigkeiten /1,8, 11

16. Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Dun.:h
schnittsbelegung von weniger als 40 Plätz.eo /9, 10

17. Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Durch
schnittsbelegung von mindestens 40 Plätz.eo /9, 10

18. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung
als ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Kinderta
gesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens
70 Plätzen bestellt sind /9, 10

19. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung
als ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Kinderta
gesstätten für Behinderte im Sinne des § 39 BSHG oder für
Kinder und Jugendliche mit wesentlichcri Erziehungsschwie
rigkeiten mit einer Durchschnittsbelegung von weniger als
40 Plätzen bestellt sind /9, 10

Verg.-Gr. lVb 

20. Mitarbeiterinnen wie zu 15., 17. und 18. nach vierjäh
riger Bewährung in der jeweiligen Fallgruppe

21. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung
als ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Erzie
hungsheimen mit einer Durchschnittsbelegung von weni
ger als 50 Plätzen bestellt sind /1, 10, 13, 14

22. Leiterinnen von Erziehungsheimen mit einer Durch
schnittsbelegung von weniger als 50 Plätzen /1, 10, 13

23. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung
als ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Erzie
hungsheimen mit einer Durchschnittsbelegung von minde
stens 50 Plät:zen bestellt sind /1, 10, 13

24. Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Durch
schnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen /9, 10, 14

25. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung
als ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Kinderta
gesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens
100 Plätzen bestellt sind /9, 10,14

26. Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Durch
schnittsbelegung von mindestens 100 Plätzen/ 9, l 0

27. Mitarbeiterinnen, die durch Ausdrückliche Anordnung
als ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Kinderta
gesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens
130 Plätzen bestellt sind /9, 10
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2�. Leiterinnen von Kindertagesstätten für Behinderte im 
Sinne des§ 39 BSHG oder für Kinder und Jugendliche mit 
wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer Durch
schnittsbelegung von weniger als 40 Plätzen /9, 10, 14 

29. �ita�beiterinnen,.die durch au�d�ckliche Anordnung
als ständige Vertretennnen der Le1tennnen von Kinderta
gesstätten für Behinderte im Sinne des § 39 BSHG oder für
�inder und !ug�dliche mit wesentlichen Erziehungsschwie
ngke1ten rrut etner Durchschnittsbelegung von mindestens
40 Plätzen bestellt sind /9, 10, 12, 14

30. Leiterinnen von Kindertagesstätten für Behinderte im
Sinne des § 39 BSHG oder für Kinder und Jugendliche mit
wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer Durch
schnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen /9, 10

31. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung
als ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Kinderta
gesstätten für Behinderte im Sinne des § 39 BSHG oder für
Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwie
rigkeiten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens
70 Plätzen bestellt sind /9, 10, 12

Verg.-Gr. IVa 

32. Mitarbeiterinnen wie zu 22., 23., 26., 27., 30. und 31.
nach vierjähriger Bewährung in der jeweiligen Fallgruppe

33. Leiterinnen von Erziehungsheimen mit einer Durch
schnittsbelegung von mindestens 50 Plätzen / l, 10, 13

34. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung
als ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Erzie
hungsheimen mit einer Durchschnittsbelegung von minde
stens 90 Plätzen bestellt sind /1, 10, 13

35. Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Durch
schnittshelegung von mindestens 130 Plätzen /9,10,14

36. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung
als ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Kinderta
gesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens
180 Plätzen bestellt sind /9, 10, 14

37. Leiterinnen von Kindertagesstätten mit einer Durch
schnittsbelegung von mindestens 180 Plätzen /9, 10

38. Leiterinnen von Kindertagesstätten für Behinderte im
Sinne des§ 39 BSHG oder für Kinder oder Jugendliche mit
wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer Durch
schnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen /9, 10, 12, 14

39. Mitarbeiterinnen, die durch ausdrückliche Anordnung
als ständige Vertreterinnen der Leiterinnen von Kinderta
gesstätten für Behinderte im Sinne des § 39 BSHG oder für
Kinder und Jugendliebe mit wesentlichen Erziehungsschwie
rigkeiten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens
90 Plätzen bestellt sind /9,10,12,14

40. Leiterinnen von Kindertagesstätten für Behinderte im
Sinne des § 39 BSHG oder Kinder oder Jugendlieben mit
wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer Durch
schnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen /9, 11 , 13

Verg.-Gr. III 

41. Mitarbeiterinnen wie zu 33., 34., 37. und 40. nach
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vierjähriger Bewährung in der jeweiligen Fallgruppe 

42. Leiterinnen von Erziehungsheimen mit einer Durch
schnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen / 1, 11, 14

Vera.-Gr. Ila 

43. Mitarbeiterinnen wie zu 42. nach fünfjähriger Bewäh
rung in dieser Fallgruppe

Anmerkungen: 

l Die Mitarbeiterin - ausgenommen der Mitarbeiter im
handwerklichen Erziehungsdi�nst- erhält für die Dauer der
Tätigkeit in einem E!ziehung�heim, ein�m Kinde�- �r 
einem Jugendwohnheim oder eme vergleichbaren Emnch
tung (Heim) eine Zulage in Höhe von 72,00 DM monatlich, 
wenn in dem Heim überwiegend Behinderte im Sinne des 
§ 39 BSHG oder Kinder oder Jugendliebe mit wesentliche
Erziehungsschwierigkeiten zum Zwecke der Erziehung,
Ausbildung oder Pflege ständig untergebracht sind; sind
nicht nur übetwiegend solche Personen ständig unterge
bracht, beträgt die Zulage 36,00 DM monatlich.

Für Mitarbeiter im handwerklichen, hauswirtschaftlichen 
oder landwirtschaftlichen Erziehungsdienst in einem Heim 
im Sinne des Unterabsatz 1 erster Halbsatz beträgt die 
Zulage 48,00 DM monatlich. 

Die Bestimmungen über die Zulage finden entsprechende 
Anwendung auf die in Heimen für Nichtseßhafte und 
Gefährdete tätigen Mitarbeiter bis einschließlich Verg.-Gr. 
III. 

Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, für die Bezüge 
(Vergütung, Urlaubsvergütung, Krankenbezüge bzw. Kran
kengeldzuschuß) zustehen. Sit:_ist bei der Bemessung des 
Sterbegeldes (§ 41) und des Ubergangsgeldes (§ 63) zu 
berücksichtigen. § 21 gilt entsprechend. 

2 Nach diesem Tätigkeitsmerkmal sind bei gleicher Tätig
keit auch Mitarbeiterinnen mit abgeschlossener kirchlicher 
Ausbildung als Diakonische Kinderhelferinnen eingrup
piert. 

3 Schwierige fachliche Tätigkeiten im Sinne dieses Tätig
keitsmerkmals sind z.B.: 

a) Tätigkeiten in psychiatrischen Kliniken,
b) alleinverantwortliche Betreuung von Gruppen z.B. in
Randzeiten,
c) Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen,
denen besondere Aufgaben in der gemeinsamen Förderung
behinderter und nichtbehinderter Kinder zugewiesen sind)
in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung oder
d) Tätigkeiten in Gruppen von Kindern, Jugendlieben oder
jungen Etwachsenen mit wesentlichen Erziehungsschwie
rigkeiten.

4 Nach diesem Tätigkeitsmerkmal sind bei gleicher Tätig
keit auch eingruppiert Mitarbeiterinnen 

a) mit abgeschlossener kirchlicher Ausbildung als Kinder
diakonin,
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b) mit staatlicher Anerkennung oder Prüfung als Kinder
gärtnerin und Hortnerin,
c) mit staatlicher Erlaubnis als Kinderkrankenschwester,
die in Kinderkrippen tätig sind.

5 Als entsprechende Tätigkeit von Erzieherinnen gilt auch 
die Betreuung von über achtzehnjihrigen Personen. 

6 Besonders schwierige fachliche Tätigkeiten im Sinne 
dieses Tätigkeitsmerkmals sind z.B. 

a) Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen,
denen besondere Aufgaben in der gemeinsamen Förderung
behinderter und nichtbehinderter Kinder zugewiesen sind)
in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung oder
b) Tätigkeiten in Gruppen von Kindern, Jugendlieben oder
jungen Eiwachsenen mit wesentlichen Erziehungsschwie
rigkeiten,
c) Tätigkeiten in Jugendzentren/Häusern der offenen Tür,
d) Tätigkeiten in psychiatrischen Kliniken,
e) fachliche Koordinierungstätigkeiten ffir mindestens vier
Mitarbeiterinnen mindestens der Verg.-Gr. Vlb,
f) Tätigkeiten eines Facherziehers mit einrichtungsüber
greifenden Aufgaben.

7 Die Tätigkeit setzt voraus, daß überwiegend Kinder, die 
im nächsten Schuljahr schulpflichtig werden, nach einem 
spezieJJen pädagogischen Konzept auf die Schule vorberei
tet werden. 

8 Unter Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung sind 
Mitarbeiterinnen zu verstehen, die mindestens einen nach 
Maßgabe der Rahmenvereinbarung über die Ausbildung 
und Prüfung an Fachschulen für Heilpädagogik (Beschluß 
der Kultusministerkonferenz vom 12. September 1986) 

teten Ausbildungsgang mit der vorgeschriebenen 
fung erfolgreich abgeschlossenen und die Berechtigung 

zur Führung der Berufsbezeichnung "staatlich anerkannte 
Heilpädagogin" eiworben haben. 

9 Kindertagesstätten im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmales 
sind Krippen, Kindergärten, Horte, Kinderbetreuungsstu
ben, Kinderhäuser und Tageseinrichtungen der örtlichen 
Kindererholungsfürsorge. 

10 Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für das 
jeweilige Kalenderjahr grundsätzlich die Zahl der vom 1. 
Oktober bis 31. Dezember des vorangegangenen Kalender
jahres vergebenen, je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze 
zugrundezulegen. 

11 Schwierige Tätigkeiten im Sinne dieses Tätigkeitsmerk
males sind z.B. 

a) Tätigkeiten in der Erziehungsberatung, der psychosozia
len Beratung, der Frühförderung, der Pflegeelternbera
tung,
b) Tätigkeiten in gruppenergänzenden Einrichtungen der
Jugendhilfe,
c) Tätigkeiten mit entsprechender Eigenverantwortlich
keit.

12 Leiterinnen von Kindertagesstätten, in denen alle 
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Gruppen Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen 
besondere Aufgaben in der gemeinsamen Förderung behin
derter und nichtbehinderter Kinder zugewiesen sind) sind, 
werden d,m Leiterinnen dieser Fallgruppe gleichgestellt. 

1� Erziehungsheime sind Heime, in denen überwiegend 
Kind�r _ode� Juge�dli�he mit wesentlichen Erziehungs
scbw1engke1ten ständig untergebracht sind. Heime für 
Nichtseßhafte sind Erziehungsheimen gleichgestellt. 

14 Die Mitarbeiterinnen erhalten eine monatliche Vergü-
tungsgruppenzulage. Sie beträgt: 

für Mitarbei- nach folgender Prozent der Anfangs-
terinnen der Frist in der jewei- vergütung (§ 
Fallgruppe ligen Fallgruppe 27 Abschnitt 

A Ahs. 1

KAVO-Ang.) 
der Vergü-
tungsgruppe 

8 vierjähriger Tätig- 6 Vc 
keit 

10 vierjähriger Tätig- 6 V c  
keit, frühestens 
nach insgesamt 
siebenjähriger  
Berufstätigkeit als 
Erzieherin  im 
kirchlichen oder 
öf f e n t l i c h e n  
Dienst 

12 7 Vc 

14, 19 vierjähriger Be- 7,5 V h  
währung 

21,24,25, 28, vierjähriger Be- 7,5 JV b 
29 währung 

35,36,38,39 vierjähriger Be- 7,5 IV a 
währung 

Bei der Berechnung sich ergebende Bruchteile eines Pfen
nings unter 0,5 sind abzurunden, Bruchteile über 0,5 sind 
aufzurunden. Die Vergütungsgruppenzulag� gilt bei der 
Bemessung des Sterbegeldes(§ 41) und des Ubergangsgel
des (§ 61) als Bestandteil der Grundvergütung. 

1. 7 Mitarbeiter im Sozialdienst

Verg.-Gr. IXb 

1. Mitarbeiter im Sozialdienst ohne entsprechende Ausbil
dung

Seite 37 

Verg.-Gr. VIII 

2. Mitarbeiter wie zu 1. nach fünfjähriger Bewährung in
Verg.-Gr. lXb

Verg.-Gr. Vc 

3. Mitarbeiter in der Täti!!keit von Sozialarbeitern/Sozial-
pädagogen/1 

� 

Verg.-Gr. Vb 

4. Sozialarbeiter/ Sozialpädagogen mit entsprechender
Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleich
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrung entsprechende
Tätigkeiten ausüben/1,2

Verg.-Gr. JVh 

5. Mitarbeiter wie zu 4. nach .zweijähriger Bewährung in
die.<;er Fallgruppe/4

6, Sozialarbeiter/Sozialpädagogen mit entsprechenden schwie
rigen Tätigkeiten sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrung entspre
chende Tätigkeiten ausüben/1,3 ,4 

Verg.-Gr. IVa 

7. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen sowie sonstige Mitar
beiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer
Erfahrung entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tä
tigkeiten sich mindestens zu einem Drittel durch besondere
Schwierigkeit und Bedeutung aus der Fallgruppe 6 heraus
heht/1

8. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen sowie sonstige Mitar
beiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer
Erfahrung entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tä
tigkeit sich mindestens zur Hälfte durch besondere Schwie
rigkeiten und Bedeutung aus der Fallgruppe 6 heraushebt
11

Verg.-Gr. III 

9. Mitarbeiter wie zu 8. nach vierjähriger Bewährung in
dieser Fallgruppe

10. Sozialarbeiter/Sozialpädagogen sowie sonstige Mitar
beiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer
Erfahrung entsprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tä
tigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verant-·
wortung erheblich aus der Fallgruppe 8 heraushebt /1

Verg.-Gr. Ila 

11. Mitarbeiter wie zu 10. nach fünfjähriger Bewährung in
dieser Fallgruppe

Anmerkungen: 

1 Sozialarbeiter und Sozialpädagogen im Sinne dieses Tä
tigkeitsmerkmals sind solche mit staatlicher Anerkennung. 
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Ihnen stehen die nach vierjährigem Studium an einer Fach
hochschule graduierten Sozialarbeiter und Sozialpädago
gen gleic�. Fern!'r stehe� ihnen d!e früheren Jugendleite
rinnen tn1t staatlicher Prufung gleich. 

2 Als entsprechende Tätigkeit ist auch die Tätigkeit von 
Mitarbeitern als Leiter einer Gruppe von Kindern oder 
Jugendlieben oder jungen Erwachsenen mit wesentlichen 
Erziehungsschwierigkeiten anzusehen, sof� die Leitungs
funktion ausdrücklich übertragen worden 1st. 

3 Schwierige Tätigkeiten im Sinne dieses Tätigkeitsmerk
mals sind z.B.: 

a) Beratung von Suchtmittelabhängigen,
b) Beratung von HIV-Infizierten oder an AIDS erkrankten
Personen,
c) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Mitarbeiter min
destens der Vergütungsgruppe Vb,
d) Tätigkeit im sozialpsychiatrischen Dienst,
e) Tätigkeit in der sozialpädagogischen Familienhilfe,
f) Obdachlosenberatung,
g) Schuldnerberatung.

4 Eine monatliche Vergütungszulage erhalten

a) Mitarbeiter der Fallgruppe 5 nach sechsjähriger Tätig
keit in dieser Fallgruppe in Höhe von 6 % ,
b) Mitarbeiter der Fallgruppe 6 nach vierjähriger Bewäh
rung in dieser Fallgruppe in Höhe von 7,5 %

der Anfangsgrundvergütung (§ 27 Abschn. A Abs. l 
KA VO-Ang.) der Vergütungsgruppe IVb. 

Bei der Berechnung sich ergebende Bruchteile eines Pfen
nigs unter 0,5 sind abzurunden, Bruchteile von 0,5 und 
mehr sind aufzurunden. Die Vergütungsgruppenzulage gilt 
bei der Bemessung des Sterbegeldes(§ 41) und des Über
gangsgeldes (§ 63) als Bestandteil der Grundvergütung. 

3 Verwaltung* 

3.1 Mitarbeiter in der allgemeinen Verwaltung 

Verg.-Gr. X 

1. Mitarbeiter in der Verwaltung mit vorwiegend mechani
scher Tätigkeit

Verg.-Gr. IXb 

2. Mitarbeiter wie zu 1. nach zweijähriger Bewährung in
der Verg.-Gr. X

3. Mitarbeiter in der Verwaltung mit einfacher Tätigkeit
/1

4. Boten, Pförtner, Telefonisten

5. Mitarbeiter im Schreibdienst

* Der Gruppenplan 2 (Handwerk, Technik, Landwirtschaft,
Hauswirtschaft) wird demnächst veröffentlicht 
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Verg.-Gr. lXa 

6. Mitarbeiter wie zu 2. nach fünfjähriger Bewährung in
dieser Fallgruppe

7. Mitarbeiter wie zu 3., 4. und 5. nach zweijähriger Be
währung in Verg.-Gr. IXb

Verg.-Gr. VIII 

8. Mitarbeiter wie zu 7. nach fünfjähriger Bewährung in
dieser Fallgruppe

9. Mitarbeiter in der Verwaltung mit schwieriger Tätigkeit
*/1,2

10. Gemeindesekretärinnen mit einschlägigen Fachkennt
nissen•

11. Boten und Pförtner mit schwieriger Tätigkeit sowie Te
lefonisten in großen Vermittlungsstellen •

12. Mitarbeiter im Schreibdienst mit schwieriger Tätigkeit
• 

Verg.-Gr. VII 

13. Mitarbeiter wie zu 9., 10., 11. und 12. nach zweijäh
riger Bewährung in einer dieser Fallgruppen

14. Mitarbeiter in der Verwaltung in Tätigkeiten, die
gründliche Fachkenntnisse erfordern /3

15. Sekretärinnen

16. Mitarbeiter im Schreibdienst mit schwieriger und
vielseitiger Tätigkeit

Verg.-Gr. Vlb 

17. Mitarbeiter wie zu 14., 15. und 16. nach sechsjähriger
Bewährung in einer dieser Fallgruppen

18. Mitarbeiter in der Verwaltung in Tätigkeiten, die
gründliche und vielseitige Fachkenntnisse und in nicht
unerheblichem Umfang selbständige Leistungen erfordern
/4,5

19. Sekretärinnen, die weitgehend selbständige und verant
wortungsvolle Aufgaben wahrzunehmen haben

Verg.-Gr. Vc 

20. Mitarbeiter wie zu 18. und 19. nach sechsjähriger
Bewährung in einer dieser Fallgruppen

21. Mitarbeiter in der Verwaltung in Tätigkeiten, die
gründliche und vielseitige Fachkenntnisse und überwie
gend selbständige Leistungen erfordern /4

1 

Verg.-Gr. Vb 

22. Mitarbeiter wie zu 21. nach sechsjähriger Bewährung
in dieser Fallgruppe
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23. Mitarbeiter in der Verwaltung mit Qualifikation für den
gehobenen kirchlichen Verwaltungsdienst oder einer ande
ft:?. min?esten� glei�hw<?rtigen Verwaltungsausbildung in 
Tat1gke1ten, die gnmdhche, umfassende Fachkenntnisse 
und überwiegend selbständige Leistungen erfordern /6 

Verg.-Gr. IVb 

24. Mitarbeiter wie zu 23. nach vierjähriger Bewährung in
dieser FalJgmppe

25. Mitarbeiter in der Verwaltung mit Qualifikation für den
gehobenen kirchlichen Verwaltungsdienst oder einer ande
ren, mindestens gleichwertigen Verwaltungsausbildung,
die sich aus der Fallgruppe 23 dadurch herausheben, daß sie
eine besonders verantwortungsvolle Tätigkeit ausüben

Verg.-Gr.IVa 

26. Mitarbeiter in der Verwaltung mit Qualifikation für den
gehobenen kirchlichen Verwaltungsdienst oder einer ande
ren, mindestens gleichwertigen Verwaltungsausbildung,
die sich durch die besondere Schwierigkeit und Bedeutung
ihres Aufgabenbereichs aus der Fallgruppe 25 herausheben

Verg.-Gr. III 

27. Mitarbeiter in der Verwaltung mit Qualifikation für den
gehobenen kirchlichen Verwaltungsdienst oder einer ande
ren, mindestens gleichwertigen Verwaltungsausbildung,
die sich durch das Maß ihrer Verantwortung erheblich aus
der Fallgrnppe 26 herausheben.

Anmerkungen: 

l Nach diesem Tätigkeitsmerkmal werden auch Mitarbeiter
in Hausdruckereien eingruppiert.

2 Schwierige Tätigkeiten im Sinne dieses Tätigkeitsmerk
mals sind z.B. 

- Mitwirkung bei der Bearbeitung laufender oder gleichar
tiger Geschäfte nach Anleitung, Entwerfen von dabei zu
erledigenden Schreiben nach skizzierten Angaben,

- Erledigung ständig wiederkehrender Arbeiten in Anleh
nung an ähnliche Vorgänge, auch ohne Anleitung,

- buchhalterische Übertragungsarbeiten, Kontenführung.

3 Erforderlich sind nähere Kenntnisse von Gesetzen, Ver
waltungsvorschriften, Arbeitsrechtsregelungen usw. des 
Aufgabenkreises. 

4 Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brau
chen sich nicht auf das gesamte Gebiet der Verwaltung, bei 
der der Mitarbeiter beschäftigt ist, zu beziehen. Der Auf
gabenkreis des Mitarbeiters muß aber so gestaltet sein, daß 
er nur beim Vorhandensein gründlicher und vielseitiger 
Fachkenntnisse bearbeitet werden kann. 

Selbständige Leistungen erfordern ein den vorausgesetzten 
Fachkenntnissen entsprechendes selbständiges Erarbeiten 
eines Ergebnisses unter Entwicklung einer eigenen geisti-
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gen Initiative. Eine leichte geistige Arbeit kann diese 
Anforderungen nicht erfüllen. 
5 Der Umfang der selbständigen Leistungen ist nicht mehr 
un�rheblich, wenn er etwa ein Viertel der gesamten Tätig
keit ausmacht. 

6 Gründliche, umfassende Fachkenntnisse bedeuten ge
ge�über den in den Fal_lgruppen 18 und 21 geforderten
grundhchen und v1else1hgen Fachkenntnissen einti Steige
rung der Tiefe und der Breite nach. Mit der Ausbildung für 
den gehobenen kirchlichen Verwaltungsdienst und mit 
einer anderen, mindestens gleichwertigen Verwaltungsaus
bildung werden gründliche, umfassende Fachkenntnisse 
vermittelt. 

4. Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher
Hocru.chulausbildung

Verg.-Gr. Ila 

1. Mitarbeiter mit abge..•,chlos..sener wis&nst:haftlicher Hoch
schulausbildung und entsprechender Tätigkeit

Verg.-Gr. Ib 

2. Mitarbeiter wie zu 1.

a)mit zweiter Staatsprüfung oder zweiter theologischer
Priifung nach elfjähriger Bewährung in dieser Fallgruppe,

b) ohne zweite Staatsprüfung oder zweite theologische
Prüfung nach fünfzehnjähriger Bewährung in dieser Fall
gruppe

3. Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hoch
schulausbildung und entsprechender Tätigkeit, denen
mindestens drei Mitarbeiter der Verg. -Gr. Ila oder 1b durch
ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind

4. Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hoch
schulausbildung und entsprechender Tätigkeit, die sich
durch die besondere Bedeutung ihres Aufgabenkreises aus
der Fallgruppe 1 herausheben

Verg.-Gr. la 

5. Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hoch
schulausbildung und entsprechender Tätigkeit, die sich
durch das Maß ihrer Verantwortung erheblich aus der
Fallgruppe 4 herausheben.

Anmerkungen: 

1 Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, werden 
ebenfalls nach diesem Tätigkeitsmerkmal eingruppiert. Die 
Tätigkeiten dieser Mitarbeiter müssen solche sein, wie sie 
üblicherweise von Mitarbeitern mit abgeschlossener wis
senschaftlicher Hochschulausbildung ausgeübt werden. 

2 Wissenschaftliche Hochschulen sind Universitäten, Tech
nische Hochschulen sowie andere Hochschulen, die nach 
Landesrecht als wissenschaftliche Hochschulen anerkannt 
sind. 
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Eine abgeschlossene Hochschulausbildung liegt vor, wenn 
das Studium mit einer ersten Staatsprüfung oder mit einer 
Diplomprüfung beendet worden ist. Der ersten Staatsprü
fung oder der Diplomprüfung steht eine Promotion oder die 
akademische Abschlußprüfung (Magisterprüfung) einer 
Philosophischen Fakultät nur in den Fällen gleich, in denen 
die Ablegung einer ersten Staatsprüfung oder einer Di
plomprüfung nach den einschlägigen Ausbildungsvorschrif
ten nicht vorgesehen ist. 

Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulausbil
dung setzt voraus, daß für den Abschluß eine Mindeststu
dienzeit von mehr als sechs Semestern - ohne etwaige 
Praxissemester, Prüfungssemester u.ä. - vorgeschrieben 
ist. 

§2
Übergangsvorschriften 

Für die Mitarbeiter, die am 31. Dezember 1991 in einem 
Arbeitsverhältnis gestanden haben, das am 1. Januar 1992 
zu demselben Arbeitgeber fortbestanden hat, gilt für die 
Dauer dieses Arbeitsverhältnisses folgendes: 

1. Hängt die Eingruppierung oder der Anspruch auf eine
Vergütungsgruppenzulage nach der Kirchlichen Allge
meinen Vergütungsordnung von der Zeit einer Tätigkeit
oder von der Zeit einer Bewährung in einer bestimmten
Vergütungs- und Fallgruppe ab, wird die vor dem 1.
Januar 1992 zurückgelegte Zeit so berücksichtigt, wie
sie zu berücksichtigen wäre, wenn die Kirchliche Allge
meine Vergütungsordnung bereits seit dem Beginn des
Arbeitsverhältnisses gegolten hätte. 

Anlage II 
zum Allgemeinen Kirchlichen Vergütungsgruppenplan 
(AKVP) 
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2. Verringern sich durch das Inkrafttreten der Kirchli
chen Allgemeinen Vergütungsordnung die am 31. De
zember 1991 nach den bisher geltenden Arbeitsrechtsr&
gelungen zustehenden ständigen monatlichen Bezüge,
wird der Unterschiedsbetrag als persönliche Zulage
gewährt. Die persönliche Zulage vermindert sich um die
Hälfte der nach dem 1. Januar 1992 eintretenden persön
lichen und allgemeinen Verbesserungen der Bezüge
(Grundvergütung, Ortszuschlag, in Monatsbeträgen
festgelegte Zulagen).

§3
Außerkrafttreten von Regelungen 

Die bisherigen Arbeitsrechtsregelungen über die Eingrup
pierung von kirchlichen Angestellten treten mit Ablauf des 
30. November 1991 für die Berufsgruppen außer Kraft, für
die der Allgemeine Kirchliche Vergütungsplan Titigkeits-
merkmale enthält. 

§4
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Dezember 1991 in 
Kraft. 

Die Kirchenleitung 

Stier 
Landesbischof 

Ortszuschlagstabelle 
(monatlich in DM) 

Tari tk.lasse 

I b 

Je 

IT 

zu der Tarifklasse gehörende 
Vergütungsgruppen 

I bis II b 
Kr. XIII 

III bis V a/b 
Kr. XII bis Kr. VII 

V c bis X 
Kr. VI bis Kr. I 

Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Ortszuschlag für 
jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 80,42 DM. 

Gemäß § 3 Abs. 2 des Vergütungstarifvertrages Nr. 1 
erhöht sich in der Tarifklasse II der Ortszuschlag für das 
zweite und jedes weitere zu berücksichtigende Kind für 
Angestellte mit Vergütung nach 
- den Vergütungsgruppen X, IX b und Kr. I umje 24 DM,
- den Vergütungsgruppen IX a und Kr. II umje 18 DM
-der Vergütungsgruppe VIII umje 12 DM'. 

Stufe 1 Stufe 2 

501,88 596,78 

446,04 540,94 

420, 16 510,56 

Stufe 3 
1 Kind 

677,20 

621,36 

590,98 

Di�s gilt nich� für Kinder, für die das Kindergeld aufgrund 
zwiscbenstaathcher Abkommen abweichend von §10 BKOO 
bemessen wird; für die Anwendung des § 3 Abs. 2 
U!lterabs. _ 1 des Vergütungstarifvertrages Nr. l sind diese 
Kmder bei der Feststellung der Zahl der zu beriicksichti
genden Kinder nicht mitzuz.ählen. 
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Tabelle der Grundvergütungen 
für die Angestellten der Vergütungsgruppen Ibis X nach Vollendung des 21. bzw. 23. Lebensjahres 

Verg. Grundvergütung der Lebensaltersstufe nach vollendetem 
Gruppe 21. 23. 25. 27. 29. 31. 33. 35. 37. 39. 41. 43. 45. 47. 49. 

Lebensjahr (monatlich in DM) 

I 2673,97 2818,91 2963,90 3108,88 3253,85 3398,84 3543,80 3688,78 3833,75 3978,73 4123,72 4268,69 4413,64 

Ia 2464,68 2577,35 2689,99 2802,64 2915,29 3027,96 3140,64 3253,26 3365,93 3478,58 3591.26 3703,89 3811,91 

lb 2191,13 2299,43 2407,73 2516,03 2624,33 2732,64 2840,93 2949,24 ·3057,55 3165,83 3274,13 3382,44 3490,49 

Ha 1942,21 2041,67 2141,18 2240,63 2340, 12 2439,61 2539,06 2638,55 2738,03 2837,53 2937,00 3036,43 

IIb 1810,92 1901,59 1992,26 2082,95 2173,64 2264,32 2355,01 2445,69 2536,37 2627,06 2717,74 2757,37 

III 1726, 12 1810,92 1895,71 1980,50 2065,31 2150, 11 2234,92 2319,71 2404,51 2489,32 2574,14 2658,94 2739,60 

IVa 1564,70 1642,30 1719,89 1797,47 1875,07 1952,66 2030,26 2107,85 2185,46 2263,06 2340,65 2418,26 2494,78 

IV b 1430,67 1492,24 1553,77 1615,33 1676,86 1738,42 1799,'J? 1861,54 1923,08 1984,62 2046,19 2107,73 2115,92 

Va 1265,04 1313,80 1362,55 1415,24 1469,33 1523,45 1577,58 1631,69 1685,83 1739,94 1794,06 1848, 17 1898,45 

Vb 1265,04 1313,80 1362,55 1415,24 1469,33 1523,45 1577,58 1631,69 1685,83 1739,94 1794,06 1848,17 1851,92 

Vc 1195,82 1239,76 1283,77 1329,91 1376,07 1424,17 1475,37 1526,62 1577,81 1629,03 1679,59 

VIa 1132,41 1166,39 1200,32 1234,30 1268,24 1303,21 1338,88 1374,53 1410,83 1450,40 1489,97 1529,57 1569, 13 1608,73 1642,67 

Vlb 1132,41 1166,39 1200,32 1234,30 1268,24 1303,21 1338,88 1374,53 1410,83 1450,40 1489,97 1520,95 

VII 1049,10 1076,68 1104,27 1131,84 1159,43 1187,01 1214,59 1242,19 1269,75 1289,09 1327,06 1347,97 

VIII 970,51 995,72 1020,97 1046,18 1071,42 1096,64 1121,89 1147,10 1172,33 1191,08 

IX a 938,76 963,85 988,93 1014,01 1039,09 1064,17 1089,23 1114,32 1139,32 
.... 

IXb 903,58 926,47 949,35 972,23 995, 12 1018,01 1040,90 1063,78 1083,13 

X 839,03 861,92 884,81 907,69 930,59 953,47 976,36 999,26 1022,12 
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Ausschreibung unbesetzter Pfarrstellen 

8) 0. Nr. Brüel, Prediger /371-1

Die Pfarrstelle in Brüel wird zur Wiederbesetzung durch 
Wahl des Kirchgemeinderates ausgeschriehe[] (s.a. Kir
chengesetz vom 30. November 1969 über die Übertragung 
der Pfarrstellen in der Evangelisch-Lutherischen Landes
kirche Mecklenburgs). 

Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. Februar 1992 
bestimmt worden. Die Pfarre wird zum 1. Juni 1992 
vakant. Bewerbungen sind an den Oberkirchenrat, 2751 
Schwerin, Münzstraße 8, zu richten. 

Schwerin, den 8. Januar 1992 

Der Oberkirchenrat 
Stier 

10) O. Nr.

9) 0. Nr. Rostoc:t - St. Marien, Prediger /224-1

Die Pfarrstelle II in der Kirchgemeinde Rostock - St. 
Marien wird zur Wiederbesetzung durch den Oberkirchen
rat ausgeschrie!,en (s.a. Kirchengesetz vom 30. November 
1969 über die Ubertragung der Pfarrstellen in der Evange
lisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs). 

Das Datum der Ausschreibung ist mit dem 1. Februar 1992 
bestimmt worden. Bewerbungen sind an den Oberkirchen
rat, 2751 Schwerin, Münzstraße 8, zu richten. 

Schwerin, den 9. Januar 1992 

Der Oberkirchenrat 
Stier 

Berichtigung 
zum Kirchlichen Versorgungsgesetz (KVG) 

Versehentlich sind im Kirchlieben Amtsblatt Nr. 11-12/ 
1991 zwei Druckfehler im Kirchlichen Versorgunggesetz 
(KVG) unkorrigiert geblieben. 

Der Absatz 3 des § 3 lautet vollständig: 

(3) Auf die gesetzlich zustehende Versorgung kann weder
ganz noch teilweise verzichtet werden.

Ebenso bitten wir den § 35 Abs. 2 b zu berichtigen. Er 
lautet: 

b) als ruhegebalttähige Dienstreit, die nach §§ 6 und 7
berechnete Zeit und die bei der Rente berücksichtigten
zusätzlichen, nach der Vollendung des 27. Lebensjahres
liegende Zeit in einer rentenversicberungspflichtigen Be
schäftigung oder Tätigkeit,
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